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Produkthaushalt 2024 
Haushaltssatzung 

Entwurf der Haushaltssatzung 

des Kreises Lippe für das Haushaltsjahr 2024 

Aufgrund des § 53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 

14.07.1994; GV. NRW. S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 78 ff. der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV. NRW. 

S. 666) und des Gesetzes zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie und dem Krieg gegen die 

Ukraine folgenden Belastungen der kommunalen Haushalte im Land Nordrhein-Westfalen (NKF-CUIG 

vom 29.09.2020, zuletzt geändert durch Art. 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung kommunalrecht-

licher Vorschriften vom 09.12.2022; GV.NW S. 1063) jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, hat der 

Kreistag des Kreises Lippe mit Beschluss vom XX.XX.2024 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises 

voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlun-

gen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 632.168.682.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 662.540.664.- EUR 

abzüglich globaler Minderaufwand von 6.000.000.- EUR 

somit auf -24.371.982.- EUR 

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit auf  622.844.694.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit auf 641.538.122.- EUR 

nachrichtlich: globaler Minderaufwand von 

im Ergebnisplan 

6.000.000.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 26.557.834.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 68.059.200.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 515.327.825.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 466.353.300.- EUR 

festgesetzt. 
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Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gem. § 75 Abs. 2 Satz 4 GO NRW wird in 

den folgenden Teilplänen abgebildet: 

PB 16 - Allgemeine Finanzwirtschaft  6.000 TEUR 

Summe 6.000 TEUR 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird auf 

42.282.116.- EUR 

festgesetzt. 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen 

in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 

17.050.000.- EUR 

festgesetzt. 

§ 4 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisse im 

Ergebnisplan wird auf 

24.371.982.- EUR 

festgesetzt. 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 

wird auf 

110.000.000.- EUR 

festgesetzt. 

§ 6 

a) Die Kreisumlage wird mit einem Hebesatz von 36,147 % der Bemessungsgrundlagen nach dem 

Gemeindefinanzierungsgesetz festgesetzt. 

b) Von den Städten und Gemeinden, die kein eigenes Jugendamt unterhalten (kreisangehörige 

Städte und Gemeinden ohne die Städte Bad Salzuflen, Detmold, Lage und Lemgo), wird zur De-

ckung des Nettoausgabebedarfes des Kreisjugendamtes eine ausschließliche Belastung (Mehrbe-

lastung zur Kreisumlage) von 27,040 % der Bemessungsgrundlagen nach dem Gemeindefinanzie-

rungsgesetz erhoben. 
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Haushaltssatzung 

c) Von den Städten und Gemeinden, die Schüler in die Kreisgesamtschule in Lemgo entsenden, 

wird zur Deckung des Netto-Ausgabebedarfes der Kreisgesamtschule im Haushaltsjahr 2024 eine 

ausschließliche Belastung (Mehrbelastung zur Kreisumlage) aufgrund der Schülerzahl nach dem 

voraussichtlichen Stand vom 15.10.2023 erhoben. Die Umlagesätze für die Mehrbelastung wer-

den nach den für die Städte und Gemeinden, aus denen Schülerinnen und Schüler die Kreisge-

samtschule in Lemgo besuchen, geltenden Umlagegrundlagen folgendermaßen festgesetzt: 

Stadt / Gemeinde Umlagesatz 

Bad Salzuflen 0,00102 % 
Barntrup 0,24746 % 
Blomberg 0,08989 % 
Detmold 0,00197 % 
Dörentrup 0,58148 % 
Extertal 0,21702 % 
Kalletal 0,36454 % 
Lage 0,14605 % 
Lemgo 0,43520 % 
Schieder-Schwalenberg 0,00418 % 

Die Umlagen sind in Monatsbeträgen jeweils zum 15. eines Monats fällig. Erfolgt die Wertstel-

lung der Zahlung nicht am Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von 5 % über dem Ba-

siszinssatz nach § 247 BGB erhoben. Gemäß § 247 Abs. 2 BGB ist die Deutsche Bundesbank ver-

pflichtet, den aktuellen Stand des Basiszinssatzes im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Dieser 

beträgt 3,62 % ab 01.01.2024, der Verzugszinssatz für das Haushaltsjahr 2024 wird daher auf 

8,62 % festgesetzt. 

§ 7 

Umlage für den öffentlichen Personennahverkehr in Lippe 

Der Kreis Lippe sieht im Rahmen der Ausübung seines pflichtgemäßen Ermessens nach § 56 Abs. 4, 

Satz 3 KrO davon ab, eine ausschließliche Belastung für bestimmte Kreisteile oder eine dem Umfang 

nach näher bestimmte Mehr- und Minderbelastung dieser Kreisteile nach § 56 Abs. 4 Satz 1 KrO für 

die Aufwendungen des öffentlichen Personennahverkehrs im  Kreis Lippe zu erheben. 

§ 8 

Budgets 

Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und Aufwendungen 

 innerhalb der einzelnen Fachbereiche (FB), 

 innerhalb des FB 100 -  Service, Finanzen und Wirtschaft - einschl. IT-Strategie und Informa-

tionstechnik, 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
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 innerhalb des FB 300 – Ordnung – einschließlich FD 390 – Veterinärangelegenheiten und Ver-

braucherschutz, 

 innerhalb des Referats Landrat und strategische Steuerung, 

 innerhalb der Kreispolizeibehörde, 

 innerhalb des Fachdienstes Revision und Recht, 

 innerhalb des Fachdienstes Planen und Bauen, 

 innerhalb des Fachdienstes Bildung und 

 innerhalb des Fachdienstes Ländliche Entwicklung und Innovation 

gem. § 21 Abs. 1 KomHVO mit Ausnahme 

 der Personal- und Versorgungsaufwendungen, 

 der Aufwendungen für die Unterhaltung der Außenstellen (Bauunterhaltung, Bewirtschaf-

tung, Telefonie und Mieten) 

 der bilanziellen Abschreibungen sowie 

 der internen Verrechnungen 

jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind die Summe der Erträge und die Summe der 

Aufwendungen für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entsprechend für Einzahlungen und 

Auszahlungen für Investitionen. 

§ 9 

Genehmigung von Budgetverschlechterungen 

Hinweis:  Die Einteilung der Aufwendungen und Erträge in Gruppen ergibt sich aus der nach-
stehenden Anlage. 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch Mehrerträge innerhalb des Budgets gedeckt werden: 

Zuständigkeit 
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2 

Entscheidung durch Leitung 
der in § 7 genannten Budgets 

Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
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Außerplanmäßige Aufwendungen, die durch Einsparungen bei Aufwendungen innerhalb des Budgets ge-
deckt werden: 

Zuständigkeit 
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2 

Entscheidung durch Leitung 
der in § 7 genannten Budgets 

Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch das Gesamtbudget gedeckt werden: 

Zuständigkeit 
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 2 

über 250.000 EUR 
im Einzelfall 

Genehmigung des Kreistages 

bis einschl. 
250.000 EUR 
im Einzelfall 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 und 5 

über 50.000 EUR 
im Einzelfall 

Genehmigung des Kreistages 

bis einschl. 
50.000 EUR 
im Einzelfall 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Budgetverschlechterungen im Bereich der Personal- und Versorgungsaufwendungen: 

Zuständigkeit 
Budgetverschlechterungen, die sich durch 
Überschreitung Eckwert Personal- und Ver-
sorgungsaufwand ergeben 

über 500.000 EUR Genehmigung des Kreistages 

bis einschl. 
500.000 EUR 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Überschreitung Personal- und Versorgungs-
aufwandung innerhalb eines Budgets bei 
Einhaltung des Eckwertes 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen: 

Zuständigkeit 
Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigun-
gen 

bis einschl. 60.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzplanes 

Entscheidung durch Leitung 
der in § 7 genannten Budgets 

Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigun-
gen 

über 60.000 EUR  Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen 

bis einschl. 250.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzplanes 

Genehmigung der 
Kämmerin/des Kämmerers 

Außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen 

über 250.000 EUR Genehmigung des Kreistages 

Entsprechend ist bei Budgetverschlechterungen im Finanzplan zu verfahren. 
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§ 10 

Stellenplan 

Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 

kw-Vermerk:  Die Stelle entfällt mit dem Ausscheiden des/ der Stelleninhabers/ Stelleninhaberin. 

ku-Vermerk:  Die Stelle ist nach dem Ausscheiden des/ der Stelleninhabers/ Stelleninhaberin 

umzuwandeln. 

Detmold, den 25.01.2024 

Aufgestellt  Festgestellt 

Kämmerer         Landrat 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
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Einteilung der Aufwendungen und Erträge in Gruppen 

Für die Einteilung der Aufwendungen gelten die folgenden Gruppen: 

Gruppe 1 
Aufwendungen, die dem Grunde und der Höhe nach aufgrund von Rechtsvorschriften festge-
legt sind 
Dispositionsrahmen:  0 % 

Gruppe 2 
Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschriften dem Grunde und der Höhe nach festge-
legt sind, jedoch geringfügig beeinflusst werden können 
Dispositionsrahmen:  5 % 

Gruppe 3 
Personal- und Versorgungsaufwendungen 
Dispositionsrahmen: Stellenplan 

Gruppe 4 
Aufwendungen, die aufgrund von Rechtsvorschriften grundsätzlich geleistet werden müssen, 
jedoch der Höhe nach variabel sind 
Dispositionsrahmen:  50 % 

Gruppe 5 
Aufwendungen, zu deren Leistung keine detaillierten Rechtsvorschriften bestehen 
Dispositionsrahmen:  100 % 

Für die Einteilung der Erträge gelten die folgenden Gruppen: 

Gruppe 1 
Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften festgelegt sind und die gar nicht oder nur ge-
ringfügig beeinflusst werden können 

Gruppe 2 
Erträge, die aufgrund von Rechtsvorschriften erhoben werden müssen, jedoch der Höhe nach 
variabel sind 

Gruppe 3 
Erträge, die in Zusammenhang mit Personalaufwendungen stehen 

Gruppe 4 
Erträge, zu deren Erhebung keine detaillierten Rechtsvorschriften bestehen bzw. die mit 
Aufwendungen der Gruppe 5 korrespondieren 

Die vorstehende Einteilung der Aufwendungen und Erträge in Gruppen gilt entsprechend für die 
Einteilung der Auszahlungen und Einzahlungen.

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
11



Produkthaushalt 2024 
Haushaltssatzung 

Bestimmungen über Deckungsvermerke 

A. Gegenseitige Deckungsfähigkeit nach § 21 KomHVO 

Es werden alle Aufwendungen innerhalb eines Budgets für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Ferner 
werden die Aufwendungen der allgemeinen Finanzierungsmittel für gegenseitig deckungsfähig er-
klärt. Die gegenseitige Deckungsfähigkeit gilt entsprechend bei Auszahlungen. 

Davon ausgenommen sind: 

 Aufwands- und Auszahlungskonten, die als begünstigtes Konto zu einem zweckgebundenen Er-
trag und einer zweckgebundenen Einzahlung gehören, 

 die Verfügungsmittel des Landrates (Produkt 01 01 02; Konto 54910001), 
 die Personal- und Versorgungsaufwendungen, 
 die Aufwendungen für die Unterhaltung der Außenstellen und 
 die Abschreibungen und 
 die internen Leistungsverrechnungen 

Die Personal- und Versorgungsaufwendungen, die Abschreibungen und internen Verrechnungen wer-
den zentral bewirtschaftet und sind im Gesamt-Budget gegenseitig deckungsfähig. Die Aufwendun-
gen für die Unterhaltung der Außenstellen werden zentral bewirtschaftet und dem Budget des FB 1 – 
Service – zugeordnet. 

Vorstehende Regelungen gelten entsprechend für die jeweiligen Auszahlungen. 

B. Übertragbarkeit nach § 22 Abs. 1 KomHVO 

Alle Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen werden für übertragbar erklärt. 

C. Zweckbindung von Erträgen und Einzahlungen nach § 22 Abs. 3 KomHVO 

Bei folgenden Konten werden die jeweiligen Erträge und Einzahlungen für zweckgebunden zu den 
entsprechenden Aufwendungen und Auszahlungen erklärt. Die Darstellung erfolgt produktorientiert. 

 Erträge/Aufwendungen mit korrespondierenden Ein-/Auszahlungskonten, die Zweckbin-
dungsvermerke gelten sinngemäß auch für die Zahlungskonten: 

Produkt 01 01 02: Unterstützung Verwaltungsführung, politische Gremien 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410101 Fördermittel Land NRW – Ehrenamt 53180102 Fördermittel Land NRW - Ehrenamt 

Produkt 01 02 01: Gleichstellung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44610001 Sonstiger Verwaltungs- und Betriebs-

ertrag 
54290004 Sonstiger Geschäftsaufwand 

44820001 Kostenerstattung Kommunen 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
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Produkt 02 05 03: Wahlen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410241 Zuweisungen Land - Kosten Europa-

wahl 
52910241 Kosten Europawahl 

53120241 Zuweisung Gemeinden Kosten Europawahl 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410242 Zuweisung Land – Kosten Bundestags-

wahl 
52910242 Kosten Bundestagswahl 

53120242 Zuweisung Gemeinden Kosten Bundestags-
wahl 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410243 Zuweisung Land – Kosten Landtags-

wahl 
52910243 Kosten Landtagswahl 

53120243 Zuweisung Gemeinden Kosten Landtags-
wahl 

Produkt 02 08 01: Zulassungen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
43110271 Verwaltungsgebühren Straßenverkehr 54430001 Körperschaftssteuer 

54440001 Gewerbesteuer 

Produkt 02 09 01: Serviceleistungen Feuerwehrausbildungszentrum 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410282 Zuweisung Land IdF-Lehrgänge 53120282 Weiterleitung Landeszuweisung 

IdF-Lehrgänge 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44820281 Erstattung zentrale Beschaffung 

Atemschutz für Dritte 
54310281 Zentrale Beschaffung Atemschutz für 

Kommunen 

Produkt 02 09 02: Katastrophenschutz 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44800286 Erstattung Bund - Instandsetzung von 

Fahrzeugen 
52510286 Unterhaltung von Bundesfahrzeugen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44810286 Kostenerstattung Land - Kreispauscha-

le 
54290287 Überörtliche und landesweite Hilfsmaß-

nahmen 

Produkt 03 01 02: Schulamtsverwaltung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410311 Zuweisung Land für künstlerisch-

kulturelle Bildung 
53180311 Zuweisung an Schulträger für künstlerisch-

kulturelle Bildung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410312 Zuweisung Land für Landessportfest 53180312 Zuschüsse Landessportfest 

Produkt 03 01 03: Bildung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41400101 Zuweisung Bund „Fördermittel Part-

nerschaft“ 
53180104 Projekt „Fördermittel Partnerschaft“ 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410322 Zuweisung Land Bildungsnetzwerk 

Inklusion 
53180322 Projekt Bildungsnetzwerk Inklusion 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410323 Zuweisung Land - Kommunale Koord-

nierung 
5011 – 5141 anteiliger Personalaufwand 

53180323 Zuschuss kommunale Koordinierung Bil-
dung 
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Produkt 05 02 01: ambulante pflegerische Versorgung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41400001 
41440001 

Zuweisung lfd. Zwecke Bund 
Zuweisung lfd. Zwecke Sozialversiche-
rungsträger 

5011 – 5141 anteiliger Personalaufwand (Quartiersent-
wicklung) 

Produkt 05 03 01: Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB II 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44910001 Leistungsbeteiligung Kosten Unter-

kunft und Heizung nach SGB II 
53330001 Leistungen für Unterkunft und 

Heizung an Arbeitssuchende 

44910031 Leistungsbeteiligung Bund Umsetzung 
Bundesteilhabegesetz 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44910011 Leistungsbeteiligung Bund Bildung und 

Teilhabe 
53380001 bis 
53380007 

Leistungen Bildung und Teilhabe 

Produkt 05 03 03: Grundsicherung im Alter 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44960001 Leistungsbeteiligung Grundsicherung 

im Alter 
53310561 bis 
53320571 

Leistungen der Grundsicherung 

Produkt 05 03 06: Förderung von sozialen Einrichtungen und Diensten 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410561 Zuweisung Land für Sucht- und Dro-

genberatung 
53180572 Sucht- und Drogenberatung – Weiterleitung 

Landesmittel 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
46510001 Gewinnanteile Sparkassen 53180571 Zuschuss Verein Alraune 

Produkt 05 04 01: Integration 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410001 Zuweisungen lfd. Zwecke Land 53120592 Weiterleitung Integrationsmittel an Kom-

munen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410581 Zuweisung Land - Kommunales Integ-

rationszentrum 
5011 – 5141 
53xx 

anteiliger Personalaufwand 
anteiliger Transferaufwand 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410583 Zuweisung Land – Sprachvermittler 53180584 Aufwendungen Sprachvermittlerpool 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410584 Zuweisung Land – Bordmittel 53180587 Bordmittel KI 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410587 Zuweisung Land zur Förderung der 

Integration in Kommunen 
53120591 Zuweisung an Kommunen für Integrations-

projekte 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410588 Zuweisung Land Servicestelle „Ein-

wanderungsmanagement“ 
5011 – 5141 anteiliger Personalaufwand 

53180589 Projektkosten „Servicestelle Einwande-
rungsmanagement“ 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410590 Zuweisung Land - Fachpauschale  5011 – 5141 anteiliger Personalaufwand 

Case-Management 52320001 Erstattung an Gemeinden 
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Produkt 06 01 01: Tagesbetreuung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410001 Zuweisung lfd. Zwecke Land  53180601 Betriebskostenzuschuss Kindertagesein-

richtungen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410604 Zuweisung Land-PlusKita 53180604 Weiterleitung Zuschüsse PlusKita 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410606 Zuweisung Land – flexible Öffnungs-

zeiten 
53180608 Weiterleitung Zuschüsse flexible Öffnungs-

zeiten 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410608 Zuweisung Land aus U3-Förderung - 

Auflösung PRAP 
53180606 Zuschüsse Kita-Ausbau aus U3-Förderung -

Auflösung ARAP 

Produkt 06 02 01: Jugendarbeit 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41400611 Zuweisung Bund Projekt „Demokratie 

Leben“ 
53180616 Projekt "Demokratie Leben" 

Produkt 06 02 02: Bundeskinderschutz / Frühe Hilfen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410621 Zuweisung Land Bundeskinder- 5011 – 5141 anteiliger Personalaufwand 

schutzgesetz 53180626 Frühe Hilfen / Bundeskinderschutzgesetz 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410623 Zuweisung Land - kommunale Präven-

tionsketten 
53180629 Projekt „Kommunale Präventionsketten“ 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
44810621 Erstattung Land für Betreuungsange-

bot für Flüchtlinge 
53310623 Betreuungsangebot für Flüchtlinge 

Produkt 06 03 05: Famileinberatung und schulische Angebote 

Ergebniskonto  Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410324 Zuweisung Land - Schulsozialarbeit 53120301 Personalkostenzuschuss 

Schulsozialarbeit 

Produkt 07 01 02: Gesundheitsschutz und Umweltmedizin 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41410721 Zuweisung Land Jugendarbeitsschutz 53180721 Aufwand Jugendarbeitsschutz 

Produkt 13 01 01: Freiraumschutz und -entwicklung 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41411302 Zuweisung Land für Reitwege 52421301 Unterhaltung von Reitwegen 

Produkt 13 01 02: Landschaftspflege 

Ergebniskonto 
41411321 Erträge 

Zuweisung Land Fortführung Natur-
schutzgroßprojekt 

Ergebniskonto 
52911326 

Aufwendungen 
Fortführung Naturschutzgroßprojekt 

Ergebniskonto 
41411322 Erträge 

Zuweisung Land Begaauenprojekt 
Ergebniskonto 
52911327 

Aufwendungen 
Umsetzung Begaauenprojekt 

Ergebniskonto 
41411330 Erträge 

Zuweisung Land für Landschaftspläne 
Ergebniskonto 
52111301 

Aufwendungen 
Unterhaltung in Landschaftsplangebieten 

Ergebniskonto 
44810001 Erträge 

Erstattung Land für Pflege- 
maßnahmen 

Ergebniskonto 
52911323 

Aufwendungen 
Pflege von landeseigenen Flächen 
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Produkt 14 01 01: Allgemeiner Klimaschutz 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41411402 Zuweisung Land Projekt Ökoprofit 52911414 Projekt Ökoprofit 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41481411 Sponsorengelder Energieprojekt an 

Schulen 
52911401 Energieprojekt an Schulen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41481410 Sonst. Zuweisung Org. Beratung 

Interkommunaler Klimafuhrpark 
54291401 Organisationsberatung interkommunaler 

Klimafuhrpark 

Produkt 15 01 02: Beteiligungen 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41411521 Pauschalzuweisung Land ÖPNV 53151516 Weiterleitung Pauschalzuweisung 

Land ÖPNV 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41411522 Zuweisung Land Ausbildungsverkehrs-

pauschale 
53151515 Weiterleitung 

Ausbildungsverkehrspauschale 

Ergebniskonto Erträge Ergebniskonto Aufwendungen 
41411523 Zuweisung Land – Förderung Sozialti-

cket 
53151512 Weiterleitung Landesmittel Förderung 

Sozialticket 

zweckgebundene Ein-/Auszahlungskonten Umsatzsteuer: 

Produkt 01 03 06: Gebäudewirtschaft 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001  Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 01 04 01: Personalbetreuung 

Finanzkonto Einzahlungen, soweit umsatzsteu-
erpflichtig 

Finanzkonto Auszahlungen 

65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 01 08 02: Informationstechnik - IT 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 02 08 01: Zulassungen 

Finanzkonto Einzahlungen, soweit umsatzsteuer-
pflichtig 

Finanzkonto Auszahlungen 

65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 06 02 02: Bundeskinderschutz / Frühe Hilfen 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 09 02 01: Vermessung und Kataster 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer Auftragsvermessungen 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 09 02 06: Benutzung des Liegenschaftskatasters 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 09 02 08: Wertgutachten, Wertauskünfte und Stellungnahmen 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 
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Produkt 11 01 02: Sicherstellung der Abfallwirtschaft 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 
Produkt 13 01 02: Landschaftspflege 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Holzverkauf u. sonst. Einnahmen 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

Produkt 15 01 04: Wilbaser Markt 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
65220001 Umsatzsteuer 74420090 Umsatzsteuervorauszahlung 

 zweckgebundene Ein-/Auszahlungskonten investiv: 

Produkt 13 02 01: Oberflächengewässer 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
I 6718002 
68115001 

Investitionszuwendung Land Bega-
auenprojekt 

I 6718002 
78535001 

Auszahlungen für Baumaßnahmen Bega-
auenprojekt 

Produkt 15 01 03: Zuführungen an die Eigenbetriebe 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
I2016001 
68115031 

Investitionskostenzuschuss 
KInvFöG – 2. Kapitel 

I2016001 
78155021 

Investitionskostenzuschuss 
KInvFöG – 2. Kapitel 

Produkt 16 01 02: Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 

Finanzkonto Einzahlungen Finanzkonto Auszahlungen 
69270092 Umschuldung Kredite Kreditinstitute 79270093 Umschuldung Kredite Kreditinstitute 

Die vorstehenden Konten sind damit von der gegenseitigen Deckungsfähigkeit ausgenommen. 

D. sonstige Vermerke nach §§ 78 Abs. 2 Satz 2 GO NRW; 24 Abs. 5 KomHVO NRW 

Nach § 78 Abs. 2 Satz 2 GO NRW kann die Haushaltssatzung weitere Vorschriften enthalten, die sich 
u.a. auf die Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen beziehen; gem. § 24 Abs. 5 
KomHVO NRW sind die für die Bewirtschaftung festgelegten Sperrvermerke oder andere besondere 
Bestimmungen, soweit sie bereits bei der Aufstellung des Haushaltsplans feststehen, im Haushalts-
plan oder in der Haushaltssatzung auszuweisen. Aufgrund der Beratungsergebnisse in den zuständi-
gen Fachausschüssen werden folgende Sperrvermerke in die Haushaltssatzung aufgenommen: 

Konto/Auftrag 
Bezeichnung 

Inhalt 

I 2322001 – 15 01 05 
Neubau Quartierszentrum 
Volkhausenstraße 

Die vorgesehenen Investitionskosten in Höhe von 10,5 Mio. € und die ent-
sprechend eingeplante VE für die Finanzplanjahre erhalten einen Sperrver-
merk nach vorstehenden Bestimmungen. Die Mittel sind vorbehaltlich der 
Ergebnisse der baulichen Machbarkeitsstudie und einer entsprechenden 
Beschlussfassung durch den Kreistag in das Budget eingestellt. Der bereits 
vorliegende Grundsatzbeschluss (Kreistag 13.12.2021 / DS-Nr. 190/2021) 
ermächtigt zum Abriss des Gebäudealtbestandes und zur Fortführung der 
notwendigen Planung. 
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1. Kreishaushalt 2024 

1.1.  Aktuelle Rahmenbedingungen 

Die Budgetentwicklung seit dem Jahr 2020 und auch die Haushaltsplanung der Folgejahre war massiv 
von den finanziellen Folgewirkungen der Covid-19 Pandemie und den Folgen des Ukraine-Angriffs-
kriegs geprägt. In der Folge ergaben sich durch Lockdown und Kriegs- und Boykottmaßnahmen im 
Welthandel Produktionsausfälle, Lieferengpässe, Angebots- und Nachfrageschwankungen und insbe-
sondere auch Preissteigerungen. 

Die diversen Krisen stehen zueinander in Wechselwirkung und sind durch den Kreis Lippe nicht zu 
beeinflussen. Gleichwohl haben diese externen Faktoren erheblichen Einfluss auf die kommunalen 
Haushalte. Durch den Anstieg der Inflationsrate, die nach Angaben des stat. Bundesamtes im Jahres-
durchschnitt 2023 bei rd. + 5,9 % liegt,  waren branchenübergreifend bei den laufenden Tarifver-
handlungen deutliche Lohnkostensteigerungen zu verzeichnen, die sich sowohl direkt als auch indirekt 
auf den Kreishaushalt wirken. 

So sieht der Tarifabschluss für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst die Zahlung eines steuer- und 
abgabenfreien Inflationsausgleichsgeldes in Höhe von insgesamt 3.000 € vor. Einmalig erhielten die 
Beschäftigten im Juni 2023 1.240 €, anschließend monatlich 220 € im Zeitraum Juli 2023 bis Februar 
2024. Ab 1. März 2024 werden die Tabellenentgelte aller Beschäftigten um 200 € erhöht (sogenannter 
Sockelbetrag). Diese erhöhten Beträge steigen zusätzlich um 5,5 Prozent; Mindeststeigerung 340 €. In 
der Spitze bedeutet dies eine historisch hohe Lohnkostensteigerung von bis zu 17 %, durchschnittlich 
wird die Tarifanpassung mit prozentual rd. 11 % bewertet. 

Aktuell wurde auch die Beamtenbesoldung neu verhandelt, die Anspruchsberechtigten erhalten da-
nach zunächst einmalig einen Betrag von 1.800 € als Inflationsausgleich für die Monate Oktober bis 
Dezember 2023, für die Monate Januar bis Oktober 2024 sind zudem Zahlungen in Höhe von 120 € 
monatlich vorgesehen. Zum 1. November 2024 werden die Grundgehälter um 200 € angehoben, zum 
1. Februar 2025 erfolgt dann eine weitere Anhebung um 5,5 Prozent. 

Was die periodengerechte Zuordnung der Aufwendungen für die Sonderzahlung 2023 anbelangt, so 
kann diese einmalig gezahlte Prämie nach Einschätzung des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung (MHKBD) des Landes NRW als Ausgleich für die inflationsbedingten Belastungen 
der kommunalen Beamtinnen und Beamten für das Haushaltsjahr 2023 verstanden werden und wird 
somit im Rahmen der Jahresrechnung 2023 abzubilden sein. 

Die monatlichen Zahlungen von 120 € bis Oktober 2024 bzw. die Anhebung der Grundgehälter um 200 
€ ab November 2024 werden von den Arbeitgeberverbänden prozentual mit durchschnittlich 4,76 % 
bewertet. 

Der in dieser Höhe einmaligen Tarif- und Besoldungsabschlüsse stellen alle kommunalen Haushalte vor 
immense Herausforderungen, die von den übrigen geschilderten finanzwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen noch verstärkt werden. 

Neben der direkten Mehrbelastung für eigene Mitarbeitende (vgl. hierzu Ziffer 3.2.2 – Personalauf-
wand) ergeben sich erhebliche mittelbare Mehrbelastungen insbesondere im Bereich der sozialen 
Leistungen (Hilfe zur Pflege, Behindertenhilfe, Hilfen zur Erziehung) für die über Tagessätze, Entgelt-
vereinbarungen etc. zu refinanzierenden Personalkostensteigerungen der Einrichtungen und Anbieter. 
Nicht zuletzt auch über die Landschaftsumlage sind erhebliche Mehrbelastungen aus den Tarif- und 
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Besoldungsanpassungen im Bereich der Eingliederungshilfe zu kompensieren, der LWL beziffert al-
lein die hierauf entfallende Umlagesteigerung mit rd. 165 Mio. €. 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass einige der Entlastungs- bzw. Unterstützungsmaßnahmen von 
Bund und Land ab 2024 nicht mehr zur Verfügung stehen (Auslaufen Preisbremse für Strom und Gas, 
ausbleibende Verlängerung NKF-CUIG) bzw. die weitere Finanzierung des ÖPNV (49-Euro-Ticket) ab 
Mai 2024 ungeklärt ist bzw. zur Weiterleitung von Bundesmitteln für die Flüchtlingskosten durch das 
Land NRW ab 2024 noch keine abschließenden Aussagen vorliegen. 

Angesichts steigender Aufwendungen infolge von Inflation und Tarif-/Besoldungsanpassungen bei 
gleichzeitig sinkenden Einnahmeerwartungen bei kommunalen Steuern steht die kommunale Familie 
insgesamt vor nie dagewesenen finanziellen Herausforderungen. In Abstimmung mit den kreisangehö-
rigen Kommunen sieht sich der Kreis Lippe veranlasst, zum fiktiven Haushaltsausgleich 2024 den Rest-
bestand seiner Ausgleichsrücklage vollständig einzusetzen. Daneben werden erneut ein Fluktuati-
onsabschlag bei den Personalkosten und ein globaler Minderaufwand von nunmehr 6 Mio. € in die 
Haushaltsplanung eingestellt. Einhergehend hiermit ist eine Auflistung freiwilliger bzw. der Höhe nach 
beeinflussbarer Aufwendungen vorgelegt worden, welche im Rahmen der Haushaltsplanberatungen zu 
Einsparungen der 6 Mio. € führen soll. 

Gleichwohl ist zur Deckung des Finanzbedarfs eine erhebliche Steigerung der Allg. Kreisumlage von 
207,3 Mio. € um 20,5 Mio. € auf nunmehr 227,9 Mio. € erforderlich. Der Hebesatz der Allg. Kreisum-
lage ist auf nunmehr 36,147 Hebesatzpunkte einzuplanen. 

Aufgrund der enormen haushaltswirtschaftlichen Herausforderungen hat das Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung den Entwurf eines „Dritten Gesetzes zur Weiterentwicklung des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements im Land Nordrhein-Westfalen“ (3. NKF-Weiterentwicklungs-
gesetz Nordrhein-Westfalen – 3. NKFWG NRW) vorgelegt – hierzu nachfolgend. 

1.2. Entwurf 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz 

Der Entwurf des 3. NKFWG NRW beinhaltet insbesondere Änderungen der Gemeindeordnung (GO NRW) 
und der Kreisordnung (KrO NRW) und greift die allgemeine Grundproblematik auf, dass tendenziell in 
der Breite der kommunalen Familie sinkende Erträge bzw. Einzahlungen steigenden Aufwendungen 
bzw. Auszahlungen gegenüberstehen, denen sich die Gemeinden und Gemeindeverbände aufgrund 
der Erfüllung von Gesetzen nicht entziehen können. Darüber hinaus stehen die Kommunen hinsichtlich 
der bevorstehenden Zukunftsaufgaben vor großen Herausforderungen. 

Daher bedürfe es – so die Gesetzesbegründung – verschiedener Änderungen im kommunalen Haus-
haltsrecht, um die finanzielle Handlungsfähigkeit der Kommunen absichern zu können. Daher bein-
haltet der Gesetzentwurf Ergänzungen und Anpassungen bestehender Regelungen zur Darstellung des 
Haushaltsausgleichs in Planung und Jahresabschluss. Des Weiteren werden Änderungen der Ausgleichs-
rücklage als gesonderten Posten innerhalb des bilanziellen Eigenkapitals und zur Haushaltssicherungs-
pflicht vorgeschlagen. 

Der den Hauptverwaltungsbeamten von Frau Dr. Scharrenbach in einer Videokonferenz im November 
2023 vorgestellte Referentenentwurf wurde im Entwurfsverfahren an einigen Stellen noch wieder ver-
ändert, das Gesetz soll voraussichtlich Ende Februar 2024 beschlossen und anschließend veröffentlicht 
werden. Die Neuerungen sollen rückwirkend zum 31.12.2023 in Kraft treten. Vorbehaltlich einer ent-
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sprechenden Beschlussfassung wären die Regelungen damit für die Haushaltsplanung 2024 anzuwen-
den, sofern der Haushalt erst nach Veröffentlichung des Gesetzes beschlossen wird, wovon derzeit 
aufgrund der Zeitplanung auszugehen ist. 

Zur Anwendung der beabsichtigen Änderungen stellen sich aus Sicht aller Beteiligten noch verschie-
dene Fragen. Eine fundierte Bewertung wird erschwert, da insbesondere konkrete Informationen zur 
ebenfalls beabsichtigten Änderung der Kommunalhaushalts-VO NRW (KomHVO) noch nicht vorliegen. 
Vor dem Hintergrund der schwer prognostizierbaren Entwicklung der Kommunalhaushalte nach dem 
Jahr 2024 – insbesondere aufgrund aktueller Wirtschaftsentwicklungen – und der absehbaren Situa-
tion, dass die Kommunen in den kommenden Jahren seitens des Landes NRW mit deutlich weniger 
Finanzmitteln auskommen müssen, verfolgt das Land NRW mit dem Gesetzentwurf die Intention, die 
kommunale Haushaltswirtschaft im Plan und Ist rechtlich abzusichern. Zusätzliche Finanzmittel wer-
den mit dem Gesetzentwurf hingegen nicht zur Verfügung gestellt. 

Wie der Landkreistag in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf1 zutreffend ausführt, ist  das Land 
verfassungsrechtlich für eine hinreichende Finanzausstattung der Kommunen verantwortlich. An-
gesichts der in der Begründung des Gesetzentwurfs genannten erheblich steigenden Aufwendungen 
und der auf absehbare Zeit stagnierenden bzw. sinkenden Erträge stehe das Land in der Pflicht, das 
Gemeindefinanzierungsgesetz NRW (GFG) so zu dotieren, dass die Kommunen in der Lage seien, ihre 
gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen. Hierzu gehöre die Feststellung, dass der kommunale Verbundsatz 
im GFG bis in die Achtziger Jahre 28,5 % betragen habe und seinerzeit in zwei Schritten auf 23 % 
reduziert worden sei. Infolge dessen seien den Kommunen über Jahrzehnte erhebliche Finanzmittel 
entzogen worden. 

Darüber hinaus habe das Land trotz des im Jahre 2004 eingeführten verfassungsrechtlichen Konnexi-
tätsprinzips („wer bestellt, bezahlt“) bei seiner Rechtsetzung immer wieder eine unzureichende Re-
finanzierung neuer Aufgaben bzw. erheblicher Aufgabenerweiterungen veranlasst, indem es Rege-
lungslücken des Konnexitätsprinzips (z.B. die sog. „Bund-Länder-Lücke“) genutzt habe. Hinzu komme 
die nicht auskömmliche Refinanzierung der bundesrechtlichen Gesetzgebung namentlich bei kommu-
nal zu gewährenden Sozialleistungen, die nachweislich in den zurückliegenden Jahren zu immer grö-
ßeren Defiziten in den Kommunalhaushalten und hier insbesondere in den Kreishaushalten geführt 
hätten. 

Insbesondere wird auf die jahrelangen überproportionalen Steigerungen der Leistungen der Einglie-
derungshilfe für Menschen mit Behinderungen verwiesen, die im Wesentlichen über die Land-
schaftsumlagen finanziert werden und deshalb zunehmend die kommunalen Haushalte sprengen. Wie 
in den meisten anderen Bundesländern sei eine Finanzierung des für die Eingliederungshilfe entste-
henden Aufwandes durch eine zumindest hälftige direkte Beteiligung des Landes geboten. 

Vorbehaltlich einer entsprechenden Beschlussfassung sind folgende wesentliche Änderungen beab-
sichtigt: 

 Neufassung des Umgangs mit Fehlbedarf und Fehlbeträgen; Haushaltsausgleich 

§ 79 Abs. 3 GO NRW sieht nunmehr ein gestuftes System vor, um den Haushaltsausgleich im Plan 
erreichen zu können. Insbesondere wird die pauschale Kürzung von Aufwendungen in Höhe von 
bis zu zwei Prozent der Summe der ordentlichen Aufwendungen (globaler Minderaufwand) und/o-
der Verwendung der Ausgleichsrücklage ermöglicht (Anm.: bisher 1 Prozent). Sofern die Maßnah-

1 Rdschr. Landkreistag 012/2024 nebst Anlage 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
25



Produkthaushalt 2024 
Vorbericht 

men des globalen Minderaufwands und/oder die Verwendung der Ausgleichsrücklage nicht ausrei-
chen, kann mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde ein Jahresfehlbetrag in der Planung veran-
schlagt werden (Stufe 4). Zudem kann die Verrechnung von Jahresfehlbeträgen aus Vorjahren mit 
der allgemeinen Rücklage oder Reduzierung der allgemeinen Rücklage mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde erfolgen (Stufe 5). 

Ungeklärt ist hier insbesondere noch die Rangfolge des Systems. Der Landkreistag regt an, inso-
weit ergänzend klarzustellen, ob die jeweiligen Ausgleichsstufen der Reihe nach einschränkend 
und vorbedingend für die jeweils nächste Stufe sein sollen. 

Landkreistag NRW zu Stufe 3: Globaler Minderaufwand 

Die Anhebung des globalen Minderaufwands von 1 % auf nunmehr 2 % wird kritisch beurteilt. 
Der globale Minderaufwand sei darauf ausgelegt, in der Haushaltsbewirtschaftung auch tatsäch-
lich erreicht zu werden. … Insofern sei es geboten, dass die Regelung zum globalen Minderauf-
wand keine Anwendung auf Umlageverbände haben dürfe. Dies gelte insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass die Kreise – im Gegensatz zu den kreisangehörigen Städten und Gemeinden – eine 
höhere Bindung an gesetzliche Pflichtaufgaben sowie Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung, vor allem im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge, aufweisen. Insofern bestehe gerade 
angesichts der im Sozialbereich bestehenden hohen bzw. prägenden Haushaltsvolumina der 
Kreise keine faktische Option, hier zu einem globalen Minderaufwand zu kommen. 

Vielmehr belegten die amtlichen Statistiken vieler Jahre eine ungeachtet der jeweiligen Kon-
junktur- und Wirtschaftslage permanent steigenden – und in der Regel sich überproportional er-
höhenden - Aufwand der von den Kreishaushalten zu tragenden Sozialleistungen. 

Diesen Ausführungen kann sich der Kreis Lippe nur vollinhaltlich anschließen. Auch in den letzten 
Jahren positiver Jahresabschlüsse konnte – mit Ausnahme der von Sondereffekten geprägten Jahres-
rechnung 2020 – nie eine Ergebnisverbesserung von 2% der ordentlichen Aufwendungen erreicht wer-
den. Explizit sei hier nochmals an die Jahresrechnung 2022 erinnert, die zwar weiterhin mit einem 
Fehlbetrag von rd. – 8,7 Mio. € abgeschlossen hat, sich allerdings um rd. 5 Mio. € gegenüber der 
Planung verbesserte. Auch hier lag der prozentuale Effekt in Relation zu den ordentlichen Aufwen-
dungen noch unter 1 %, wie die nachstehende Übersicht nochmals zeigt: 

JR Ergebnis Plan Ergebnis Ist Veränderung ord. Aufwand 1% 2%

2022 -13.709.673 € 8.691.914,53 €-    5.017.758,47 €    564.924.348,85 €  5.649.243,49 € 11.298.486,98 €
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In den Jahren 2022/23 wurden bereits globale Minderaufwendungen (pauschal 2 Mio. €) bzw. Ansatz-
kürzungen (4 Mio. €) umgesetzt, zusammen rd. 6 Mio. €. In die Haushaltsplanung der Jahre 2024 ff. 
ist nunmehr erneut und zusätzlich zur Entlastung der kommunalen Haushalte ein globaler Minderauf-
wand von 6 Mio. € jährlich eingeplant, eine darüber hinaus gehende Forderung seitens der Kommunen 
muss daher mit Blick auf die Erfahrungen der Vorjahre als nicht realistisch bewertet werden, zumal 
mit der Planung 2024 die aktuell noch verfügbare Ausgleichsrücklage bereits vollständig eingesetzt 
wird. 

Landkreistag NRW zu Stufe 4: Vortrag Jahresfehlbetrag 

Die Veranschlagung eines (Jahres-) Fehlbetrages im Haushaltsplan, sofern im Zeitraum der mit-
telfristigen Ergebnis- und Finanzplanung (drei Folgejahre) ein Haushaltsausgleich nachgewiesen 
wird, verschiebe Jahresdefizite in zukünftige Haushaltsjahre, wodurch diese zumindest rechne-
risch zusätzlich belastet würden. Dies erscheine dann ein geeignetes Instrument zu sein, wenn 
das betroffene Planjahr aus besonderen Gründen einmalig ein Jahresdefizit vorsehe, in zukünf-
tigen Jahren aber wieder mit Überschüssen gerechnet werden könne. 

Für den Umlagehaushalt Kreis Lippe ohne eigene Steuereinnahmen erscheint diese Planungsvariante 
zur Zeit nicht zielführend, da ohne strukturelle Veränderungen in der Finanzierung insbesondere der 
Soziallasten durch Bund und Land auch perspektivisch eine verbesserte Finanzsituation nicht – ohne 
Anpassung der Kreisumlagen - absehbar ist. 

 Neufassung der Eintrittsregelungen in ein Haushaltssicherungskonzept 

Abweichend vom Referentenentwurf wird in weiterhin 3 Fallkonstellationen ein Haushaltssiche-
rungskonzept ausgelöst, wenn 

1.  durch Veränderungen des Haushalts innerhalb des Planjahres der in der Schlussbilanz des 
Vorjahres auszuweisende Ansatz der allgemeinen Rücklage um mehr als ein Viertel verrin-
gert wird oder 

2.  in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant ist, den in der Schlussbilanz des Vor-
jahres auszuweisenden Ansatz der allgemeinen Rücklage jeweils um mehr als ein Zwanzigs-
tel zu verringern oder 

3.  in der Bilanz ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag ausgewiesen wird 

Bislang sah § 76 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW als ein auslösendes Momentum für die Notwendigkeit 
zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes den vollständigen Verbrauch der allgemeinen 
Rücklage innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung nach § 84 
GO NRW vor. Diese Regelung entfällt. Durch das Abstellen auf die Bilanz anstelle der mittelfris-
tigen Planung wird ein Haushaltssicherungskonzept folglich erst dann erforderlich, wenn eine 
Überschuldung bereits eingetreten ist und nicht, wenn sie sich zukünftig abzeichnet. 

 Neufassung des Umgangs mit allgemeiner Rücklage und Ausgleichsrücklage 

Durch eine Neuregelung in § 75 Abs. 3 GO NRW-E soll ermöglicht werden, dass Jahresüberschüsse 
ungehindert der Ausgleichsrücklage zuführt werden können, ein Gewinnverwendungsbeschluss bei 
Feststellung des Jahresergebnisses wird insoweit entbehrlich. Ein Mindestbestand der allgemeinen 
Rücklage von bisher mindestens 3% der Bilanzsumme des Jahresabschlusses soll entfallen. Die 
Verrechnung von Jahresfehlbeträgen aus Vorjahren mit der allgemeinen Rücklage oder die Redu-
zierung der allgemeinen Rücklage kann nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde erfolgen. 
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Die Regelung erscheint aktuell zunächst wenig zielführend und eher theoretischer Natur, da die weit 
überwiegende Zahl der kommunalen Haushaltshaltplanungen für 2024 ff. von Jahresfehlbeträgen im 
Haushalt ausgehen und eher von der Substanz der letzten Jahre leben. 

Die allgemeine Rücklage soll zukünftig nur noch nachrangig zum Haushaltsausgleich in Anspruch ge-
nommen werden können. Auch wird das Genehmigungserfordernis durch die Aufsichtsbehörde in § 75 
Abs. 4 GO NRW-E ausgeweitet. In diesen Neuregelungen ist eine Schwächung der allgemeinen Rücklage 
zu sehen, da der bisherige Mindestbestand der allgemeinen Rücklage als Sicherung gegen eine mögli-
che Überschuldung entfallen soll und evtl. Jahresüberschüsse (beim Kreis als Umlagehaushalt in der 
Regel nicht erreichbar) grundsätzlich immer der Ausgleichsrücklage zugeführt werden. 

Ein evtl. Wiederauffüllen der allgemeinen Rücklage ist hiernach nicht mehr zwingend vorgesehen, 
sodass diese Sicherungsfunktion entfällt, bei einem Verbrauch der Ausgleichsrücklage keine Reserven 
mehr zur Verfügung stehen und somit eine unmittelbare Überschuldung drohen kann. 

Der Kreishaushalt als Umlagehaushalt muss spätestens nach Verbrauch der Ausgleichsrücklage mit 
einer Erhöhung der allgemeinen Kreisumlage reagieren. Dies ist auch insbesondere vor dem Hinter-
grund der geplanten Klarstellung in § 56 KrO NRW-E zu sehen, wonach die die Kreisumlage in der Höhe 
zu erheben ist, soweit die sonstigen Erträge die entstehenden Aufwendungen, insbesondere festge-
stellter Jahresfehlbeträge, nicht decken. Insofern ergibt sich ein systematischer Gleichklang für die 
nach § 75 Abs. 1 Satz 1 GO NRW bestehende Pflicht, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu 
führen, dass die stetige Erfüllung der kommunalen Aufgaben gesichert werden kann. 

 Anwendbarkeit der beabsichtigten Neuregelungen 

Wie das MHKBD NRW mit Mail vom 13.12.2023 mitteilt, bestehen keine aufsichtlichen Bedenken gegen 
die frühzeitige Einbringung eines Haushaltes 2024, der bereits die erwarteten neuen haushaltsrecht-
lichen Regelungen berücksichtigt, sofern Haushaltsbeschluss, sich anschließende Anzeige- oder Ge-
nehmigungsverfahren sowie öffentliche Bekanntmachung des Haushaltes erst nach Landtagsbeschluss 
und Verkündung des 3. NKFWG erfolgen. Keine Bedenken bestehen - unabhängig vom Zeitpunkt der 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung - sofern im Einzelfall sichergestellt ist, dass der Haushalt so-
wohl altem als auch neuem Recht entspricht bzw. keine konkreten Bestandteile enthält, die den alten 
oder den neuen haushaltsrechtlichen Bestimmungen widersprechen. 

In jedem Fall ist sicherzustellen, dass bei Haushaltsbeschlussfassung die dann aktuell gültigen Rege-
lungen berücksichtigt werden, insoweit wird final der Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens abzu-
warten sein. Der aktuell vorgelegte Haushaltsplanentwurf entspricht bereits altem Recht – der veran-
schlagte globale Minderaufwand liegt knapp unter 1 Prozent der ordentlichen Aufwendungen. 

1.3. NKF-CUIG – Isolierung von Pandemie- und Ukraine-Kriegsfolgekosten 

Zur Bewältigung der direkten und indirekten Pandemiefolgekosten haben Bund und Land diverse Stüt-
zungsprogramme auf den Weg gebracht, u.a. wurde das „Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-
Pandemie folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten und zur Sicherung der kommunalen 
Handlungsfähigkeit“ erlassen. Dieses Gesetz, das als NKF-COVID 19-Isolationsgesetz bezeichnet und 
mit NKF-CIG abgekürzt wurde, ist am 01. Oktober 2020 in Kraft getreten. 

Durch das 2. Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 09.12.2022 ist zunächst 
die Isolierungsmöglichkeit von pandemiebedingten Haushaltsbelastungen bis in das Haushaltsjahr 2023 
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verlängert worden, darüber hinaus wurde die Isolierungsmöglichkeit auch auf Haushaltsbelastungen 
infolge des Ukraine-Angriffskriegs ausgedehnt und das Gesetz zum sog. „NKF-COVID-19-Ukraine-Iso-
lierungsgesetz“ – NKF-CUIG – weiterentwickelt. 

Bei der Aufstellung der Haushaltssatzung 2023 und der mittelfristigen Finanzplanung für die jeweiligen 
Haushaltsjahre war die Summe der infolge des Angriffskrieges gegen die Ukraine auf das Haushaltsjahr 
entfallenden Haushaltsbelastungen durch Mindererträge oder Mehraufwendungen zu prognostizieren. 
Diese Belastungen waren als außerordentlicher Ertrag in den Ergebnisplan aufzunehmen, die identifi-
zierten Haushaltsbelastungen damit neutralisiert. 

In der damaligen Finanzplanung für das Jahr 2024 waren kriegsbedingte Folgekosten in Höhe von rd. 
10,7 Mio. € identifiziert und durch Darstellung eines außerordentlichen Ertrages in der Planung 
neutralisiert worden, dies insbesondere für die Haushaltsbelastungen aus der Versorgung der Ukraine-
Kriegsflüchtlinge und für befürchtete, deutlich steigende Energie- und Treibstoffkosten. 

Entgegen aller Erwartungen ist das zunächst bis zum 31.12.2023 befristet geltende NKF-CUIG nicht 
weiter verlängert worden, so dass entsprechende Isolierungsmöglichkeiten für die Haushaltsplanung 
2024 nunmehr entfallen. Zwar haben sich die Energiepreise nicht so dramatisch entwickelt wie bei 
der Haushaltsplanung 2023 noch erwartet, gleichwohl entstehen weiterhin erhebliche Haushaltsbe-
lastungen für die Betreuung der Kriegsflüchtlinge. 

Allein das Jobcenter Lippe erwartet im Bereich der SGB II-Leistungen für die rd. 1.600 Bedarfsgemein-
schaften im Fluchtkontext Ukraine Aufwendungen für Unterkunft und Heizung in Höhe von rd. 8,7 
Mio. € brutto, Haushaltsbelastung Kreis Lippe netto unter Berücksichtigung der Bundesbeteiligung KdU 
SGB II rd. 3,3 Mio. €, daneben sind - nicht refinanziert – einmalige Beihilfen (rd. 300 T€) und Leistun-
gen der Bildung und Teilhabe (brutto rd. 770 T€; netto rd. 100 T€) bereit zu stellen. 

Weitere anderweitig nicht refinanzierte Mehrkosten fallen im Bereich der Hilfen zur Gesundheit (rd. 
1,1 Mio. €) und der Hilfe zum Lebensunterhalt (rd. 580 T€) für die nach SGB XII anspruchsberechtigten 
Personen im Fluchtkontext Ukraine an. Daneben sind in vielen weiteren Bereichen erhöhte Bewirt-
schaftungs- und Unterhaltskosten infolge gestiegener Energie- und Treibstoffkosten bzw. infolge der 
Inflation zu verzeichnen (u.a. auch Inflationsausgleich bei Tarif- und Besoldungsanpassungen), die 
nunmehr in der Haushaltsplanung 2024 erstmals – abweichend von der bisherigen Finanzplanung – 
nicht nur liquiditätswirksam, sondern auch vollumfänglich ergebniswirksam werden. 

Isolierungen nach NKF-CIG bzw. NKF-CUIG wurden bisher in den Jahresrechnungen 2020 bis 2022 in 
einem Volumen von rd. 13,1 Mio. € vorgenommen, dieser Betrag wird entsprechend auch in der Jah-
ressrechnung 2022 als Aktivposten der Bilanz (Erhaltung der gemeindlichen Leistungsfähigkeit) ausge-
wiesen. Dabei konnte die in der Jahresrechnung 2022 notwendige Isolierung gegenüber der ursprüng-
lichen Planung deutlich durch noch Ende des Jahres zugeflossene Bedarfszuweisungen von Bund und 
Land zur Milderung der finanziellen Folgebelastungen von Corona-Pandemie und Ukrainekrieg redu-
ziert werden. 

Im Haushaltsplan 2023 waren außerordentliche Erträge in Höhe von 21,5 Mio. € zur Neutralisierung 
von Kriegsfolgekosten eingestellt. Zum einen sind hier Energiepreissteigerungen nicht in dem ur-
sprünglich befürchteten Umfang eingetreten, zum anderen wurden vom Land NRW Ende 2023 noch-
mals Bundes- und Landesmittel zur Bewältigung der Krisensituation infolge des russischen Angriffs-
krieges in Höhe von 4,9 Mio. € bereit gestellt, diese Zuweisung steht vorrangig zur Kompensation der 
im Rahmen der Jahresrechnung noch zu bewertenden Haushaltsbelastungen bereit. Es ist daher davon 
auszugehen, dass die im Rahmen der Jahresrechnung 2023 noch vorzunehmende Isolierung nach NKF-
CUIG abermals deutlich hinter der Planung zurückbleiben wird. 
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Nach § 6 Abs. 1 NKF-CUIG ist die mit dem Jahresabschluss 2020 erstmalig anzusetzende Bilanzierungs-
hilfe, unter Berücksichtigung ihrer Fortschreibung, beginnend im Haushaltsjahr 2026 linear über längs-
tens 50 Jahre erfolgswirksam abzuschreiben. Diese ratierliche Abschreibung ist in der Finanzplanung 
zunächst ab 2026 eingestellt, der Haushaltsystematik folgend sind hier zunächst die festgestellten 
Ergebnisse der Jahre 2020 bis 2022 und der Planansatz des Jahres 2023 berücksichtigt worden, wie 
bereits erwähnt, wird für 2023 eine gegenüber der Planung verminderte Belastung erwartet. 

Durch die Verlagerung aktueller Haushaltsbelastungen bis in die ferne Zukunft wird ein wesentlicher 
Grundsatz des NKF, nämlich die angestrebte Generationengerechtigkeit verletzt. Trotz dieser Beden-
ken und aufgrund der gesetzlichen Pflicht hat der Kreis Lippe als Umlagehaushalt auch mit Blick auf 
die Haushalte der Mitgliedskommunen umfassend von den Isolierungsmöglichkeiten nach NKF-CUIG 
Gebrauch gemacht. 

Alternativ steht den Gemeinden und Gemeindeverbänden im Jahr 2025 für die Aufstellung der Haus-
haltssatzung 2026 das einmalig auszuübende Recht zu, die Bilanzierungshilfe ganz oder in Anteilen 
gegen das Eigenkapital erfolgsneutral auszubuchen. Über die Entscheidung ist ein Beschluss des zu-
ständigen Organs für den Beschluss über die Haushaltssatzung herbeizuführen. Eine Überschuldung 
darf dadurch weder eintreten noch eine bereits bestehende Überschuldung erhöht werden. Außer-
planmäßige Abschreibungen sind zulässig, soweit sie mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde in Einklang stehen. Über diese Wahlrechte zur Auflösung der Bilanzposition wird im Rahmen 
der Haushaltsplanberatung 2026 zu entscheiden sein. 

Eine Übersicht der nach NKF-CUIG ermittelten Haushaltsbelastungen ist dem Vorbericht als Anlage ( 
Anlage 11 - Teil 1b – Anlagen zum Haushaltsplan) weiterhin beigefügt. 

1.4. Zukunftskonzept Kreis Lippe 

Mit DS-Nr. 041/2023 sind textliche Ausführungen zum Zukunftskonzept Lippe 2030 zur Beratung in die 
politischen Gremien eingebracht worden. Diese wurden durch den Kreistag in seiner Sitzung am 
19.06.2023 zustimmend zur Kenntnis genommen. Aufgrund der angespannten Haushaltslage sieht der 
Haushalt 2024 keine Ansätze für neue Maßnahmenvorschläge des Zukunftskonzeptes Lippe 2030 vor. 

2. Aufgaben- und Strukturanalyse, Haushaltskonsolidierung 

Der Kreistag des Kreises Lippe hat bereits in seiner Sitzung am 28.03.2022 für das Jahr 2022 erstmals 
eine globale Minderausgabe in Höhe von 2,0 Mio. € und für die drei folgenden Finanzplanjahre in Höhe 
von jeweils 3,0 Mio. € beschlossen. Zur nachhaltigen Umsetzung des Einsparvolumens und zur Siche-
rung des Haushaltsausgleichs in den Folgejahren wurde – beginnend im Jahr 2022 - eine Aufgaben- 
und Strukturkritik durchgeführt, deren Ergebnisse bei der Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs für 
das Jahr 2023 und der Folgejahre bereits weitgehend konkret und nachhaltig mit rd. 4 Mio. € Einspa-
rungen eingestellt werden konnten. 

Zum Haushaltsausgleich wurden für den Plan 2023 und die Mittelfristplanung 2024 bis 2026 weitere 
globale Minderaufwendungen in Höhe von 2 Mio. € in die Planung eingestellt (zusammen 6,0 Mio. € 
für 2022 – 2023). 
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Nach der sich abzeichnenden massiven Verschlechterung für das Jahr 2024 wurde im September 2023 
eine umfassende Haushaltssperre verhängt, um noch für den Rest des Jahres und auch beginnend mit 
dem Jahr 2024 alle Leistungen auf ihre zwingende Notwendigkeit hin zu überprüfen. Zudem wurde in 
der Verwaltung die Fortführung und Intensivierung  der Aufgaben- und Strukturanalyse verfolgt. 

Zur weiteren Beratung im Haushaltsaufstellungsverfahren wurde eine Vorschlagsliste der Verwaltung 
erstellt, die insbesondere freiwillige Leistungen, aber auch gesetzlich geregelte Leistungen, die von 
Art und Umfang der Leistungserbringung als teilweise disponibel eingestuft wurden (Abläufe, Qua-
lität, Quantität, Wirkungen) auf den Prüfstand stellt. 

Auf dieser Grundlage wird u.a. im Haushaltsberatungsverfahren zwischen Politik und Verwaltung, aber 
auch innerhalb der politischen Gremien zu diskutieren und entscheiden sein, welche der dort genann-
ten Maßnahmen, Leistungen und Beträge künftig nicht mehr oder anders erbracht werden oder ein-
gespart werden sollen. Diese Punkte werden intensiv zu diskutieren und in einzelnen Punkten sorgfäl-
tig abzuwägen sein, so dass zum aktuellen Beratungsstand noch nicht absehbar ist, bei welchen der 
genannten Vorschläge konkret eine positive Beurteilung mit welchem Konsolidierungspotenzial durch 
Verwaltung und Politik gemeinsam möglich erscheint oder nicht. 

Der Gesetzgeber hat u.a. für diesen Fall die Möglichkeit einer Einstellung einer globalen Minderaus-
gabe in den Haushalt eingeräumt, von der der Kreis Lippe bereits in den Jahren 2022 und 2023 (um-
gesetzt und eingehalten) Gebrauch gemacht hat. Hiervon soll auch für das Haushaltsjahr 2024 und die 
Finanzplanungsjahre 2025-27 erneut und zusätzlich Gebrauch gemacht werden. Nach den oben dar-
gestellten Entwicklungen und den sich aus der Vorschlagsliste ergebenden finanziellen Rahmen er-
scheint ein weiteres Einsparungspotenzial i.H.v. 6 Mio. € als möglich aber auch notwendig. 

Ziel ist es weiterhin, die schlechten finanziellen Rahmenbedingungen für Kreis und Kommunen sowohl 
für das Haushaltsjahr 2024 als auch für die Folgejahre soweit wie möglich abzufedern und andererseits 
bewährte Leistungen des Kreises für Kommunen und Bürgerinnen und Bürger in Lippe weiterhin er-
bringen zu können. 

Dabei darf nicht verkannt werden, dass die in den vergangenen Jahren erzielten positiven Jahresab-
schlüsse künftig schwieriger erreichbar sind, wenn schon 2023 4 Mio. € Einsparungen und 3 Mio. Glo-
balkürzungen abgezogen wurden. Nicht zuletzt wurden die Ergebnisse der letzten Jahren wesentlich 
durch Zinseffekte getragen, damit kann aktuell aufgrund der Marktentwicklung nicht mehr gerechnet 
werden. 

Dem Kreistag wurde daher in der Sitzung am 11.12.2023 mit dem Eckwertbeschluss zum Haushalt 2024 
u.a. vorgeschlagen, für das Haushaltsjahr 2024 und die Finanzplanjahre 2025 – 2027 eine globale Min-
derausgabe in Höhe von 6 Mio. € einzuplanen. Der Kreistag hat den Eckwertbeschluss zum Haushalt 
2024 und die zuvor skizzierte Vorgehensweise zustimmend zur Kenntnis genommen, vgl. Beschluss-
vorlage DS-Nr. 227/2023. 
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3. Entwicklung wesentliche Erträge und Aufwendungen 

Gem. § 7 Abs. 2 Ziffer 2 KomHVO soll der Vorbericht Aussagen darüber enthalten, wie sich die we-
sentlichen Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, das Vermögen, die Verbind-
lichkeiten und die Zinsbelastungen sowie die Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen 
und ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften in den beiden dem Haushaltsjahr voran-
gegangenen Haushaltsjahren entwickelt haben und voraussichtlich im mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanungszeitraums entwickeln werden. 

Nachstehend wird zunächst die Entwicklung der wesentlichen Ertrags- und Aufwandspositionen erläu-
tert. Ausführungen zur Entwicklung der Ein- und Auszahlungen erfolgen unter lfd. Ziffer 5 nur, sofern 
sie von der Ertrags- und Aufwandsentwicklung deutlich abweichen. Hinsichtlich der Entwicklung der 
Verbindlichkeiten wird auf den Verbindlichkeitenspiegel verwiesen. 

3.1. Wesentliche Ertragspositionen: 

Der Kreishaushalt ist im Wesentlichen durch Umlagen und Zuweisungen Dritter refinanziert, im Übri-
gen stehen in gewissem Umfang Gebührenerträge zur Verfügung. Die wesentlichen Erträge werden 
nachstehend kurz dargestellt. 

3.1.1. Allgemeine Kreisumlage 

Die allgemeine Kreisumlage 2024 wird mit 227.900 T€ (2021 und 2022: 207.371 T€) eingeplant. 

Der Hebesatz der allgemeinen Kreisumlage beträgt bei Umlagegrundlagen von 630.479 T€ (Vorjahr: 
618.868 T€) 36,147 %. Der Hebesatz steigt damit erstmals gegenüber den Vorjahren (2023: 33,508 
%; 2022: 33,763 %; 2021: 35,052%, 2020: 37,647%) wieder an. 

Durch den geplanten vollständigen Einsatz der Ausgleichsrücklage in 2024 wird im Finanzplanungs-
zeitraum insbesondere 2025 nochmals eine deutliche Umlageanpassung unausweichlich, sofern die 
finanziellen Rahmenbedingungen unverändert schlecht bleiben (insb. Evaluation Kostenentwicklung 
Eingliederungshilfe und Flüchtlingskostenerstattung). 

Alle nachstehend erläuterten Umlagen wurden auf Grundlage der 1. Modellrechnung zum GFG 2024 
berechnet. Sich ggf. noch ergebende Veränderungen bei den Umlagegrundlagen oder den GFG-Zuwei-
sungen im Rahmen der GFG-Festsetzung sind daher zu einem späteren Zeitpunkt in den Haushaltspla-
nentwurf einzuarbeiten und im Rahmen der vorgesehenen Beschlussfassung des Kreishaushaltes in der 
Kreistagssitzung im März 2024 zu berücksichtigen. 

Die Ermittlung des Umlagebetrages richtet sich nach § 56 Kreisordnung NRW. Der Kreis Lippe prakti-
ziert seit 1998, unbeschadet der Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen bei der Ermittlung und 
Festsetzung des Umlagebetrages, mit den kreisangehörigen Städten und Gemeinden ein besonderes 
Beratungs- und Berechnungsverfahren zur allgemeinen Kreisumlage, welches zwischenzeitlich mehr-
fach angepasst wurde. 

Die Herleitung des Zahlbetrages der Allg. Kreisumlage 2023 wurde im Vorjahr umfassend dargestellt, 
auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen. An den bisherigen Überlegungen zur jährlichen Fort-
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schreibung der Kreisumlage konnte für 2024 nicht festgehalten werden, aufgrund der multiplen Kri-
senlagen und finanziellen Herausforderungen musste, bei vollständigem Einsatz der noch verfügbaren 
Ausgleichsrücklage, eine Kreisumlage in Höhe von absolut 227,9 Mio. € in den Haushaltsplanentwurf 
eingestellt werden. Die Allg. Kreisumlage steigt damit um + 20,5 Mio. € gegenüber dem Jahr 2023, 
auch die vormalige Finanzplanung für 2024 (222,9 Mio. €) kann nicht aufrecht erhalten werden. Hier-
für sind zusammenfassend folgende wesentliche Faktoren anzuführen: 

 deutliche Tarif- und Besoldungsanpassungen über die Finanzplanung hinaus 
 erhebliche Steigerung der Landschaftsverbandsumlage 
 Mindererträge GFG 
 Entfall NKF – CUIG 
 allg. Inflation und Zinsentwicklung 
 weiter steigende Soziallasten, insbesondere Eingliederungshilfe 

Anfang Dezember 2023 wurde mit Einleitung des Benehmensverfahrens und auch im Eckwertbeschluss 
(vgl. vorstehend) noch ein Zahlbetrag der allg. Kreisumlage in Höhe von 232,9 Mio. € kommuniziert. 
Folgende Änderungen führen zu den nun vorgeschlagenen Zahlbetrag in Höhe von 227,9 Mio. €: 

In T€ Verbesserung Saldo 

AK Kreisumlage Sept. 2023 

- LWL-Umlage 17,7 Hebesatzpunkte 122.030 

- GFG Grundlage AK-Rechnung LKT 58.500 

Kämmerertagung LWL; 1 MR GFG 232.900 

- LWL-Umlage Absenkung auf 17,55 Hebesatzpunkte 120.960 1.070 

- Veränderungen 1. Modellrechnung GFG 58.700 200 

Beschluss LWL Haushalt 21.12.2023 231.630 

- Absenkung Hebesatz auf 17,35 Hebesatzpunkte 119.575 1.385 

Flüchtlingskosten 2024 ff. 230.245 

- Pauschalentlastungsgesetz; Annahme: Mittelvertei-
lung nach Maßstab des Jahres 2023 

1.850 1.850 

- ggü. 2022 (für 2023) wieder leicht erholte Gewinn-
ausschüttung der Sparkassen 

500 500 

227.895 

Benehmensherstellung mit den kreisangehörigen Kommunen 

Durch das 2012 in Kraft getretene Umlagengenehmigungsgesetz ist u.a. die kommunale Beteiligung 
bei der Aufstellung und der Genehmigung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes neu geregelt 
und ausgeweitet worden. Nach § 55 Abs. 1 KrO NRW erfolgt die Festsetzung der Kreisumlage im Be-
nehmen mit den kreisangehörigen Gemeinden. Das Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des 
Entwurfs der Haushaltssatzung einzuleiten. Wesentliche Eckdaten zum Kreishaushalt 2024 und die 
voraussichtliche Entwicklung der Umlagen sind den Kommunen mit Schreiben vom 05.12.2022 an-
gezeigt worden. 

Es wurde im Rahmen der Benehmensherstellung für 2024, aufsetzend auf der bisherigen Finanzpla-
nung 2024 zunächst ein voraussichtlicher Haushaltsfehlbetrag in Höhe von rd. 35,6 Mio. € prognosti-
ziert. Dabei ist als Vorbelastung auch der bereits in der Finanzplanung erwartete Haushaltsfehlbetrag 
zu berücksichtigen: 
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Haushaltsfehlbetrag aus Finanzplanung - 10,7 Mio. € 

 Personal und Versorgung ggü. Finanzplanung - 4,5 Mio. € 
 SGB II – Grundsicherung Arbeitsuchende 4,3 Mio. € 
 SGB IX - Behindertenhilfe - 0,8 Mio. € 
 SGB XII – insb. Hilfen zur Pflege  2,7 Mio. € 
 LWL-Umlage  - 7,0 Mio. € 
 Zuweisungen GFG - 1,7 Mio. € 
 Wegfall NKF-CUIG - 10,7 Mio. € 
 ÖPNV - 5,0 Mio. € 
 sonstiges, u.a. Zinsen; Gewinnausschüttung -2,2 Mio. € 

Fehlbetrag fortgeschrieben (ohne Jugendhilfe) - 35,6 Mio. € 

Dabei war zu berücksichtigen, dass die Finanzplanung 2024 bereits einige wesentlich Parameter ge-
genüber dem Haushaltsplan 2023 fortgeschrieben hat. So konnte auch der seinerzeit in der Finanzpla-
nung 2024 darstellte Haushaltsfehlbetrag von - 10,7 Mio. € bereits nur erreicht werden durch eine 
kalkulierte strukturelle Anhebung der Allg. Kreisumlage um rd. 15,5 Mio. €. Ebenso waren einen 
Steigerung der Landschaftsumlage um rd. 5,2 Mio. €, eine Steigerung der Personalaufwendungen um 
rd. 1,9 Mio. € und sonstige Veränderungen von rd. 0,9 Mio. € bereits eingepreist. 

Anders ausgedrückt: Die Planungsparameter für den Kreishaushalt 2024 haben sich in nur einem 
Jahr dramatisch um rd. 60 Mio. € (ohne Jugendhilfe, sonst. Veränderungen und Preissteigerungen 
etc.) verschlechtert, der Haushaltsfehlbetrag 2024 steigt - ohne Ansatzfortschreibungen – gegen-
über der Planung 2023 auf diesen massiven Fehlbetrag an. 

Ein Haushaltsausgleich kann daher nur erreicht werden durch den vollständigen Einsatz der verblei-
benden Ausgleichsrücklage bereits im Haushaltsjahr 2024, der weiteren Einplanung eines globalen 
Minderaufwands von 6 Mio. € jährlich und eines Fluktuationsabschlags bei den Personalaufwendun-
gen  einerseits, andererseits aber auch einer deutlichen Anhebung der allg. Kreisumlage auf nunmehr 
227,9 Mio. €. 

Für die Finanzplanjahre, insbesondere 2025, zeichnet sich nach derzeitiger Planungsgrundlage auf-
grund des vollständigen Verzehrs der Ausgleichsrücklage in 2024 eine weitere deutliche Umlagean-
passung ab, welche in die Finanzplanung der Jahre 2025 bis 2027 eingeplant wurde. Die weitere Ent-
wicklung ist hier abzuwarten. 

Nach § 55 Abs. 2 KrO NRW werden Stellungnahmen der kreisangehörigen Gemeinden im Rahmen der 
Benehmensherstellung dem Kreistag mit der Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung mit ihren 
Anlagen zur Kenntnis gegeben. Den Gemeinden ist vor Beschlussfassung über die Haushaltssatzung mit 
ihren Anlagen in öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Über Einwendungen der 
Gemeinden beschließt der Kreistag in öffentlicher Sitzung. 

Mit Schreiben vom 04.01.2024 hat der Bürgermeister der Stadt Detmold eine Stellungnahme zur Per-
sonalkostenplanung 2024 abgegeben, mit Schreiben vom 09.01.2024 haben die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden eine gemeinsame Stellungnahme zum Kreishaushalt 2024 vorgelegt, mit Schrei-
ben gleichen Datums haben die Städte Detmold, Bad Salzuflen und Lemgo zur Kostenentwicklung im 
ÖPNV vorgetragen. Die Stellungnahmen werden dem Kreistag mit der Einbringung des Haushaltes am 
25.01.2025 zugeleitet, damit die Einwendungen in die politische Beratung einbezogen werden können. 
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Final ist über die Einwendungen durch den Kreistag in öffentlicher Sitzung zu beschließen, die Be-
schlussfassung ist in der März-Sitzung des Kreistages vorsehen. Hierzu wird eine Beschlussvorlage vor-
gelegt werden. 

Die inhaltlich unterschiedlichen Standpunkte und Interessen der Kommunen und des Kreises Lippe 
wurden in einem weiteren Austausch im Arbeitskreis Kreisumlage am 19.01.2024 nochmals abschlie-
ßend erörtert. Hier haben beide Seiten letztlich den nunmehr vorgeschlagenen Zahlbetrag der allg. 
Kreisumlage in Höhe von 227,9 Mio. € mehrheitlich vereinbart. 

Es ist beabsichtigt, den Kommunen - vor der vorgesehenen beschlussfassenden Kreistagssitzung am 
18.03.2024 - in der Kreisausschusssitzung am 11.03.2024 ein entsprechendes Anhörungsrecht einzu-
räumen. Hierzu wird rechtzeitig eingeladen werden. 

Entwicklung der kommunalen Haushalte / Haushaltsvergleich 

Die Entscheidung über die Festsetzung der Kreisumlage bedarf einer Abwägung des erforderlichen 
Finanzbedarfes des Kreises und der Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Städte und Gemeinden. 
Hierzu ist es zwingend erforderlich, auch auf die Leistungsfähigkeit der Kommunen einzugehen. Die 
individuelle Situation einzelner Kommunen kann allerdings von der hier geforderten Durchschnittsbe-
trachtung erheblich abweichen. Das gesetzliche Berechnungssystem zur Kreisumlage federt dies – 
wenn auch mit zeitlichem Verzug - ab. 

Denn die Kreisumlagen werden konkret nach der Umlagekraft einer Gemeinde, also im Wesentlichen 
ihrer Steuerkraft in dem Zeitraum 01.07.2022 bis 30.06.2023 berechnet. Auch die staatlichen Zuwei-
sungen folgen diesem Prinzip. Wenn auch hier erhebliche und nach unserer Meinung nicht gerechtfer-
tigte und nicht hinnehmbare Umverteilungen zwischen dem Kreisraum und dem kreisfreien Raum 
stattfinden (vgl. Bericht der Vorjahre). 

Die maßgebliche Referenzperiode für die Ermittlung der Steuerkraftmesszahl wird im GFG 2024 auf 
den Zeitraum vom 1. Juli 2022 bis 30. Juni 2023 festgesetzt. Die verteilbare Finanzausgleichsmasse 
steigt mit dem GFG 2024 um rd. 117,2 Mio. € (+ 0,77 %) auf nunmehr 15.320 Mio. € (2023: 15.203 
Mio. €; + 9,33 %). 

Die Entwicklung in Lippe liegt im GFG 2024 wieder leicht über dem Landestrend (+ 1,95 %), nachdem 
im Vorjahr der gegenteilige Effekt zu verzeichnen war. Auch auf Kreisebene schwankt die Entwicklung 
der Umlagegrundlagen weiter deutlich, der stärkste Zuwachs ist prozentual in Blomberg mit  + 5,0 % 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen, in allen anderen Kommunen steigen die Umlagegrundlagen 
im Landesvergleich überproportional, lediglich in Horn-Bad Meinberg ist ein Rückgang um 0,77 Hebe-
satzpunkte zu verzeichnen. 

Da die Steigerung leicht über dem Landestrend liegt, lässt sich auf gegenüber dem Landesdurchschnitt 
niedrigere Steuerzuwächse in den lippischen Gemeinden in der Referenzperiode schließen. Die Ent-
wicklung der letzten Jahre ist nachstehend zusammengefasst. 
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Die Veränderung der Umlagegrundlagen in den letzten 4 Jahren ist nachstehend auch grafisch je Kom-
mune nochmals aufbereitet. Dabei wird nochmals die trotz Krisenmodus weitgehend positive Entwick-
lung in den Vorjahren deutlich, gleichzeitig aber auch erkennbar, dass auf Kreisebene in Lippe teil-
weise deutlich unterschiedliche Entwicklungen zu verzeichnen sind. 

Die Allg. Kreisumlage stellt zwar regelmäßig die größte Einzelposition in den gemeindlichen Haushal-
ten dar, ihr Anteil am Gesamtaufwandsvolumen der Kommunen ist jedoch in den letzten Jahren immer 
rückläufig gewesen und steigt auch 2024 nur moderat. Folgende Aussagen für die Jahre 2015 - 2024 
(Ansatz) lassen sich hierzu treffen, der Vergleich mit den kommunalen Haushalten basiert dabei auf 
den Daten der Finanzplanung des Vorjahres: (ab hier Grafiken austauschen) 

1. Die Kreisumlage ist in den letzten 9 Jahren 2015 -2024 um 45,3 Mio. € (+ 24,8 %) gestiegen 

2. Die gemeindlichen ordentlichen Aufwendungen sind von 2015 -2024 um 278,2 Mio. € (+ 35,2 %) gestie-
gen. 

3. Der Anteil der Kreisumlage an den Aufwandssteigerungen der Kommunen betrug somit 16,2 %. 

4. Damit ist auch weiterhin festzuhalten, dass die Kreisumlage zwar ein wesentlicher Faktor für die kreis-
angehörigen Kommunen ist, aufwandsseitig sie aber unterproportional zu anderen Aufwandsarten ge-
stiegen ist. 

Gemeindliche Umlagegrundlagen nach GFG

Jahr
Umlage-

grundlagen Veränd. %
davon 

Steuerkraft Veränd. %
davon 

Schlüsselzuweisung Veränd. %
2017 460.556.681 354.586.695 105.969.986
2018 497.139.377 7,9% 366.708.136 3,4% 130.431.241 23,1%
2019 530.390.579 6,7% 396.565.095 8,1% 133.825.484 2,6%
2020 546.035.804 2,9% 408.211.278 2,9% 137.824.526 3,0%
2021 559.346.390 2,4% 412.058.550 0,9% 147.287.840 6,9%
2022 577.551.422 3,3% 434.030.008 5,3% 143.521.414 -2,6%
2023 618.868.317 7,2% 472.902.361 9,0% 145.782.711 1,6%
2024 630.478.683 1,9% 477.905.265 1,1% 152.573.418 4,7%

134,8% 144,0%

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
36



Produkthaushalt 2024 
Vorbericht 

Die nachstehende Grafik zeigt nochmals, dass sich der Anteil der Kreisumlage an den kommunalen 
Aufwendungen in den letzten Jahren relativ konstant um etwa 22 % bewegt hat und sich 2021 auf-
grund der erhöhten Kostenerstattung KdU SGB II und der damit verbundenen Umlagesenkung nochmals 
deutlich reduziert hat, aktuell mit 20,3 % aber weiter deutlich unterhalb dem Niveau der Vorjahres-
werte bleibt. 

Der Anteil der Kreisumlage an den Kreiserträgen 

Auch der Anteil der Kreisumlage an den ordentlichen Erträgen des Kreishaushalts ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich und deutlich gesunken und steigt erstmals 2024 wieder an. Aktuell liegt dieser 
bei rd. 36,2 % und ist damit seit 2015 um 10,6 %-Punkte zurückgegangen. Gegenüber dem Vorjahr 
ist trotz des absolut deutlichen Anstiegs des Zahlbetrag um rd. 20,5 Mio. € der prozentuale Anteil der 
Kreisumlage lediglich um 1,6 % gestiegen – bedingt durch den erheblichen Anstieg des Haushaltsvolu-
mens 2024. 

Da die Kreise anders als Städte und Gemeinden nicht über eigene allgemeine Steuereinnahmen ver-
fügen, ist diese Entwicklung im Wesentlichen auf sukzessive gestiegene Kostenerstattungen und Zu-
schüsse von Bund und Land im Sozial- und Jugendhilfebereich zurückzuführen. 

Unter Hinweis auf die massiv steigenden kommunalen Haushaltsrisiken haben die kommunalen Spit-
zenverbände über Jahre eine höhere Kostenbeteiligung des Bundes an den Kosten der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende eingefordert, erst die finanziellen Folgelasten der COVID-19 Pandemie haben diese 
Umsetzung massiv forciert. Nach wie vor sind die kommunalen Haushaltsbelastungen im Bereich der 
Sozialleistungen – u.a. durch gesetzlich ausgeweitete Leistungsstandards – nicht auskömmlich gegen-
finanziert. 
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Die Hebesatzentwicklung in den letzten Jahren 

Nachfolgende Darstellung zeigt die Entwicklung des Umlagehebesatzes seit 2015. In den Jahren 2010-
11 (hier nicht mehr dargestellt) war infolge der Bankenkrise ein Absinken der gemeindlichen Steuer-
einnahmen und ein Anstieg des Umlagehebesatzes auf über 46 % (2008 = 39,3 %) zu verzeichnen. In 
der Folge konnte ein sukzessiver Rückgang des Umlagehebesatzes erreicht werden. 2018 bis 2020 
führten wieder deutlich steigende Steuereinnahmen auf kommunaler Ebene und ein gebremster An-
stieg der Netto-Soziallasten einschließlich Landschaftsumlage zu einem weiteren Absinken des Umla-
gehebesatzes. 

2021/22 zeigt sich die deutliche finanzielle Entlastung der kommunalen Haushalte durch Anhebung 
der Kostenerstattung KdU SGB II um 25 %-Punkte in einem weiteren Absinken des Umlagehebesatzes, 
2023 sinkt der Hebesatz des allg. Kreisumlage weiter leicht um 0,276 Hebesatzpunkte trotz der abso-
lut um rd. 12,3 Mio. € steigenden allg. Kreisumlage. 

2024 steigt der Umlagezahlbetrag absolut um 20,5 Mio. €, der Zahlbetrag steigt gegenüber dem Vor-
jahr damit um prozentual um rd. 9,9 %. 

Gleichzeitig erhöht sich die Zahllast des Kreises Lippe für die Landschaftsumlage um nunmehr 9,8 
Mio. €, die prozentuale Steigerungsrate liegt hier bei 8,9 %. Nachdem im Jahr 2023 nahezu jeder Euro, 
um den die allg. Kreisumlage stieg, aufgrund der Umlageentwicklung direkt an den Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe weitergeleitet wurde, ist dies 2024 immerhin noch jede 2 Euro der Umlagestei-
gerung. Auch allgemein gilt: 

Von der Allg. Kreisumlage in Höhe  von 227,9 Mio. € sind mittlerweile 52,5 % des Umlageaufkommens 
direkt an den Landschaftsverband Westfalen-Lippe weiterzuleiten, nur rd. 47,5% des Umlageaufkom-
mens verbleibt im Kreishaushalt. 2018 lag die Quote noch bei 44,6 % ist seitdem sukzessive jedes Jahr 
weiter gestiegen – auch dies in Indiz für den massiven Kostenaufwuchs insbesondere im Bereich der 
Eingliederungshilfe. 

Die Landschaftsumlage ist dabei wesentlich durch die Kostenentwicklung der Behindertenhilfe ge-
prägt, rechnet man die Kreisaufwendungen der Hilfen nach SGB IX – also außerhalb der Jugendhilfe – 
hinzu, ergibt sich folgendes Bild: Bereits 56,8 % des Aufkommens der Allg. Kreisumlage sind damit im 
weiteren Sinne für Leistungen der Behindertenhilfe gebunden. 

Hebesatz Allg. Kreisumlage
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Hebesatz 39,126% 38,399% 37,647% 35,052% 33,763% 33,508% 36,147%

Aufkommen in Mio. € 194,5 203,6 205,5 195 195 207,3 227,9

Anteil Kreisumlage / Landschaftsumlage
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Kreisumlage 194,5 203,6 205,5 195 195 207,3 227,9

Landschafsumlage 86,7 86,9 89,9 93,2 97,9 109,8 119,6

proz. Anteil an KAU 44,6% 42,7% 43,7% 47,8% 50,2% 53,0% 52,5%
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Nachstehend nochmals die Entwicklung des Umlagevolumens und der Hebesätze: 

Die Entwicklung der Kreisumlage in Relation zu den Soziallasten 

Der Kreishaushalt als umlagefinanzierter Haushalt ohne eigene Steuereinnahmen bewegt sich weiter-
hin einem ständigen Spannungsfeld zwischen der Haushaltssituation der Kommunen und der konjunk-
turellen Lage einerseits und der Entwicklung der Soziallasten andererseits. Auch die deutliche Anhe-
bung der allg. Kreisumlage 2024 kann die steigende Kostenlast des Kreishaushalts insbesondere im 
Bereich der Soziallasten nicht annähernd kompensieren. 

Ein Vergleich der Entwicklung von Kreisumlage, Soziallasten und Steuereinnahmen der Kommunen in 
den letzten Jahren zeigt, dass sich die Kreisumlage weitgehend parallel zu den Soziallasten entwickelt 
hat, aber sowohl hinter der Entwicklung der Steuern und Zuweisungen an Gemeinden als auch hinter 
der Entwicklung der Soziallasten zurückgeblieben ist, daran ändert auch der Anstieg der Umlage in 
den Jahren 2023/24 nichts. 

Anteil Kreisumlage / Landschaftsumlage und Hilfen SGB IX
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Kreisumlage 194,5 203,6 205,5 195 195 207,3 227,9

Landschafsumlage 86,7 86,9 89,9 93,2 97,9 109,8 119,6

Hilfen SGB IX 7,2 8,9 4,8 8,5 7,5 9,0 9,9

Summe 93,9 95,8 94,7 101,7 105,4 118,8 129,5

proz. Anteil an KAU 48,3% 47,1% 46,1% 52,2% 54,1% 57,3% 56,8%
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Stellt man auf die gesamten Sozialleistungen des Produktbereichs 5 und die Landschaftsumlage ab 
und setzt diese Aufwendungen in Relation zur Kreisumlage, sind aktuell bereits mehr als 90 % des 
gesamten Umlageaufkommens im Bereich der sozialen Sicherung gebunden, lediglich 9 % des Kreisum-
lageaufkommens steht damit dem Kreishaushalt als allgemeines Deckungsmittel zur Verfügung. 

Die Entwicklung von Kreisumlage und Landschaftsumlage in nachstehender Grafik zeigt nochmals 
deutlich, dass die kontinuierliche Steigerung der LWL-Umlage in den letzten Jahren nicht vollumfäng-
lich an die Kommunen weitergegeben und insoweit über einen anteiligen Einsatz der Ausgleichsrück-
lage aufgefangen wurde. 

Während die Allg. Kreisumlage seit 2010 nunmehr um 38,1% gestiegen ist (2010: 165,1 Mio. €), ver-
zeichnet die LWL-Umlage eine Steigerungsrate von 91,2 % und hat sich damit in 14 Jahren nahezu 
verdoppelt (2010: 62,5 Mio. €). 

Anteil Kreisumlage / Landschaftsumlage und soziale Leistungen PB 05
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Kreisumlage 194,5 203,6 205,5 195 195 207,3 227,9

Landschafsumlage 86,7 86,9 89,9 93,2 97,9 109,8 119,6

Produktbereich 05 80,6 87,4 68,5 71,3 73,3 80,7 87,4

Summe 167,3 174,3 158,4 164,5 171,2 190,5 207

proz. Anteil an KAU 86,0% 85,6% 77,1% 84,4% 87,8% 91,9% 90,8%
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Entwicklung der Steuererträge Städte und Gemeinden 

Die kommunalen Haushalte werden ertragsseitig im Wesentlichen durch die Entwicklung der Steuerer-
träge beeinflusst. Der aufgezeigten kommunalen Steuerentwicklung liegen dabei bis einschließlich 3. 
Quartal 2023 Ist-Werte des Steueraufkommens lt. IT NRW zugrunde, lediglich die weitere Entwicklung 
für das 4. Quartal 2023 wurde anhand der Vorjahrestrends hochgerechnet. 

Die Entwicklung der Steuern und steuerähnlichen Abgaben ist derzeit durch die multiplen Krisenlagen, 
damit verbundene Lieferkettenengpässe, Energiepreissteigerungen und anhaltende Inflation einge-
trübt. Insbesondere massiv gestiegene Energie- und Erzeugerpreise und die teilweise unklare weitere 
Entwicklung beinträchtigen das Konsumverhalten. Die Auswirkungen auf die Steuerentwicklung der 
Kommunen sind teilweise bereits spürbar, andererseits führen gestiegene Verbraucherpreise tlw. 
auch zu erhöhten Steuereinnahmen (Umsatzsteuer, Gewerbesteuer und Einkommensteueranteile). In 
Anbetracht der ungewissen weiteren Entwicklung in der Ukraine und am Energie- und Arbeitsmarkt 
ist die Einschätzung künftiger Steuereinnahmen weiterhin mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. 

Dabei wird nicht verkannt, dass der Anstieg der gemeindlichen Steuereinnahmen deutlich abflacht, 
nach den bisher vorliegenden Ist-Daten von IT NRW bis zum III. Quartal 2023 im Lippe-weiten Trend 
aber weiterhin steigend gegenüber den Vorjahren ist. Für die Prognose des Jahres 2024 wurde eine 
moderate Steigerung der Erträge um 2,5 % zugrunde gelegt, die Orientierungsdaten von IT NRW gehen 
für 2024 von einer Steigerung der Steuererträge um 3,9% aus, davon allein die Gewerbsteuer + 3,4 % 
(vgl. hierzu nachfolgend  Entwicklung Steuererträge Städte und Gemeinden). 

Das Land NRW stützt sich in seinen Orientierungsdaten 2024 bis 2027 im Wesentlichen auf Ergebnisse 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom Mai 2023. Die finanziellen Auswirkungen geplanter Ge-
setzesvorhaben wie der Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitio-
nen, der Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation 
sowie Steuervereinfachung und Steuerfairness etc. sind in der Steuerschätzung Mai 2023 nicht einbe-
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zogen worden. Die finanziellen Auswirkungen von geplanten Steuerrechtsänderungen sind in der Haus-
halts- und Finanzplanung daher ergänzend zu berücksichtigen. Aufgrund der bestehenden gesamtwirt-
schaftlichen und sicherheitspolitischen Risiken empfiehlt auch das Land NRW gleichwohl eine vorsich-
tige Haushaltsplanung. 

Die Entwicklung der Steuereinnahmen ist absolut gesehen zwar weiter hoch, doch die jüngste Mai-
Steuerschätzung 2023 ist niedriger ausgefallen als in der Herbststeuerschätzung 2022 prognostiziert. 
Gegenüber der Herbststeuerschätzung 2022 liegen die Gesamtsteuereinnahmen 2023 bis 2027 jährlich 
im Durchschnitt rund 30 Mrd. € niedriger. Die Differenz zum Ergebnis der Herbststeuerschätzung 2022 
resultiert maßgeblich aus den Auswirkungen der Ende 2022 auf Bundesebene beschlossenen steuerli-
chen Entlastungsmaßnahmen. 

Die letzten Prognosen der Deutschen Bundesbank, des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung an der Universität München e.V. und des RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung e. 
V. deuten auf ein gegenüber der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung verschlechtertes Wirt-
schaftswachstum hin. Im Jahr 2024 soll die deutsche Wirtschaft gemäß der Prognose der Deutschen 
Bundesbank um 1,2 Prozent und 2025 um 1,3 Prozent wachsen. Die aktuell in Summe weiterhin posi-
tive gemeindliche Einnahmeentwicklung ergibt sich aus den nachstehenden Grafiken: 

Für die Summe der Einzahlungen aus Steuern geht das Land NRW gleichwohl auch weiterhin von Stei-
gerungsraten von 3,9 % für 2024; 5,9 % für 2025; 4,4 % für 2026 und 3,2 % für 2027 aus. Die Finanzkraft 
der kreisangehörigen Kommunen ist seit 2009 tendenziell beständig angestiegen, leichte Einbrüche 
der Jahre 2014 und 2020 konnten weitestgehend durch erhöhte Schlüsselzuweisungen kompensiert 
werden. Für die Vergleichsbetrachtungen wurden hier – wie bereits dargelegt – moderte Steigerungs-
raten von 2,5 % berücksichtigt. 

Auch bei den Schlüsselzuweisungen sind nach der 1. Modellrechnung zum GFG 2024 für die lippischen 
Kommunen gegenüber dem GFG 2023 von rd. 6,5 Mio. € zu verzeichnen. Die Entwicklung der Steuer-
einnahmen in Relation zur Entwicklung der Allg. Kreisumlage stellt sich dabei wie folgt dar: 
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Dabei wird vorstehend auch grafisch nochmals besonders deutlich, dass in den zurückliegenden Jahren 
die Entwicklung der allg. Kreisumlage deutlich hinter der Entwicklung der kommunalen Steuern und 
GFG-Zuweisungen zurückgeblieben ist und aktuell allenfalls parallel verläuft. Lag der Anteil der 
Kreisumlage an den kommunalen Steuern und GFG-Zuweisungen 2015 noch bei 41,2 %, liegt dieser – 
auch unter Berücksichtigung der deutlichen Umlagesteigerung 2024 – bei 35,4 %. 

Wenngleich die Ertragsentwicklung der letzten Jahre insgesamt positiv verlaufen ist, bleibt anzumer-
ken, dass die Entwicklung des Steueraufkommens in den lippischen Kommunen aber auch weiterhin 
hinter dem Landestrend in NRW zurückbleibt, wie aus nachstehender Grafik nochmals deutlich wird. 
Dieser Trend bestätigt sich auch in der Entwicklung der bisher vorliegenden Quartalsdaten für 2023. 
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Während landesweit ein Anstieg der Steuererträge in Höhe von + 5,9 % verzeichnet werden kann, 
sind kreisweit Zuwächse von + 3,8 % zu verzeichnen. 

Abwägung finanzielle Belange Kommunen / Kreis 

Nach § 56 KrO NRW kann eine Kreisumlage nur erhoben werden, soweit die sonstigen Erträge des 
Kreises die entsprechenden Aufwendungen nicht decken. Dabei ist ein gegenseitiges Rücksichtnah-
megebot zu beachten. Nach dem Grundsatz des finanziellen Gleichrangs lässt sich innerhalb des kom-
munalen Raums weder für den Finanzbedarf des Kreises noch für denjenigen der kreisangehörigen 
Gemeinden ein Vorrang feststellen. Das gemeindliche Selbstverwaltungsrecht wird aber dann verletzt, 
wenn der Landkreis bei der Erhebung einer Kreisumlage seine eigenen finanziellen Belange gegenüber 
den finanziellen Belangen der kreisangehörigen Gemeinden einseitig und rücksichtslos bevorzugt. 

Die Pflicht gemäß Art. 28 Abs. 2 GG, Art. 78 Abs. 1 Landesverfassung, den Finanzbedarf der Gemein-
den gleichrangig mit dem des Kreises zu berücksichtigen, wird dabei Genüge getan, sofern eine in-
haltliche Würdigung und Berücksichtigung der finanziellen Belange der Gemeinden erfolgt und damit 
eine einseitige Bevorzugung der Belange des Kreises vermieden wird. 

Für diesen vorzunehmenden Abwägungsprozess wird zunächst auf die vorstehenden Ausführungen ver-
wiesen, vertiefend ist aber auch die aktuelle Haushaltssituation der lippischen Kommunen nochmals 
im Vergleich zur aktuellen Entwicklung des Kreishaushalts betrachtet worden. 

Aktuell liegt die Jahresrechnung von 15 der 16 kreisangehörigen Kommunen für 2022 vor. Danach ist 
festzuhalten, dass die Jahresrechnung in allen 15 bereits gemeldeten Kommunen – wie auch im Kreis-
haushalt –deutlich positiver als geplant ausfällt. Während die 15 Kommunen in der Haushaltsplanung 
für 2022 zunächst einen Verzehr der Ausgleichsrücklage in Höhe von - 19,6 Mio. € eingeplant hatten, 
werden in der Rechnung Jahresüberschüsse von rd. 88,2 Mio. € erzielt, die auf kommunaler Ebene 
nochmals der Ausgleichsrücklage zugeführt werden konnten. 

Die Jahresrechnung 2022 des Kreises Lippe entwickelte sich zwar auch um rd. 5 Mio. € besser als 
geplant, gleichwohl war aufgrund zur Entlastung der Kommunen geplanten deutlichen Haushaltsfehl-
betrags noch ein Fehlbetrag von rd. - 8,7 Mio. € zu verzeichnen, der der Ausgleichsrücklage entnom-
men werden musste. 

Zum Stichtag 31.12.2022 verfügen damit die kommunalen Haushalte noch über eine Ausgleichsrück-
lage in Höhe von rd. 286,2 Mio. €, während der Bestand im Kreishaushalt auf 40,4 Mio. € abschmilzt. 

In der Haushaltsplanung 2023 ist auf kommunaler Ebene ein Abschmelzen der Ausgleichsrücklage um 
- 42,7 Mio. € eingeplant, Kreishaushalt – 15,8 Mio. €. Aufgrund der Plandaten verfügen zum Stichtag 
31.12.2023 die kommunalen Haushalte noch über eine Ausgleichsrücklage in Höhe von rd. 246,9 Mio. 
€, während der Bestand im Kreishaushalt auf 24,6 Mio. € abschmilzt. Tatsächlich zeigt aber die Aus-
wertung der Kassenstatistik IT NRW für I bis III/2023 einen Anstieg des Steueraufkommens von 12 Mio. 
€ kreisweit gegenüber dem gleichen Zeitraum 2022, so dass die tatsächliche Auswertung erst nach 
dem Vorliegen der Zahlen des IV. Quartals 2023 möglich ist. 

Für den Haushalt 2024 liegen aktuell Daten von 12 lippischen Kommunen vor. Hier ist bisher ein 
Verzehr der Ausgleichsrücklage in Höhe von 88,3 Mio. € vorgesehen, der Kreis Lippe setzt seinen 
Restbestand nahezu vollständig ein. Die Entwicklung der kommunalen Haushalte 2022 – 24 (soweit 
Daten vorliegen) stellt sich wie folgt dar 
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Danach zeigt sich auch in den kommunalen Haushalten eine deutliche Budgetverschlechterung, 2023 
konnten nur noch 2 Kommunen einen strukturell ausgeglichenen Haushalt aufstellen. Für 2024 sind 
alle bisher vorliegenden Planungen deutlich negativ, hier zeigen sich auch auf kommunaler Ebene 
neben rückläufigen Steuererträgen die Effekte aus dem Wegfall des NKF-CUIG – die bisherigen Isolie-
rungsmöglichkeiten haben hier in der Vergangenheit zumindest partiell den Haushaltsausgleich er-
leichtert. 
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Vorstehende Grafik zeigt die Entwicklung der Ausgleichsrücklage auf kommunaler Ebene nach derzeit 
vorliegenden Planungsdaten, aktuell fehlen noch die Plandaten 2024 für 4 kommunale Haushalte. Eine 
negative Planung für 2024 - wie in den übrigen Kommunen – unterstellt, wird mit Blick auf das Bud-
getvolumen und die noch verfügbaren Ausgleichsrücklagen zum Ende des Jahres 2024 in den kommu-
nalen ein Verzehr der Rücklage voraussichtlich erst in geringem Umfang zu verzeichnen sein, während 
der Kreis Lippe seine vollständige Ausgleichsrücklage in Anspruch nehmen muss, die damit in Höhe 
von 50 Mio. € in nur 4 Krisenjahren vollständig aufgezehrt wurde. 

Nach der Planung für 2024 können – bis auf eine Kommune -  alle Städte und Gemeinden in aktuellen 
Krisenlage Ihren Haushalt weiterhin fiktiv durch eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage ausglei-
chen, in 1 Kommune ist diese nach aktuellem Stand erschöpft, es wird die allg. Rücklage in Anspruch 
genommen. Allerdings gelingt es keiner Kommune mehr, ihren Haushalt strukturell in Ertrag und Auf-
wand ausgeglichen aufzustellen, was als klares Signal auch an Bund und Land gewertet werden muss, 
dass die Finanzausstattung der kommunalen Familie deutlich unzureichend ist und hier dringender 
Handlungsbedarf besteht. 

Der Kreis als umlagefinanzierter Haushalt kann hier keinen Ausgleich für alle Kommunen herbeiführen. 
Im Rahmen einer vergleichenden, wertenden und prognostischen Betrachtung des hier vorgeschlage-
nen Umlagesatzes auf die Finanzsituation des Kreises und der kreisangehörigen Gemeinden wird dieser 
als sachgerecht angesehen. 

Der Kreis Lippe stützt die kommunalen Haushalte auch 2024 in der aktuellen multiplen Krisenlage im 
Rahmen des Vertretbaren und steht weiterhin zu den in den Vorjahren getroffenen Absprachen. Sämt-
liche Haushaltsplanungen der Fachbereiche wurden in mehreren Budgetrunden einer kritischen Über-
prüfung unterzogen, infrage gestellt und in dem – aus derzeitiger Sicht – unabweisbar notwendigen 
Umfang in das Budget eingeplant. 

Dabei wurden mit Rücksicht auf die finanzielle Situation der kommunalen Haushalte auch diverse, 
aber auch hiesiger Sicht vertretbare Budgetrisiken in Kauf genommen (z.B. Erhöhung globaler Minder-
aufwand auf 6 Mio. €, Fluktuationsabschlag, Haushaltskonsolidierung etc.). Der Zahlbetrag der Allge-
meinen Kreisumlage entwickelt sich – auf Grundlage der 1. Modellrechnung zum GFG 2024 – für die 
kreisangehörigen Kommunen damit wie folgt: 
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Haushaltsvergleich auf OWL-Ebene: 

Die bisher notwendige, deutliche Fortschreibung der Allg. Kreisumlage ist dabei keineswegs ein lippi-
sches Problem, wie auch ein Blick auf die Entwicklung in der OWL-Nachbarkreisen zeigt. 

Hinweis: 
Bei allen nachfolgenden Darstellungen werden aus Gründen der Vergleichbarkeit ggf. erhobene 
Sonderumlagen (ohne Jugendamt) der Allg. Kreisumlage zugerechnet, insoweit weisen die darge-
stellten Hebesätze von den festgesetzten Hebesätzen nach Haushaltssatzung ab 

a) Zahlbetrag allg. Kreisumlage absolut 

Im Vergleich wird zunächst einmal deutlich, dass auch alle Nachbarkreise in OWL den absoluten Zahl-
betrag der Allg. Kreisumlage von 2023 nach 2024 deutlich erhöhen müssen, auch Gütersloh plant mit 
einer Anhebung der Kreisumlage in vergleichbarem Volumen von rd. 20 Mio. €, in Paderborn und 
Minden-Lübbecke ist eine Anpassung gar um rd. 35 Mio. € vorgesehen. 

Betrachtet man den Zeitraum seit 2019, fällt die Umlagesteigerung im Kreis Lippe mit absolut rd. 24,3 
Mio. € deutlich geringer aus als in den Nachbarkreisen, dies u.a. durch den erheblichen Einsatz der 
Ausgleichsrücklage. Nur im Kreis Höxter ist ein vergleichbarer Anstieg vorgesehen. 

1 ModellR GFG Kreisumlage Umlagegrundl. Kreisumlage Veränderung

GFG 2024 227.900.000 € GFG 2023 207.371.000 € 2024/23

Landkreistag 36,147% Festsetzung 33,508%

Augustdorf 15.989.305,48 5.779.676,32 15.683.240,29 5.255.155,47 € 524.520,85

Bad Salzuflen, Stadt 102.148.640,02 36.923.809,92 101.412.460,14 33.981.386,17 € 2.942.423,75

Barntrup, Stadt 14.666.068,91 5.301.364,18 14.483.673,57 4.853.203,48 € 448.160,69

Blomberg, Stadt 35.182.110,91 12.717.326,20 33.506.292,38 11.227.321,17 € 1.490.005,03

Detmold, Stadt 157.914.228,19 57.081.474,05 153.522.744,45 51.442.551,12 € 5.638.922,94

Dörentrup 11.591.098,39 4.189.850,33 11.467.934,92 3.842.686,83 € 347.163,50

Extertal 19.828.831,94 7.167.555,25 19.425.250,74 6.509.031,99 € 658.523,27

Horn-Bad Meinberg, Stadt 29.485.319,86 10.658.099,27 29.903.117,17 10.019.965,70 € 638.133,57

Kalletal 20.337.933,83 7.351.581,02 19.926.039,21 6.676.836,68 € 674.744,34

Lage, Stadt 57.508.422,67 20.787.648,93 56.795.643,38 19.031.139,64 € 1.756.509,29

Lemgo, Stadt 73.265.493,40 26.483.379,04 71.646.726,50 24.007.455,08 € 2.475.923,96

Leopoldshöhe 25.030.522,16 9.047.817,40 24.499.156,40 8.209.201,25 € 838.616,15

Lügde, Stadt der Osterräder 15.746.166,83 5.691.788,66 15.327.160,62 5.135.839,95 € 555.948,71

Oerlinghausen, Stadt 25.614.377,60 9.258.864,43 25.414.867,56 8.516.038,64 € 742.825,79

Schieder-Schwalenberg, Stadt 12.414.166,33 4.487.365,84 12.258.905,52 4.107.726,03 € 379.639,81

Schlangen 13.755.996,81 4.972.399,16 13.595.104,29 4.555.460,82 € 416.938,33

630.478.683,34 € 227.900.000,00 € 618.868.317,14 € 207.371.000,00 € 20.529.000,00 €

Allg. Kreisumlage 2019 2020 2021 2022 2023 2024
Veränderung

seit 2019 in %
Gütersloh 221.022.057 215.423.782 212.111.602 248.853.971 244.192.909 265.848.884 44.826.827 20,3%
Herford 141.308.305 143.445.004 148.322.643 158.359.361 167.492.262 177.436.022 36.127.717 25,6%
Höxter 64.813.599 68.076.359 69.588.872 71.931.865 82.715.929 91.355.190 26.541.590 41,0%
Lippe 204.244.679 206.146.099 195.598.011 195.618.687 208.011.000 228.560.000 24.315.321 11,9%
Minden-Lübbecke 180.982.404 199.144.091 189.248.749 207.089.980 215.435.681 251.384.556 70.402.152 38,9%
Paderborn 168.922.230 179.685.176 175.992.622 189.870.940 197.755.265 231.996.447 63.074.217 37,3%
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b) Zahlbetrag Allg. Kreisumlage pro EinwohnerIn 

Hier ist zunächst noch einmal auf den Prüfbericht der GPA NRW aus der aktuellen Kreisprüfung Stand 
2020 hinzuweisen, die GPA NRW hat seinerzeit festgestellt: 

Der Kreis Lippe konnte sich hier im NRW-Vergleich der Umlagebelastung pro EinwohnerIn noch unter 
dem Median positionieren, wie aus nachstehendem Auszügen deutlich wird: 

Dabei fällt auf, dass sich der Kreis Lippe in dem um soziale Leistungen bereinigten Umlagebedarf 
noch deutlicher oberhalb des Medians positionieren kann, die gpaNRW führt hierzu aus: 

Auch der Vergleich beider Umlagebedarfe unterstreicht nochmals, dass rd. die Hälfe des Kreisumla-
gevolumens in dem Produktbereich 05 – soziale Leistungen – gebunden wird. 

Der Vergleich Zahlbetrag / EinwohnerIn wurde auf OWL-Ebene für die Planjahre 2023 und 2024 fort-
geschrieben, auch dieser Vergleich belegt die weiterhin gute Positionierung des Kreises Lippe, ledig-
lich der Kreis Höxter kann ein etwas geringeres Umlagevolumen pro EinwohnerIn aufrufen, in den 
anderen Nachbarkreisen ist pro-Kopf-Belastung deutlich höher: 
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Eine Bereinigung der Daten um den Produktbereich 05 – Soziale Leistungen – war in der Fortschreibung 
leider nicht möglich, da nicht von allen Kreisen detaillierte Haushaltsdaten verfügbar waren. 

c) Vergleich Hebesatz Allg. Kreisumlage: 

Der Hebesatz der allg. Kreisumlage fällt auch im Jahr 2024 auf OWL-Ebene nur in Gütersloh geringer 
als in Lippe aus, in allen anderen Kreisen liegt dieser z.T. deutlich höher, Spitzenreiter ist hier der 
Kreis Minden-Lübbecke mit einem geplanten Hebesatz von 41 %. Hinweis: Zu Vergleichszwecken wur-
den in Nachbarkreisen erhobene Sonderumlagen (Schulumlage, ÖPNV) der Allg. Kreisumlage hinzuge-
rechnet. 

Auch im Finanzplanungszeitraum 2025 – 2027 sind mit Blick auf die aktuell angespannte Haushalts-
lage tendenziell OWL-weit vergleichbare Umlageanpassungen vorgesehen, lediglich für den Kreis Höx-
ter lag der aktuell Haushalt noch nicht im Entwurf vor, der Kreis Herford hat einen Doppelhaushalt 
2023/24 beschlossen, Finanzplandaten für 2027 sind derzeit nicht verfügbar. 

Der Kreis Lippe hat bei der Hebesatzbetrachtung 2019 noch den höchsten Hebesatz OWL-weit erho-
ben, in den Folgejahren aber deutliche Entlastungen realisiert und damit zur Stützung der kommuna-
len Haushalte beigetragen. 

EW KU 2023 Betrag/EW KU 2024 Betrag/EW
Gütersloh 371.309 244.192.909 657,65 265.848.884 715,98
Herford 253.551 167.492.262 660,59 177.436.022 699,80
Höxter 141.819 82.715.929 583,25 91.355.190 644,17
Lippe 350.588 208.011.000 593,32 228.560.000 651,93
Minden-Lübbecke 315.974 215.435.681 681,81 251.384.556 795,59
Paderborn 313.758 197.755.265 630,28 231.996.447 739,41

Hebesätze 2019 2020 2021 2022 2023 2024
Gütersloh 33,263 32,187 31,704 32,059 31,563 34,581
Herford 37,114 36,129 36,500 37,498 36,690 38,700
Höxter 33,900 34,300 34,500 34,400 36,636 39,614
Lippe 38,508 37,753 35,160 33,870 33,612 36,252
Minden-Lübbecke 36,820 37,500 35,861 35,852 35,500 41,042
Paderborn 36,154 36,812 35,122 35,599 34,092 38,977
Durchschnitt 35,960 35,780 34,808 34,880 34,682 38,194
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Folgende Aussagen lassen sich zusammenfassend treffen: 

 Mit Ausnahme des Kreises Gütersloh ist der Umlagehebesatz im Kreis Lippe auch 2024 erneut 
am niedrigsten. Hier ist aber zu berücksichtigen, dass ein Hebesatz von 34,581 % in Gütersloh 
ein Umlageaufkommen von 265,5 Mio. € generiert, da die Umlagekraft deutlich stärker ist. 
Gegenüber 2023 (Umlagevolumen 244,2 Mio. €) ist auch hier eine Steigerung von rd. 20 Mio. € 
eingepreist. 

 Der Anteil der Kreisumlage an den ordentlichen Aufwendungen der Kreise liegt in den OWL-
Kreisen bei rd. 34 % wie auch im Kreis Lippe, lediglich der Kreis Paderborn weist mit 39,6 % 
einen deutlich höheren, der Kreis Höxter mit 27,3 % einen geringeren Anteil aus. 

Im Finanzplanungszeitraum 2025 bis 2027 gelingt es weiterhin nicht, bei Fortschreibung der Allg. 
Kreisumlage mit den bisherigen Parametern – trotz umfassender Aufgaben- und Strukturanalyse und 
weiterer Veranschlagung eines globalen Minderaufwands von 6 Mio. € p-a. - mittelfristig den Haus-
haltsausgleich und insbesondere den Erhalt eines gewissen Sockelbetrags der Ausgleichsrücklage si-
cherzustellen. 

Insoweit ist nach den aktuell bekannten Parametern zunächst nochmals eine deutliche Anpassung der 
Allg. Kreisumlage für 2025 einzuplanen, da eine Ausgleichsrücklage dann zur Kompensation der Mehr-
belastungen nicht mehr zur Verfügung steht. Auf diesem Niveau kann die Kreisumlage dann für die 
Jahre 2026 und 2027 nach bisheriger Planung verstetigt werden. 

Auf die weiteren Ausführungen unter  Ziffer 4.4 – Haushaltsausgleich, Ausgleichsrücklage, Eigen-
kapital – wird verwiesen. Die Gegenüberstellung zeigt den Umverteilungseffekt bei gleicher Höhe der 
Umlage, bedingt durch die Veränderung der Steuerkraft und der Umlagegrundlagen. 

3.1.2. Jugendamtsumlage 

Die Jugendamtsumlage wird mit 64,8 Mio. € in das Budget 2024 eingestellt und steigt damit um 
6,8 Mio. € gegenüber dem Vorjahr. 

Der Hebesatz der Jugendamtsumlage wird nach den Umlagegrundlagen der 1. Modellrechnung 
zum GFG 2024 i.H.v. 239.642 T€ (UlGrl. 2022: 235.633 T€) in Höhe von 27,040 % festgesetzt (Vor-
jahr: 24,629 %). Der Hebesatz steigt damit gegenüber dem Vorjahr um 2,411 Hebesatzpunkte. 

Gegenüber der Einleitung des Benehmensverfahrens kann der Umlagezahlbetrag um 200 T€ redu-
ziert werden. Auf die Ausführungen zu den Hilfen für unbegleitete minderjährige Ausländer wird 
verwiesen. 

Die Erhebung der Jugendamtsumlage resultiert aus § 56 Abs. 5 KrO. Danach hat der Kreis für kreis-
angehörige Gemeinden ohne eigenes Jugendamt eine einheitliche ausschließliche Belastung in Höhe 
der ihm durch die Aufgabe des Jugendamtes verursachten Aufwendungen festzusetzen. 

Gemäß § 56 Abs. 5 KrO können bei der Jugendamtsumlage des Kreises Lippe Differenzen zwischen 
Plan und Ergebnis im übernächsten Jahr ausgeglichen werden. Eigene Jugendämter haben die Städte 
Bad Salzuflen, Detmold, Lage und Lemgo eingerichtet, die Jugendamtsumlage wird daher von den 
übrigen 12 kreisangehörigen Kommunen gezahlt. 
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Entwicklung Jugendhilfebudget 2024: 

Die Jugendamtsumlage steigt – entgegen der ursprünglichen Finanzplanung - gegenüber dem Vorjahr 
um 6,8 Mio. €. Die Mehrbelastungen resultieren hier auch weiterhin aus der dynamischen Kostenent-
wicklung bei den Kindertageseinrichtungen, aber insbesondere aus Fachkostensteigerungen im Be-
reich der wirtschaftlichen Jugendhilfe für Eingliederungshilfeleistungen und stationäre Maßnahmen. 

Für das Kita-Jahr 2023/24 wurden die aktuell vorliegenden Bewilligungsbescheide für die Betriebs-
kosten zugrunde gelegt, bei der weiteren Planung für das Kita-Jahr 2024/25 (Monate Aug. 2024 bis 
Dez. 2024) wurde nach entsprechenden Ankündigungen mit einer Anpassung der Kindpauschalen um 
10% kalkuliert, um die erheblichen Belastungen insbesondere aufgrund des Tarifabschlusses im Sozial- 
und Erziehungsdienst und sonstige Kostensteigerungen auszugleichen. Die Zuweisungen an Kinderta-
geseinrichtungen steigen voraussichtlich um rd. 5,7 Mio. €, damit korrespondieren um rd. 3,5 Mio. € 
höhere Zuweisungen des Landes. Insgesamt steigt der Zuschussbedarf des Produktes ggü. der der 
Planung 2023 um rd. 2,6 Mio. €. 

Im Bereich der Hilfen zur Erziehung setzt sich 2024 der Trend zu deutlich steigenden Fachaufwen-
dungen sowohl im ambulanten, insbesondere aber im stationären Bereich fort. Neben der Weitergabe 
von tariflichen und allg. Kostensteigerungen ist ein kontinuierlicher Fallzahlanstieg insb. bei den Hil-
fen für junge Volljährige und den Eingliederungshilfen zu verzeichnen. 

Bei den ambulanten Hilfen werden noch vergleichsweise moderte Kostensteigerungen von rd. 400 
T€ erwartet, Einflussfaktoren sind neben einem leichten Fallzahlanstieg deutlich steigende Entgelts-
ätze aufgrund der allg. Kostenentwicklung. Darüber hinaus stehen im stationären Bereich nur unzu-
reichende Betreuungsplätze zur Verfügung, so dass vereinzelt zur Sicherung des Kindeswohls auch 
umfassend Fachleistungsstunden eingesetzt werden müssen. 

Bei den stationären Hilfen erhöht sich der Zuschussbedarf dagegen um rd. 1,9 Mio. €. Die Hilfen zur 
Heimerziehung Minderjähriger können dabei mit 12 Mio. € ggü. 2023 konstant gehalten werden, 
deutliche Steigerungen sind dagegen bei den Hilfen zur Heimerziehung für junge Volljährige (440 T€) 
zu verzeichnen. Hier festigt die Reform des SGB VIII den Anspruch von jungen Volljährigen, was sich 
verstärkt im stationären Bereich durch längere Unterbringungszeiten auswirkt. Bei den gemeinsamen 
Wohnformen sind weitere Mehrkosten (300 T€) zu erwarten, bereits im Vorjahr war hier auf entspre-
chende Effekte bei der Unterbringungen in sog. Mutter-Kind-Einrichtungen hingewiesen worden (Fes-
tigung des Anspruchs auf eine Betreuung von Mutter / Vater / Kind). 

Bei den Hilfen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (Balkanroute und Ukraine) werden aktuell 
– aber vom Land refinanzierte – Mehrkosten von 1,9 Mio. € erwartet. Noch mit Rdschr. vom 15.12.2023 
hat der Landkreistag NRW darauf aufmerksam gemacht, dass die Verwaltungskostenpauschale zur 
Betreuung der unbegleiteten minderjährigen Ausländer auf nunmehr 4.547 € angehoben wird (pau-
schale Personal- und Sachkostenerstattung). Ausgehend von 80 Zuweisungen im Laufe des Jahres sind 
damit ggü. dem geplanten Transferaufwand Mehrerträge zu erwarten, die Planung konnte insoweit 
nochmals um 200 T€ erhöht und die Jugendamtsumlage nach Einleitung des Benehmensverfahrens 
entsprechend gesenkt werden. 

Weitere Fachkostensteigerungen trotz relativ konstanter Fallzahlen sind u.a. auf eine steigende Zahl 
junger Menschen mit intensiven Betreuungsbedarfen zurückzuführen, die auch stationär nur mit 
zusätzlichem Personal betreut werden können. Teilweise reichen sog. Regelplätze nicht aus und es 
müssen Intensivplätze in spezifisch ausgerichteten Einrichtungen belegt werden, die entsprechend 
kostenintensiver sind. 
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Nicht zuletzt führt auch weiterhin eine verstärkte Sensibilisierung der Bevölkerung zu frühzeitigeren 
Meldungen über mögliche Kindeswohlgefährdungen, denen nachgegangen werden muss (Diagnostik) 
und tlw. zu anschließenden Maßnahmen führt. 

Die Eingliederungshilfen nach SGB VIII, insbesondere für Schulbegleitungen, folgt dem allgemeinen 
landesweiten Trend. Der Fallzahlanstieg allein bei den Schulbegleitungen lag in NRW von 2010 bis 
2020 bereits bei 175 %, die bundes- und landesweite Steigerungen von EGH-Leistungen ergeben sich 
insbesondere aus der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (2009). 

Zusätzlich zu einer regulär zu erwartenden Steigerung durch z. B. tarifliche Erhöhungen, Anpassung 
Lohn- und Kostensteigerungen bei den Leistungserbringern, trägt der Personalmangel in Schulen sowie 
das Recht auf inklusive Beschulung in einer Regelschule zu einer indirekten Steigerung der ambulanten 
EGH-Leistungen bei. Auch für das kommende Jahr ist mit einer weiteren Erhöhung der Fallzahlen und 
einer Steigerung der Entgeltsätze zu rechnen. Der Zuschussbedarf des Produktes erhöht sich um rd. 
1,3 Mio. 

Weitere Kostensteigerungen bei der Pflegefamilienunterbringung (450 T€) und insbesondere Perso-
nalkostensteigerungen im Bereich Allgemeiner Sozialdienst, Unterhaltsvorschuss und Amtsvormund-
schaften erhöhen den Zuschussbedarf des Produktbereichs 6 – Kinder- und Jugendhilfe – ggü. 2023 
um 6,8 Mio. €. 

Die Jugendamtsumlage wird danach i.H.v. 64.800.000.- € festgesetzt und liegt auch deutlich über 
der Finanzplanung für 2024. Die Jugendamtsumlage hat sich seit 2008 nahezu verdreifacht, auch der 
Hebesatz erreicht mit 27,040 % einen absoluten Höchststand: 

Hebesatz Jugendamtsumlage
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Hebesatz 21,950% 20,601% 21,540% 23,032% 24,271% 24,629% 27,040%

Aufkommen in Mio. € 41,5 42,9 44,8 48,8 53 58 64,8
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Spitzabrechnung des Jahresergebnisses 2022: 

Die Jahresrechnung 2022 hat im Produktbereich 06 – Kinder-, Jugend- und Familienhilfe mit einem 
Fehlbetrag in Höhe von 2,8 Mio. € geschlossen, eine Spitzabrechnung der Differenzen zwischen Plan 
und Ergebnis ist dabei aber in das Ermessen der Behörde gestellt. 
In der Vergangenheit war eine Spitzabrechnung nicht vorgesehen und ist erst mit dem 2. NKF-Weiter-
entwicklungsgesetz in die KrO NRW aufgenommen worden. Von der Möglichkeit wurde zunächst kein 
Gebrauch gemacht, da Abweichungen zwischen Planung in Budgetentwicklung aufgrund aktueller un-
terjähriger Entwicklungen nicht vermeidbar sind und sich hier jeweils Schwankungen nach oben oder 
unten ergeben, die sich mittelfristig wieder weitgehend ausgleichen. 

Vor diesem Hintergrund hat der Kreis Lippe auch bis 2019 von einer Spitzabrechnung der Jugendhil-
feaufwendungen im Rahmen der Jahresrechnungen abgesehen, hier war seinerzeit im Produktbereich 
06 – Kinder-; Jugend- und Familienhilfe folgende Entwicklung zu verzeichnen: 

Jahr Plan  Ergebnis Abweichung 
2017 40.800 38.332 2.468 
2018 41.500 40.378 1.122 
2019 42.900 41.456 1.444 
2020 44.800 42.248 
2021 48.800 51.956 3.156 
2022 53.000 56.506 3.506 

Nachdem in der Jahresrechnung 2020 in erneuter Folge ein deutlicher Jahresüberschuss zu verzeich-
nen war, wurde nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen des Jahresabschlusses 2020 eine Spitzab-
rechnung der Jugendamtsumlage beschlossen und die insoweit abrechnungsfähige Überzahlung in 
Höhe von rd. 2,5 Mio. € im Laufe des Jahres 2022 – wie im Verfahren vorgesehen- an die Kommunen 
erstattet, da ein Ausgleich im Rahmen der üblichen Spannungsbreiten zunehmend fraglich erschien. 

Nach wie vor sind aber aus den Vorjahren, insbesondere den Jahren 2017 bis 2019 - im Rahmen einer 
Gesamtbetrachtung in der kommunalen Familie – bisher nicht verrechnete „Überzahlungen“ zu ver-
zeichnen. Insoweit ist es sachgerecht und ermessensfehlerfrei, dass in den Jahresabschlüssen 2021/22 
auf eine Spitzabrechnung der erstmals seit Jahren zu verzeichnenden Unterfinanzierung des Jugend-
hilfebudgets verzichtet wurde, zumal sich in der Budgethochrechnung 2023 bisher ein auskömmliches 
Budget abzeichnet. Ggf. wird in den Folgejahren – je nach Entwicklung – aber wieder eine Spitzab-
rechnung vorzunehmen sein. 

Die Jugendamtsumlage verteilt sich danach auf die kreisangehörigen Kommunen wie folgt: 
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Eine vergleichende Betrachtung der Zahlen mit den vier anderen Jugendämtern im Kreis Lippe wurde 
bereits 2023 eingeleitet. 

1 ModellR GFG JAU Umlagegrundl. JAU Veränderung

GFG 2024 64.800.000 € GFG 2023 58.000.000 € 2024/23

Landkreistag 27,040% Festsetzung 24,629%

Augustdorf 15.989.305,48 4.323.563,61 15.683.240,29 3.862.690,85 € 460.872,76

Barntrup, Stadt 14.666.068,91 3.965.755,86 14.483.673,57 3.567.244,55 € 398.511,32

Blomberg, Stadt 35.182.110,91 9.513.364,72 33.506.292,38 8.252.404,90 € 1.260.959,82

Dörentrup 11.591.098,39 3.134.273,17 11.467.934,92 2.824.485,66 € 309.787,52

Extertal 19.828.831,94 5.361.784,87 19.425.250,74 4.784.326,25 € 577.458,62

Horn-Bad Meinberg, Stadt 29.485.319,86 7.972.932,67 29.903.117,17 7.364.963,80 € 607.968,87

Kalletal 20.337.933,83 5.499.447,79 19.926.039,21 4.907.667,54 € 591.780,25

Leopoldshöhe 25.030.522,16 6.768.339,94 24.499.156,40 6.033.999,70 € 734.340,24

Lügde, Stadt der Osterräder 15.746.166,83 4.257.818,08 15.327.160,62 3.774.990,50 € 482.827,58

Oerlinghausen, Stadt 25.614.377,60 6.926.216,47 25.414.867,56 6.259.534,03 € 666.682,44

Schieder-Schwalenberg, Stadt 12.414.166,33 3.356.833,60 12.258.905,52 3.019.297,12 € 337.536,48

Schlangen 13.755.996,81 3.719.669,21 13.595.104,29 3.348.395,10 € 371.274,11

239.641.899,06 € 64.800.000,00 € 235.490.742,68 € 58.000.000,00 € 6.800.000,00 €
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Jugendamtsumlage im OWL-Vergleich: 

Im OWL-Vergleich der Umlagehebesätze zur Jugendamtsumlage positioniert sich der Kreis Lippe mit 
an der Spitze der Kreise, der Haushaltsplanentwurf des Kreises Höxter sieht einen noch leicht höheren 
Umlagehebesatz vor. Da nicht alle Haushalte im Detail vorliegen und teilweise die Kreisumlagen auch 
nicht getrennt dargestellt werden, beschränkt sich der Vergleich an dieser Stelle auf die Hebesätze. 

Hierbei ist aber auf die für den Kreis Lippe besonders herausfordernde Altersstruktur hinzuweisen. 
Wie auch die gpaNRW in ihrem Prüfbericht feststellt, bildet der Kreis Lippe mit einem Jugendquotient 
von 35,66 % (Anzahl der unter 20-jährigen in Relation zur Altersgruppe der 20 bis unter 65jährigen) 
das Maximum in NRW. Kein anderer Kreis hat prozentual mehr Kinder und Jugendliche im Verhältnis 
zu den 20-65-Jährigen EinwohnerInnen. 

Insoweit erklärt sich auch dem Grunde nach der über dem OWL-Durchschnitt liegende Umlagehebe-
satz. 

Hebesätze 2019 2020 2021 2022 2023 2024
Gütersloh 17,100 19,860 22,880 21,170 19,330 21,630
Herford 17,070 18,520 18,520 23,430 24,420 24,420
Höxter 18,600 20,100 22,800 24,200 24,000 27,500
Lippe 20,600 21,540 23,030 24,270 24,629 27,040
Minden-Lübbecke 16,120 17,030 17,340 17,720 18,310 20,050
Paderborn 19,104 21,612 23,324 21,178 20,658 26,081
Durchschnitt 18,099 19,777 21,316 21,995 21,891 24,454
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3.1.3. Gesamtschulumlage 

Die Gesamtschulumlage wird mit 660 T€ in das Budget 2024 eingestellt. 
In der Haushaltssatzung erfolgt aus rechtlichen Gründen die Festsetzung eines individuellen, pro-
zentualen Hebesatzes (Umrechnung der Schülerzahlen), insoweit wird auf die Haushaltssatzung 
verwiesen. 

Für die Aufwendungen der Karla-Raveh-Gesamtschule in Trägerschaft des Kreises Lippe in Lemgo 
muss der Kreistag eine ausschließliche Belastung oder eine nach dem Umfang näher zu bestimmende 
Mehr- oder Minderbelastung gem. § 56 Abs. 4 KrO beschließen, da es sich um eine Einrichtung des 
Kreises handelt, die in besonders großem oder in besonders geringem Maße einzelnen Teilen des Krei-
ses zustattenkommt. Die Gesamtschule wird in unterschiedlichem Umfang von Schülerinnen und Schü-
lern einzelner Städte und Gemeinden, aber nicht aus allen Städten und Gemeinden in Lippe besucht. 
In beiden Fällen ist in Höhe der anfallenden, nicht durch andere Erträge gedeckten Aufwendungen 
eine entsprechende Umlage zu erheben. 

Umlagemindernd anteilig angerechnet wird neben Schlüsselzuweisungen und Schulpauschale der seit 
einigen Jahren vom Land NRW gezahlte Belastungsausgleich Inklusion nach § 1 Abs. 4 des Gesetzes 
zur Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion. Dieser Ausgleich wird gezahlt 
für SchülerInnen allgemeinbildender Schulen der Primarstufe und der Sekundarstufe I und wurde ab 
dem Schuljahr 2016/17 auch auf die Berufskollegs ausgedehnt. 

Der Verteilschlüssel und die landesweit zur Verfügung stehende Fördersumme von 20 Mio. € wurden 
nach Evaluation ab dem Schuljahr 2021/22 auf 10 Mio. € herabgesetzt und auf diesem Niveau auch 
für das Schuljahr 2023/24 fortgeführt . Von der Fördersumme des Kreises Lippe i.H.v. rd. 16 T€ ent-
fällt auf die Kreisgesamtschule ein Betrag von rd. 10 T€. U.a. aufgrund der angepassten Schulpau-
schale und steigendender Netto-Aufwendungen für den Schulbetrieb wird die Umlage im Ergebnis 
moderat angepasst und auf 660 T€ festgesetzt. 

Bei einer Schülerzahl von 1.273 (Stand 15.10.2023, Vorjahr 1.291) ergibt sich eine Umlage in Höhe 
von 518,46 € pro Schüler/in (Vorjahr: 495,74 €). Die Erhebung der Umlage erfolgt nach den Umlage-
grundlagen des GFG, so dass es keinen direkten einheitlichen Umlagehebesatz für alle umlagepflich-
tigen Städte und Gemeinden gibt. In der Haushaltssatzung erfolgt aus rechtlichen Gründen die Fest-
setzung eines individuellen, prozentualen Hebesatzes (Umrechnung der Schülerzahlen). Der Ermitt-
lung liegt die amtliche Schülerzahlstatistik 2023 zum 15.10.2023 zugrunde. Die Gesamtschulumlage 
verteilt sich auf die kreisangehörigen Kommunen wie folgt: 

Umlagegrundl. Schüler- Hebesatz Zahlbetrag Umlagegrundl. Schüler- Hebesatz Zahlbetrag Veränderung 
1. Modell-R. zahl 660.000 € Festsetzung zahl 640.000 € 2024/23

GFG 2024 518,46 € GFG 2023 495,74 €
Bad Salzuf len, Stadt 102.148.640,02 2 0,00102% 1.036,92 € 101.412.460,14 2 0,00098% 991,48 € 45,44 €
Barntrup, Stadt 14.666.068,91 70 0,24746% 36.292,22 € 14.483.673,57 64 0,21906% 31.727,34 € 4.564,88 €
Blomberg, Stadt 35.182.110,91 61 0,08989% 31.626,08 € 33.506.292,38 62 0,09173% 30.735,86 € 890,22 €
Detmold, Stadt 157.914.228,19 6 0,00197% 3.110,76 € 153.522.744,45 6 0,00194% 2.974,44 € 136,32 €
Dörentrup 11.591.098,39 130 0,58148% 67.399,84 € 11.467.934,92 135 0,58358% 66.924,86 € 474,98 €
Extertal 19.828.831,94 83 0,21702% 43.032,21 € 19.425.250,74 75 0,19140% 37.180,48 € 5.851,73 €
Kalletal 20.337.933,83 143 0,36454% 74.139,83 € 19.926.039,21 150 0,37318% 74.360,96 € -221,13 €
Lage, Stadt 57.508.422,67 162 0,14605% 83.990,57 € 56.795.643,38 156 0,13616% 77.335,40 € 6.655,17 €
Lemgo, Stadt 73.265.493,40 615 0,43520% 318.853,10 € 71.646.726,50 640 0,44283% 317.273,43 € 1.579,67 €
Oerlinghausen, Stadt 25.614.377,60 0 0,00000% 0,00 € 25.414.867,56 1 0,00195% 495,74 € -495,74 €
Schieder-Schw alenberg, Stadt 12.414.166,33 1 0,00418% 518,46 € 12.258.905,52 € 0 0,00000% 0,00 € 518,46 €

559.956.692,05 € 1.273 660.000,00 € 549.763.655,54 € 1.291 640.000,00 € 20.000,00 €

2024 2023
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3.1.4. Landeszuweisungen nach dem GFG 2024 

Bis zum Redaktionsschluss lag lediglich die die 1. Modellrechnung des Landes NRW vor, ggf. werden 
im Rahmen einer Änderungsliste bei Haushaltsbeschlussfassung noch Anpassungen erforderlich: 

Gegenüber den Ansätzen des Jahres 2023 ergeben sich folgende Veränderungen: 

Schlüsselzuweisungen Kreis sinken um 
Investitionspauschale steigt um 
Schul- und Bildungspauschale sinkt um 

Schlüsselzuweisung Kommunen steigen um 

- 400 T€ 
+ 22 T€ 
- 19 T€ 

6.790 T€ 

58.708 T€ 
2.314 T€ 
3.492 T€ 

152.573 T€ 

- 0,7 % 
+ 1,0 % 
- 0,6 % 

+ 4,6 % 

Verteilbare Finanzausgleichsmasse 

Die Finanzausgleichsmasse wurde aus dem Aufkommen der relevanten Verbundsteuern im sog. kom-
munalen Steuerverbund abgeleitet, mit dem Entwurf des GFG 2024 steht im Ergebnis eine verteilbare 
Finanzausgleichsmasse i.H.v. 15,3 Mrd. € zur Verfügung und steigt damit um rd. 117  Mio. € absolut 
bzw. 0,77 % gegenüber dem Vorjahr (2023: + 1.310 Mio. € / + 9,33 %). Hiervon entfallen auf Schlüs-
selzuweisungen 12,94 Mrd. € (Vorjahr: 12,84 Mrd. €) und auf pauschalierte Zuweisungen 2,38 Mrd. € 
(Vorjahr: 2,37 Mrd. €). 

Damit liegt die Entwicklung in Lippe 2024 leicht über dem allgemeinen Landestrend, während allein 
auf OWL-Ebene erhebliche Schwankungen zu verzeichnen sind und auf kommunaler Ebene die Steige-
rungsrate höher ausfällt. 

Die Orientierungsdaten des Landes NRW gehen für die Schlüsselzuweisungen an Gemeinden, Kreise 
und Landschaftsverbände für die Jahre 2025 bis 2027 wieder von Steigerungsraten von + 3,5 %; + 5,7 
% bzw. + 4,3% aus, die Wirtschaftseinbrüche infolge der Corona-Pandemie und des Ukraine-Krieges 
führen zu einer gegenüber dem Vorjahr etwas gedämpften Prognose für 2024. 

Steuerkraftunabhängige Zuweisungen 

Der Kreis erhält die Investitionspauschale in Höhe von 2.314 T€ (2023: 2.291 T€) gemäß § 16 Abs. 4 
GFG „in erster Linie für Maßnahmen zur Verbesserung der Altenhilfe und –pflege“. Da der Kreis aber 
bereits bei dem Produkt 05 02 01 „Ambulante Pflegerische Versorgung“ Pflegeeinrichtungen mit 
1.850 T€ und bei dem Produkt 05 02 02 „Teil- und vollstationäre Pflegerische Versorgung“ Tagespfle-
geeinrichtungen mit 2.400 T€ pauschal fördert, können die Mittel zur Finanzierung dieser Kosten 
herangezogen werden. Die investive Zuweisung des Landes wird insoweit einem Sonderposten zuge-
führt, aber im Jahr der Zuwendung in voller Höhe ertragswirksam aufgelöst. Die Vorgehensweise ist 
mit der BezReg. Detmold und der GPA NRW abgestimmt. Die Investitionspauschale für Sozialhilfeträ-
ger erhöht sich landesweit um 854 T€ (2023: + 9,5 Mio. €). 

Die Schul- und Bildungspauschale erhöht sich landesweit um 6,2 Mio. € (2023: + 69,8 Mio. €) auf 
nunmehr 816,2 Mio. € und steigt damit ebenfalls landesweit um 0,77 %. Die Entwicklung der Schüler-
Innenzahlen ist sowohl landesweit (15.10.2022: 2.265.520; 15.10.2021: 2.229.709; + 1,6 %) als auch 
im Kreis Lippe steigend (15.10.2022: 9.752; 15.10.2021: 9.732; + 0,2 %). Da dieser Trend landesweit 
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aber stärker als im Kreis Lippe ausfällt, kann dieser von der Anpassung der Landesförderung nicht 
profitieren und verliert sogar trotz steigender Schülerzahlen absolut leicht. Die gesamten Zuweisun-
gen nach dem GFG haben sich seit 2017 wie folgt entwickelt, die Veränderung ist gegenüber dem 
Vorjahr berechnet: 

3.1.5. Entwicklung Kostenerstattung KdU SGB II 

Nachdem die Kostenerstattung KdU SGB II aufgrund gesetzlicher Änderungen in NRW rückwirkend 
noch für 2020 um 25% auf seinerzeit 70,7% angehoben wurde, ist die Kostenbeteiligung mit Bun-
desbeteiligungs-Festlegungs-VO 2022 rückwirkend für 2021 auf 69,4 % und für 2022 auf 68,4 % fest-
gesetzt worden, die VO für 2023 hat rückwirkend für 2023 und für 2024 zunächst vorläufig eine 
Kostenerstattungsquote von 70,4 % für NRW festgelegt. 

Aufgrund der durch Ukraine-Flüchtlingskrise und Energiepreisentwicklung - moderater als noch 2023 
befürchtet - steigenden Kosten der Unterkunft werden Aufwendungen in Höhe von 62,6 Mio. € 
(2023: 81 Mio. €) in das Budget eingestellt. Korrespondierend wird eine Leistungsbeteiligung von 
45,5 Mio. € für 2024 (2023: 55,4 Mio. €) eingeplant, die Kostenerstattung sinkt damit gegenüber 
dem Vorjahr um rd. 9,9 Mio. €. Eine Kostenerstattung für flüchtlingsindizierte Kosten der Unter-
kunft wird seit 2022 nicht mehr gezahlt. 

An den Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1 SGB II hat sich der Bund seit Jahren 
zweckgebunden in NRW mit 27,6 % (§ 46 Abs. 6 SGB II; Sockel-KDU Bundesbeteiligung 26,4% und 
Verwaltungskosten Bildung und Teilhabe 1,2%) beteiligt. 

Angestrebte Anpassungen in Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes wurden zunächst infolge der vom 
Bund zugesagten Übernahme der Aufwendungen für Unterkunft und Heizung für anerkannte Asylbe-
rechtigte und Schutzberechtigte ausgesetzt bzw. modifiziert. Letztmalig für das Jahr 2021 wurde mit 
Bundesbeteiligungs-Festlegungs-VO (BBFestV 2021) – eine gesonderte Kostenerstattung für flücht-
lingsindizierte KdU rückwirkend für 2021 mit 10,1 % der KdU festgesetzt, die entsprechende Ermäch-
tigungsgrundlage in § 46 Abs. 9 SGB II war auf die Jahre 2016 bis 2021 befristet. 

Für 2024 vorläufig wird eine Kostenerstattung KdU SGB II in Höhe von 70,4 % für NRW zuerkannt, 
hiervon 52,6 % Kostenerstattung allgemein, 7,6 % für Leistungen der Bildung und Teilhabe und – 
nach Auslaufen der Flüchtlingserstattung – nun 10,2 % in Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes. 
Gegenüber dem Vorjahr wurde die Kostenerstattungsquote für Bildung und Teilhabe um 2 %-Punkte 
angehoben, die übrigen Quoten sind unverändert. Die Erstattungen sind entsprechend in das Budget 
eingeplant und haben sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 

GFG-Zuweisungen
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 +/- %

Schlüsselzuweisung 46.390 44.763 49.678 50.630 54.588 59.107 58.708 -399 -0,7%

Schulpauschale 2.749 2.939 3.065 3.200 3.268 3.492 3.473 -19 -0,6%

Invest-Pauschale 1.860 1.876 1.940 2.050 2.117 2.291 2.313 22 1,0%

GFG gesamt 50.999 49.578 54.683 55.880 59.973 64.890 64.494 -396 -0,7%
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Der Berechnung der Kompensationsleistungen des Bundes für die gestiegenen Kosten der Eingliede-
rungshilfe liegen aktuell immer noch die bundesweiten Eingliederungshilfeleistungen des Jahres 2013 
zugrunde. Seinerzeit war zugesagt worden, auf der Grundlage eines bundesweiten Ausgabebetrages 
für die Eingliederungshilfe in Höhe von 15 Milliarden € den Trägern ein Drittel zu erstatten, mithin 5 
Milliarden €. Eine Dynamisierung dieses Betrages ist bis heute nicht erfolgt, damit auch nicht die 
Anpassung des Erstattungssatzes nach dem SGB II. 

Nach einer Mitteilung des Landkreistages NRW vom 18.12.20232 hat sich mit Stichtag 31.12.2022 die 
Zahl der Empfänger von Eingliederungshilfe gegenüber dem Vorjahr um 2,1 % auf bundesweit 850.000 
Personen erhöht, die Ausgaben der Eingliederungshilfe betrugen zum gleichen Stichtag 23,2 Mrd. €, 
und haben sich gegenüber dem Vorjahr um 5,4 % erhöht. Die entsprechenden Entwicklungen zeigen 
sich auch beim Kreis Lippe im Haushalt bei dem Produkt Eingliederungshilfe nach SGB IX, bei der 
Jugendhilfe nach dem SGB VIII und letztlich auch bei der Entwicklung der Landschaftsumlage (siehe 
unter Ziffer 4.2.1 des Vorberichtes). 

Bei Fortschreibung dieser Zahlen ist für 2024 mit Kosten bundesweit in Höhe von 26,6 Mrd. € zu rech-
nen (+ 4 % Fallzahlsteigerung; + 10 % Kostensteigerung). 

Eine Dynamisierung der Bundesbeteiligung ist weiterhin dringend erforderlich, da die zwischenzeiti-
gen Anpassungen der Leistungen neben tariflichen Anpassungen und allgemeinen Kostensteigerungen 
insbesondere auf die durch den Bundesgesetzgeber veranlassten Änderungen des Sozialgesetzbuches 
in diesem Bereich zurückzuführen sind (BTHG-Umsetzung). Diese gesellschaftlich und sozialpolitisch 
richtigen und gewollten Anpassungen werden in der Konsequenz finanziell derzeit aber in vollem Um-
fang von der kommunalen Familie getragen (vgl. hierzu auch 4.2.3 – Produktbereich 5 – Soziale Leis-
tungen). 

Neben der Erstattung nach dem SGB II erhält das Land NRW 215 Mio. € Umsatzsteuer (Weitergabe 
GFG) und die Kommunen in Lippe rd. 4 Mio. € Umsatzsteueranteile; in Lippe zusammen damit rd. 14 
Mio. €. Die gesamten Kosten der Eingliederungshilfe und der LWL-Umlage belaufen sich 2024 auf rd. 
134,3 Mio. €, bei der angestrebten 1/3-Kostenbeteiligung des Bundes wären 44 Mio. € bereitzustellen. 

2 LKT NRW, RS 0849/23 

Kostenerstattung KdU SGB II
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Bildung und Teilhabe 4,5% 4,8% 5,7% 5,4% 5,6% 5,6% 7,6%

Flüchtlinge 8,9% 9,7% 9,7% 10,2%

Grunderstattung 27,6% 27,6% 52,6% 52,6% 52,6% 52,6% 52,6%

BTHG 5,8% 3,3% 2,7% 1,2% 10,2% 10,2% 10,2%

KE-Quote gesamt 46,8% 45,4% 70,7% 69,4% 68,4% 68,4% 70,4%

Aufkommen / Mio. € 30,2 27,0 41,9 39,9 39,4 55,4 45,5
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3.2. Wesentliche Aufwandspositionen: 

3.2.1. Landschaftsumlage 

Die Landschaftsumlage wird mit 119.575 T€ (Vorjahr: 109.832 T€) veranschlagt. Der Berechnung 
liegt ein Umlagehebesatz von 17,35 % (Vorjahr: 16,2 %) zugrunde. Der LWL hat seinen Haushalts-
plan 2024 am 21.12.2023 in der Landschaftsversammlung verabschiedet. 

Die Berechnung basiert derzeit ebenfalls noch auf der 1. Modellrechnung des Landes zum GFG 2024. 

Die weitere Finanzplanung des LWL für 2025 ff. ist mit erheblichen Unwägbarkeiten und Risiken 
verbunden, orientiert sich an den O-Daten des Landes NRW und sieht sukzessive weiter steigendes 
Umlagevolumen, verbunden mit ebenfalls deutlich steigenden Umlagehebesätzen (2025: 18,15 %; 
2026: 18,25 % und 2027: 18,45 %) vor – d.h. der kommunale Finanzierungsanteil an den LWL-Auf-
wendungen steigt weiter. 

Die Landschaftsumlage 2024 insgesamt steigt auf rd. 3.148 Mio. € (2023: 2.877 Mio. €) und damit um 
rd. 271 Mio. €, dies entspricht einer Steigerungsrate von rd.  + 9,5 %. 

Bei Einleitung des Benehmensverfahrens sah der Haushaltsentwurf des LWL für das Haushaltsjahr 2024 
zunächst einen Umlagehebesatz von 17,7 %-Punkten vor. Im Rahmen des Benehmensverfahrens 
wurde der Hebesatz zunächst auf 17,55 %-Punkte abgesenkt, im Beratungsverfahren in den zuständi-
gen politischen Gremien wurde der Hebesatz dann nochmals um 0,2 Hebesatzpunkte auf nunmehr 
17,35 %-Punkte festgesetzt. 

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe hat die Eckdaten des Haushaltsplanentwurfs bereits frühzei-
tig mit Einleitung des Benehmensverfahrens am 09.08.2023 und auf der Kämmerertagung am 
18.09.2023 in Münster vorgestellt. 

Die Planung orientierte sich dabei zunächst an der Arbeitskreisrechnung des Landkreistages NRW zur 
Entwicklung der Umlagegrundlagen und prognostizierte einen finanziellen Mehrbedarf von rd. 330 
Mio. €. Dieser sollte in Höhe von 14 Mio. € durch steigende Schlüsselzuweisungen, in Höhe von 40 Mio. 
€ durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage und im Übrigen durch eine Erhöhung der Land-
schaftsumlage um 276 Mio. € ausgeglichen werden, Hebesatz 17,7 %. 
Der LWL weist zunächst darauf hin, dass er im Rahmen seiner Haushaltsplanung 2023 die Möglichkeiten 
des NKF-CUIG ausgenutzt und die Corona- und Ukraine-bedingten Haushaltsbelastungen des Jahres 
2023 in einer Größe von 56,7 Mio. EUR isoliert und damit die Umlagelast in 2023 entsprechend redu-
ziert habe. Nachdem eine Verlängerung des NKF-CUIG über 2023 hinaus seitens des Landes NRW nicht 
beabsichtigt sei,  komme eine weitergehende Isolierung / Haushaltsentlastung 2024 nicht mehr zum 
Tragen, was im Vergleich zum Vorjahr einer Vorbelastung des Budgets 2024 von rd. 57 Mio. € bedeute. 

Weitere maßgebliche finanzielle Belastungsfaktoren der Planung 2024 sind die Themen Inflation und 

Tarifentwicklung. 2024 rechnet der LWL auf Grund der Tarifkomponenten mit einem finanziellen 

Hebesatz Landschaftsumlage
HH-Jahr 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Hebesatz 16,00% 15,15% 15,15% 15,40% 15,55% 16,20% 17,35%

Aufkommen in Mio. € 86,7 86,9 90 93,2 97,9 109,9 119,6
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Mehrbedarf von insgesamt rd. 280 Mio. €, resultierend aus den Einmalzahlungen im Januar und Feb-
ruar 2024 in Höhe von jeweils 220 €, der Erhöhung der Tabellenentgelte um 200 € und anschließend 
5,5% bei einem Mindestbetrag von 340 € in Summe. Allein diese weitgehend strukturelle Anpassung 
der Tabellenentgelte führt im Vergleich zum Haushaltsplan 2023 zu einer Steigerung von rd. 177 Mio. 
€. 165 Mio. € davon entfallen auf den Bereich der Sozial- und Eingliederungshilfe. Zu diesen unmit-
telbaren tariflichen Steigerungen kommen weitere Mehraufwendungen für Personal und Versorgung 
in einer Größenordnung von rd. 24 Mio. €. 

Neben diesen tariflichen Entwicklungen treibt auch die hohe Inflationsrate der letzten Monate die 
Kostenstrukturen des LWL insbesondere in der Eingliederungshilfe merklich. So sind im Bereich der 
Sachkosten inflationsbedingt Steigerungen der Leistungsentgelte insbesondere in der sozialen Teil-
habe und der Teilhabe am Arbeitsleben von rd. 27 Mio. € eingeplant. Hinzu kommen weitere Anpas-
sungen für spezifische Leistungsbereiche, wie die Erhöhung der Investitionskostenbeiträge in Folge 
der Baupreisindexentwicklung, Zuschläge für Einzelverhandlungen, erhöhte Fahrtkosten und leis-
tungsindividuelle Komponenten. Insgesamt ergeben sich dadurch neben der tariflichen Entwicklung 
weitere Fallkosten-bedingte Effekte in Höhe von rd. 55 Mio. €. 

Unter Berücksichtigung sämtlicher Mehr- und Minderaufwendungen ergab sich für den LWL für das 
Ziel eines originären Haushaltsausgleiches eine Deckungslücke von rd. 330 Mio. EUR, die in Höhe 
von 276 Mio. € durch Anhebung der Landschaftsumlage ausgeglichen werden sollte. 

Auf der Kämmerertagung am 18.09.2023 wurden sodann die Eckpunkte des Haushaltsplanentwurfs 
2024 vorgestellt. Hier ergaben sich Verbesserungen bei den Umlagegrundlagen des LWL im GFG 2024 
in Höhe von rd. 176,6 Mio. Gegenüber den Angaben im Rahmen der Einleitung der Benehmensherstel-
lung, zu der die neuen GFG-Eckpunkte noch nicht vorlagen, bedeutete dies eine Steigerung um rd. 
111,8 Mio. €. Der geplante Umlagezahlbetrag von rd. 3.148 Mio. € konnte nunmehr bei einem Hebesatz 
von 17,55 % erreicht werden, entsprechend wurde der Haushaltsplanentwurf in die Landschaftsver-
sammlung eingebracht. 

Im Rahmen der weiteren Haushaltsplanberatungen wurde die Planung der allg. Deckungsmittel auf 
die zwischenzeitlich vorliegende 1. Modellrechnung zum GFG 2024 umgestellt, dies führte zu einer 
Verbesserung der Umlagegrundlagen, Schlüsselzuweisungen und GFG-Zuweisungen 

Im Ergebnis wurde vorgeschlagen, den Hebesatz auf 17,35 %-Punkte festzusetzen und somit gegenüber 
dem Haushaltsplanentwurf um 0,2 %-Punkte reduzieren. Die Landschaftsumlage beläuft sich somit auf 
3.113 Mio. €. Für den Kreis Lippe ergibt sich aus diesen Planungen eine Haushaltsmehrbelastung von 
rd. 9,7 Mio. €, die LWL-Umlage steigt absolut von bisher 109,9 Mio. € auf nunmehr 119,6 Mio. 

Zu den Chancen und Risiken der Haushaltsplanung weist der LWL u.a. auch auf in den nächsten 
Jahren weiter steigende Kosten der Eingliederungshilfe, Folgewirkungen der Inflation und gesell-
schaftliche Veränderungen (z.B. soziale Sicherung, Klima & Nachhaltigkeit, Digitalisierung) hin, die 
es notwendig machen, als Kommunale Familie gemeinsam auf eine dynamische Entlastung für die 
allgemeine Entwicklung und die Ausweitung von Leistungsansprüchen (Konnexität) zu drängen. 

Bei den vom LWL getroffenen Annahmen zur Entwicklung der Umlagegrundlagen und der Mittelfrist-
planung werden nach derzeitiger Einschätzung im Finanzplanungszeitraum weitere Anhebungen der 
Umlagehebesätze erforderlich (2025: 18,15 % - 3.366 Mio. €; 2026: 18,25 % - 3.514 Mio. €; 2027: 
18,45 % - 3.644 Mio. €). Die Entwicklung der Landschaftsumlage in den letzten Jahren zeigt die 
nachstehende Grafik: 
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Dabei wird langjährig betrachtet der kontinuierliche Anstieg der LWL-Umlage deutlich, dieser ver-
läuft dabei weitgehend gleichförmig zum Anstieg der Belastungen in den übrigen Sozialleistungsbe-
reichen. Zuletzt konnte in den Jahren 2017 bis 2019 eine gewisse Konstanz im Umlagevolumen erreicht 
werden, was im Wesentlichen auf die veränderten Rahmenbedingungen im Bereich der Hilfe zur Pflege 
zurückzuführen war (PSG I – III). Ferner hat der LWL in den vergangenen Jahren umfangreiche inhalt-
liche Konsolidierungen für die Bereiche der Behindertenhilfe und der Pflege eingeleitet. Seit 2020 
steigt der Zahlbetrag der LWL-Umlage wieder deutlich an, dieser Trend setzt sich ungebremst auch 
2024 fort. 

Die Landschaftsumlage macht nunmehr bereits rd. 19 % des Aufwandsvolumens des Kreishaushalts 
2024 aus – Tendenz steigend (2022: 17 %) – und 52 % der von den Kommunen erhobenen allgemeinen 
Kreisumlage muss der Kreis Lippe „direkt“ als Transferleistung an den Landschaftsverband Westfalen-
Lippe weiterleiten (2023: 52,9 %; 2022: 50,3 %; 2021: 47,8%; 2020: 43,8 %).3 Für die Finanzplanjahre 
ist eine weitere deutliche Steigerung der Umlagebelastung zu befürchten, der Kreis Lippe hat seine 
Finanzplanung an den Orientierungsdaten des Landes NRW und der Mittelfristplanung des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe ausgerichtet. 

Der Kreis Lippe hat zum Haushalt 2024 des LWL Münster mit Schreiben vom  15.12.2023 Stellung 
genommen. 
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3.2.2.  Personal- und Versorgungsaufwand 

Der Personal- und Versorgungsaufwand 2024 wird gegenüber dem Planansatz 2023 voraussichtlich 
um rd. 9,5 Mio. € steigen (+ 7,8 %), der Anstieg ggü. der bisherigen Mittelfristplanung für 2024 beläuft 
sich auf rd. 7,5 Mio. € (+ 6,1 %). In den einzelnen Produktbereichen ergibt sich folgendes Bild: 

Produktbereich 
Plan 2023 Plan 2024 Veränderung 

in T€ in T€ in T€ 

PB 01 - Innere Verwaltung 22.046 23.034 988 
davon PK-Erträge 4.972 4.869 -103 

PB 02 – Sicherheit und Ordnung 28.352 31.733 3.381 
davon PK-Erträge 210 241 31 

PB 03 - Schulträgeraufgaben 2.165 2.251 86 
davon PK-Erträge 0 148 148 

PB 04 – Kultur und Wissenschaft 467 541 74 
davon PK-Erträge 221 240 19 

PB 05 – soziale Leistungen 35.262 37.677 2.415 
davon PK-Erträge 26.312 28.315 2.003 

PB 06 – Kinder-, Jugend- u. Familienhilfe 10.176 11.280 1.104 
davon PK-Erträge 830 946 116 

PB 07 - Gesundheitsdienste 6.784 7.505 721 
davon PK-Erträge 2.665 1.914 -751 

PB 08 - Sportförderung 69 141 72 
davon PK-Erträge 40 30 -10 

PB 09 – räuml. Planung, Geoinformation 6.550 6.693 143 
davon PK-Erträge 385 386 1 

PB 10 – Bauen und Wohnen 2.100 2.190 90 

PB 11 – Ver- und Entsorgung 930 996 66 
davon PK-Erträge 890 931 41 

PB 13 – Natur- und Landschaftspflege 3.507 3.906 399 
davon PK-Erträge 695 695 0 

PB 14 – Umweltschutz 2.210 2.133 -77 
davon PK-Erträge 116 60 -56 

PB 15 - Wirtschaft u. Tourismus 1.143 1.205 62 
davon PK-Erträge 54 58 4 

Brutto-Personalaufwendungen 121.761 131.285 9.524 
direkte PK-Erträge 34.656 35.912 1.256 
indirekte PK-Erträge 2.734 2.924 190 

Im Ansatz 2024 sind Personalaufwendungen in Höhe von rd. 35.912 T€ enthalten, die durch direkte 
Personalerträge refinanziert werden. Neben den dargestellten direkten Personalkostenerstattungen 
bestehen weitere Erträge in Höhe von rd. 2.924 T€ für sonstige Dienstleistungen des Kreises Lippe, 
denen Stellen nicht direkt zugeordnet werden können. 

Daneben werden die Personalkosten des Rettungsdienstes zu 100 % (12.744 T€), der Leitstelle zu 65 
% (2.886 T€), der Abfallentsorgung zu 100 % (994 T€) und des Wilbaser Marktes zu 100 % (24 T€) 
durch Gebührenerträge in Höhe von insgesamt 16.648 T€ refinanziert. Durch innere Verrechnungen 
mit gebührenrechnenden Einrichtungen werden weitere 2.785 T€ ertragswirksam verrechnet. Ferner 
sind Personalkosten im Zusammenhang mit der Durchführung von Baumaßnahmen in Höhe von 150 T€ 
aktivierbar. 

Zusammenfassend ergibt sich folgendes Bild: 
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Plan 2023 
in T€ 

Plan 2024 
in T€ 

Veränderung 
in T€ 

Brutto-Personalaufwendungen 121.761 131.285 9.524 

Direkte Personalkostenerstattungen 34.656 35.912 1.256 

Indirekte Personalkostenerstattungen 2.734 2.924 190 

Gebührenfinanz. Personalaufwand 13.444 16.648 3.204 

Innere Verrechnungen 2.437 2.785 348 

Aktivierbare Eigenleistungen 295 150 -145 

Zwischensumme Erstattungen 53.566 58.419 4.853 

Nettoaufwand = Haushaltsbelastung 68.195 72.866 4.671 

Nach Abzug der direkten Personalkostenerstattungen belaufen sich die Personalaufwendungen im 
Ansatz 2024 auf rd. 95 Mio. €. Dieser Wert liegt um rd. 8 Mio. € über dem Ansatz 2023 und ist durch 
die tariflichen und gesetzlichen Steigerungen, aber auch durch die Folgen der der Ukraine-Krise, der 
damit verbundenen Inflation und diverse Projekte verursacht. Unter Berücksichtigung der weiteren 
Erträge beläuft sich die Haushaltsbelastung auf insgesamt rd. 72,8 Mio. €. Insgesamt sind in 2024 
damit rd. 44,5 % der Personalaufwendungen direkt oder indirekt refinanziert. Gegenüber 2022 erhöhte 
sich die Refinanzierungsquote (2023: 44,0 %; absolut: + 656 T€), Besonders bestimmt wird dieser Wert 
durch die Erhöhung der gebührenfinanzierten Personalkosten aufgrund der deutlichen Aufstockung 
des Personals im Bevölkerungsschutz und der tariflichen Steigerung der Personalkosten. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich für den Stellenplan: Hier sind von den insgesamt in Verwaltung und 
Jobcenter eingerichteten 1.556 Stellen 697,56 Stellen durch entsprechende Kostenerstattungen im 
Kreishaushalt gedeckt (rd. 45 %). Für die Entwicklung der Personalaufwendungen sind im Wesentlichen 
folgende Faktoren maßgeblich: 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
64



Produkthaushalt 2024 
Vorbericht 

Gesetzliche und tarifliche Steigerungen +8.424.000 € 

Das derzeitige Besoldungsgesetz des Landes NRW befindet sich in der Beratungsfolge und muss noch 
endgültig umgesetzt werden. Auch aus technischen Gründen ist noch nicht klar, wann die ersten Än-
derungen wirksam werden. Es soll von Januar bis Oktober 2024 Inflationsausgleichszahlungen geben 
und anschließend soll ab dem 01.11.2024 eine Steigerung von 200 € und ab dem 01.02.2025 eine 
weitere Erhöhung um 5,5% umgesetzt werden. Die entsprechende Zahlung dieser Gelder ist für 2024 
und 2025 eingeplant. 

Der aktuelle Tarifabschluss bei den Beschäftigten gilt bis zum 31.12.2024. Bis zum 29.02.24 erhalten 
die tariflich Beschäftigten einen Inflationsausgleich in Höhe von 220 € pro Monat. Ab dem 01.03.24 
wird das Tabellenentgelt dann erhöht. Die Erhöhung beträgt 200 € plus weitere 5,5%. Die Aufwendun-
gen konnten aufgrund feststehender Zahlen kalkuliert werden, unterliegen aber der Fluktuation. Die 
weitere Entwicklung ab 2025 bleibt abzuwarten. 

Die Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung (Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenver-
sicherung) bleiben 2024 voraussichtlich unverändert gegenüber 2023. Gleiches gilt auch für die Bei-
träge zur Zusatzversorgung. Leichte Erhöhungen ergeben sich durch den regelmäßigen Anstieg der 
Beitragsbemessungsgrenzen. 

Die Unfallkassenbeiträge für die tariflichen Beschäftigten werden weiterhin mit 264.000 € kalkuliert. 
Seit 2019 ist die Beitragsberechnung von stichtagsbezogenen Kopfpauschalen auf jährliche Sollarbeits-
stunden umgestellt. 

Die Leistungsorientierte Bezahlung bei den tariflich Beschäftigten wird unverändert mit 2,0 % der 
ständigen Entgelte des Vorjahres veranschlagt. Der vorgesehene Ansatz dafür muss im Vergleich zu 
2023 nicht erhöht werden. 

Die Aufwendungen für Versorgung (Umlage Versorgungskasse) steigen um 75.000 € wegen der einge-
planten Erhöhungen (weitere Ausführungen siehe oben  gesetzliche und tariflichen Steigerungen) 
und der Aufwendungen für neue Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 2023 und 
2024. 

Das Gesamtvolumen der gesetzlichen und tariflichen Steigerungen 2024 gegenüber dem Ansatz 2023 
beläuft sich auf rd. 8.424.000 €. 

Zuführungen zu den Pensions- und Beihilferückstellungen 

Aufgrund der zum 01.01.2024 zu erwartenden Besoldungsanpassung (200 €; + 5,5%) ist auch im Jah-
resabschluss 2024 mit einem drastischen Anstieg der Pensionsrückstellungen zu rechnen. Hier wurde 
zunächst von einem zusätzlichen Faktor von 1,1 Mio. € ausgegangen. 

Sonstige Veränderungen / Personalkostenerstattungen 

Ein weiterer Grund für die Steigerung der Personalkosten ist die Zahl der Neueinstellungen, die bereits 
seit 2020 erfolgten. Die Mitarbeiterzahl der Kernverwaltung lag 2019 noch bei 1.645. 2021 waren es 
hingegen schon 1.848 und 2022 1.891 MitarbeiterInnen. Insgesamt ist die Summe der direkten Perso-
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nalkostenerstattungen leicht gestiegen. Besonders hervorzuheben sind die gestiegenen gebührenfi-
nanzierten Personalkostenerstattungen um 3.204 T€ aufgrund von diversen neuen Stellen im Bevölke-
rungsschutz. 

Die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II erfolgt seit dem 01.01.2012 durch den Kreis Lippe 
als zugelassener öffentlicher Träger, der sich dazu der 2012 gegründeten Jobcenter Lippe Anstalt des 
öffentlichen Rechts – AöR - bedient. Dazu wurden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Städte und 
Gemeinden sowie der Agentur für Arbeit, die bereits im Jobcenter eingesetzt waren, zum 01.01.2012 
durch den Kreis übernommen. Dies erfolgt grundsätzlich kostenneutral, da entsprechende Erstat-
tungsleistungen des Jobcenters veranschlagt sind. Mehraufwendungen im Personalbereich werden da-
her durch korrespondierende Mehrerträge aufgefangen. 

Das Jobcenter erstattet neben den Personalaufwendungen, die direkt im Produkt „Grundsicherung 
Arbeitssuchende nach SGB II“ (05 03 01) gebucht werden, auch die Aufwendungen für die Auszubil-
denden des Jobcenters, die im Produkt „Ausbildung“ (01 04 04) anfallen. Gegenüber dem Ansatz 2023 
sind Verbesserungen in Höhe von 1.597.000 € zu verzeichnen, die auf die Produkte 05 03 01 (+ 
1.582.000 €), 01 04 04 (+ 15.000 €) entfallen. Ursache sind im Wesentlichen die tariflichen und ge-
setzlichen Erhöhungen 2024. 

Darüber hinaus erstattet das Jobcenter sämtliche Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen des 
Kreises, die in Anspruch genommen werden. Insbesondere sind hier die Dienstleistungen der Quer-
schnittsprodukte (Personalbetreuung, -abrechnung, Personalentwicklung, Gleichstellung, Personal-
rat, Kasse, Hausmeisterdienste etc.) zu nennen. Für 2024 wird mit Mehrerträgen in Höhe von 68.000 
€ gerechnet. 

Stellenbewirtschaftung 

Seit 2023 wurde erstmals der Fluktuationsabschlag i.H.v. 1.400.000 € auf 3.000.000 € erhöht. Durch 
die Nutzung der Personalfluktuation im Laufe des Jahres 2024, zeitverzögerte Stellenwiederbesetzun-
gen, Nichtbesetzung von Stellen und weitergehenden Maßnahmen zur Senkung der Personalkosten im 
Rahmen einer dauerhaften Aufgabenkritik sollten Minderaufwendungen in der geplanten Höhe erzielt 
werden können. 

Auswertungen in den Vorjahren haben ergeben, dass die vorgesehene Einsparvorgabe durch die vor-
handene Fluktuation erreicht bzw. sogar übertroffen wurde. Unter Berücksichtigung der permanent 
vorhandenen Fluktuation ist das angesetzte Bewirtschaftungsziel auch für 2024 realistisch und er-
reichbar und wird durch den Fachkräftemangel verstärkt. 

Sonstige Hinweise 

Auch in 2023 (wie bereits in den Vorjahren) wird es nicht möglich sein, Mittel für die Leistungsorien-
tierte Bezahlung der Beamtinnen und Beamten zu veranschlagen, obwohl dies aus Personalentwick-
lungsgründen und zur Mitarbeitermotivation durchaus sinnvoll erscheint. 

Verschiebungen von Personalaufwendungen zwischen den Budgets ergeben sich im Wesentlichen 
durch Personalumsetzungen, -veränderungen und notwendige Anpassungen. Ferner ist hinzuweisen 
auf die Altersteilzeitfälle in der Freizeitphase, die zentral im Produkt 01 04 01 – Personalbetreuung - 
gebucht werden. Die vorgenannten Gründe und die geplante interne Besetzung von freien Stellen, 
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führen dazu, dass sich im Rechnungsergebnis 2024 Verschiebungen von Personalaufwendungen zwi-
schen den Budgets ergeben können. 

Hinzuweisen ist auf den NKF-bedingten Mehraufwand. Die Personalaufwendungen enthalten 
9.121.000 €, die nicht zahlungswirksam werden. Es handelt sich hier um die Veranschlagung von Rück-
stellungen für Pensions- und Beihilfeverpflichtungen. Der tatsächliche Wert der Rückstellungen 
ergibt sich durch die Berechnung am Jahresende und wird durch Neueinstellungen von Beamten und 
den Besoldungsanpassungen maßgeblich beeinflusst. 

Im Rahmen der Finanzplanung 2025 bis 2027 wird ein jährlicher Anstieg um 2,0 % bei den Personal- 
und Versorgungsaufwendungen veranschlagt. Seit der Corona-Pandemie und der hiermit verbundenen 
außergewöhnlichen Umstände für die Aufgabenwahrnehmung der Gemeinden und Gemeindever-
bände, verzichtet das Land NRW in diesem Jahr erneut darauf, den Kommunen Orientierungs- bzw. 
Zielwerte für die Aufwendungen vorzugeben. Lediglich für die Beamtenbesoldung wurde der Anstieg 
direkt auf die vorliegende Entscheidung auf Landesebene angepasst (5,5%). 

Risiken für den Eckwert der Personalaufwendungen: 

Aus Gründen der Vollständigkeit wird auch auf die Risiken hingewiesen, die im Bereich der Personal-
aufwendungen gegeben sind. Im Wesentlichen sind hier vier Punkte zu nennen: 

 Anstieg der Pensions- und Beihilferückstellungen (Höhe und versicherungsmathematische Risiken unbe-
stimmt, Auswirkungen demografischer Faktoren), 

 Aufwendungen für Beihilfen in Krankheits- und Pflegefällen bei den Beamtinnen / Beamten und den 
Versorgungsempfängerinnen / Versorgungsempfängern (Kosten- und Fallzahlenanstieg, Auswirkungen der 
demografischen Entwicklung) 

 Nichterzielung der Einsparungen in Höhe von 3.000.000 € durch Personalbewirtschaftungsmaßnahmen 

Zwar wird in allen Fällen versucht, das Risiko einer Eckwertüberschreitung durch eine wirklichkeits-
nahe Planung zu minimieren, allerdings ist dies, insbesondere bei den Rückstellungen, nicht umfas-
send möglich. Ziel ist es daher auch 2024, nicht abwendbare Budgetverschlechterungen so weit wie 
möglich durch Einsparungen an anderer Stelle - auch außerhalb des Personalbudgets – auszuglei-
chen. 

Finanzplanungszeitraum: 

Die Personal- und Versorgungsaufwendungen 2024 orientieren sich am aktuellen Stellenplan und stei-
gen im Finanzplanungszeitraum jährlich um 2,0 %. Die Orientierungsdaten 2024 bis 2027 des Landes 
NRW für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Land NRW4 verzichten aufgrund der aktuellen Krisenlagen und der hiermit verbundenen außergewöhn-
lichen Umstände für die Aufgabenwahrnehmung der Gemeinden und Gemeindeverbände in diesem 
Jahr erneut darauf, den Kommunen Orientierungs- bzw. Zielwerte für die Entwicklung der Aufwen-
dungen im Finanzplanungszeitraum vorzugeben. Die bisher – im Vergleich zur tatsächlichen Entwick-
lung sehr moderate Empfehlung des Landes aus den Vorjahren – wurde daher beibehalten. Lediglich 
für die Beamtenbesoldung in 2025 wurde die Steigerung ebenfalls entsprechend der vorliegenden 
Entscheidung zur Beamtenbesoldung angepasst. 

4 RErl. MHKBG NRW vom 30.10.2020 
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Die detailliert anhand der tatsächlichen Stellenbesetzung geplanten Aufwendungen des Jahres 2024 
wurden entsprechend für den Finanzplanungszeitraum fortgeschrieben. Dabei kann eine Steigerungs-
rate von 2,0 % – auch unter Berücksichtigung der aktuell geforderten Tarifanpassungen - nur erreicht 
bzw. eingehalten werden bei weiterhin strikter Haushaltskonsolidierung und kritischer Prüfung von 
geforderten Stellennachbesetzungen bzw. Stellenmehrungen. Der Personalaufwand ist in den letzten 
Jahren – u.a. bedingt durch die Rekommunalisierung von Aufgaben – inzwischen bei 20,0% der or-
dentlichen Aufwendungen angelangt. 
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3.2.3. Produktbereich 5 – Soziale Leistungen 

Die Transferaufwendungen nach dem SGB II, SGB IX und SGB XII mit einem Volumen von rd. 159,8 
Mio. € sinken gegenüber dem Vorjahr (2023: 177,3 Mio. €) zwar deutlich, die Planungsdaten 2023 
waren hier aber infolge des Rechtskreiswechsels der Ukraine-Flüchtlinge zum 01.06.2022 und der 
drastischen Energiepreissteigerungen mit erheblichen Unwägbarkeiten verbunden und können nur be-
dingt zu einem Vergleich herangezogen werden. In Relation zum Rechnungsergebnis 2022 setzt sich 
der deutlich steigende Trend allerdings erkennbar fort, die Kosten steigen in 2 Jahren um rd. 19,7 
Mio. €, auch im Finanzplanungszeitraum setzt sich diese Entwicklung weiter fort. 

Der Kreis Lippe hat in der Vergangenheit konsequent die Isolierungsmöglichen pandemie- und kriegs-
bedingter Haushaltsbelastungen nach NKF-CUIG genutzt. Der Haushaltsplanentwurf 2023 hatte im 
Produktbereich 05 – Soziale Leistungen – entsprechende Belastungen von rd. 13,7 Mio. € identifi-
ziert und isoliert, in der Finanzplanung für 2024 war ursprünglich eine Isolation in Höhe von immer-
hin noch 10,2 Mio. € vorgehen. 

Nachdem das NKF-CUIG – entgegen aller Erwartungen – nicht über den 31.12.2023 hinaus verlängert 
worden ist, stehen diese Möglichkeit der Haushaltsentlastung für den Plan 2024 nicht mehr zur Ver-
fügung. Zwar sind die zunächst befürchteten Energiepreissteigerungen nicht in dem zunächst kalku-
lierten Umfang eingetreten und entlasten hier auch die weitere Planung 2024, gleichwohl sind wei-
terhin rd. 1.600 Bedarfsgemeinschaften aus dem Rechtskreis der Ukraine-Kriegsflüchtlinge aktuell 
in der Betreuung des Jobcenters, weitere Personen erhalten Hilfe zum Lebensunterhalt und Kranken-
hilfe nach SGB XII (rd. 300 Personen). 

Hier waren in erheblichem Umfang Transferleistungen einzuplanen, die derzeit – über die allgemein 
gültigen Kostenerstattungen Grundsicherung SGB II und SGB XII hinaus – nicht refinanziert sind. Inwie-
weit 2024 – ähnlich wie in 2022 und 2023 – erneut Bedarfszuweisungen von Bund und Land zur 
Refinanzierung von Flüchtlingskosten zur Verfügung stehen, ist völlig offen und muss angesichts der 
auch auf Bundes- und Landesebene angespannten Haushaltslage bezweifelt werden. Eine klare Finan-
zierungszusage von Bund und Land hätte die kommunalen Haushalte hier nachhaltig entlasten können. 

Die Sozialtransferleistungen prägen den Kreishaushalt weiter maßgeblich und machen rd. 24,5 % des 
gesamten Haushaltsvolumens aus. Zusammen mit dem korrespondierenden Personal- und Sachauf-
wand und den sonstigen ordentlichen Aufwendungen erreicht der Produktbereich 5 – Soziale Leis-
tungen – ein Aufwandsvolumen von rd. 203,7 Mio. €, dies entspricht rd. 31,2 % des gesamten Haus-
haltsvolumens. 

Aufgrund dieser prägenden Bedeutung für den Kreishaushalt wird die Entwicklung der einzelnen Hil-
fearten nachstehend näher betrachtet. Dargestellt ist die Entwicklung der Aufwendungen (Brutto-
Hilfe) und des Zuschussbedarfs unter Berücksichtigung von Kostenbeteiligungen Dritter (Netto-Hilfe) 
in den letzten Jahren: 
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3.2.3.1. Entwicklung der wesentlichen Sozialleistungen – Bruttoaufwand 

Bei allen Hilfearten zeigen sich in der Budgetplanung 2024 tendenziell weiter deutliche Kostensteige-
rungen gegenüber den Vorjahren, lediglich bei den Hilfen SGB II / HLU SGB XII waren die Bruttoprog-
nosen für 2023 im Bereich der existenzsichernden Leistungen (Grundsicherung SGB II und SGB XII) 
infolge der Ukraine-Krise und der Energiepreisentwicklung zu pessimistisch und konnten 2024 ein 
Stück weit revidiert werden, in der Netto-Betrachtung relativiert sich dieser Effekt durch ebenfalls 
entfallende Neutralisierungen nach NKF-CUIG und Entfall der Bundeserstattungen. 

Auch bei der Grundsicherung im Alter und für erwerbsunfähige Personen war dieser Effekt für 2023 
zu hoch eingeplant, aufgrund der weiterhin anhaltenden demografischen Fallzahlsteigerung fällt die 
Steigerungsrate für 2024 – verglichen mit dem Trend der Vorjahre – vergleichsweise moderat aus. 
Anspruchsberechtigt sind hier dauerhaft erwerbsgeminderte Personen bzw. nach Erreichen der Alters-
grenze für eine Altersrente. 

Die Belastungen des Kreises Lippe für Sozialleistungen nach dem SGB II sind weiterhin schwer zu 
planen. Die Entwicklung der Fallzahlen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende und der Ausgaben 
für das neue Bürgergeld sowie die Kosten für Unterkunft und Heizung werden aktuell und auch für das 
Jahr 2024 ganz maßgeblich von verschiedenen Ereignissen / Entwicklungen beeinflusst: Dem Krieg in 
der Ukraine und damit dem Verbleib der bereits geflüchteten UkrainerInnen in der Bundesrepub-
lik Deutschland sowie weiterer Zuwanderung und der Erarbeitung eines schlüssigen Konzeptes zum 
01.01.2024. Hier werden sich die Angemessenheitsgrenzen der Kosten der Unterkunft der zu be-
obachtenden Entwicklung der Mieten auf dem lippischen Wohnungsmarkt angleichen. Detaillierte Aus-
führungen zur aktuellen Entwicklung / Planung finden sich im Produktbuch Produkt 05 03 01 – Grund-
sicherung SGB II -, die wesentlichen Planungsannahmen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 Übernahme von rd. 1.400 Bedarfsgemeinschaften geflüchteter Ukrainerinnen und Ukrainer in das SGB II zum 
01.06.2022, sukzessive weiterer Zugang in den Folgemonaten, aktuell recht stabiles Niveau von ca. 1.600 Bedarfsge-
meinschaften mit einer leicht ansteigender Tendenz. Die Bleibeperspektive der geflüchteten UkrainerInnen steigt. 

 Grundsätzlich muss aber auch für das Jahr 2024 mit einer erneuten Steigerung der tatsächlichen Aufwendungen für 
Unterkunft gerechnet werden. Grund dafür ist die Verknappung an Wohnraum in Lippe. Das regionale Mietwertkonzept 
muss in 2024 an die aktuellen Gegebenheiten des lippischen Wohnungsmarktes angepasst werden. 

 Bei den Heizkosten muss ebenfalls eine Steigerung der tatsächlichen Kosten eingerechnet werden. Entgegen der letzt-
jährigen Annahme, dass durch die Gasmangellage eine Verdrei- bis Vervierfachung der Heizkosten zu erwarten war, 
haben sich die Heizkosten in 2023 nur auf einem leicht erhöhten Niveau eingependelt. Aufgrund der steigenden Inflation 
sowie der CO2-Bepreisung wird aber auch hier für 2024 von einem moderaten Anstieg in Höhe der durchschnittlichen 
Erhöhung i.H.v. 1,50 € ausgegangen. 

Entwicklung der wesentlichen Sozialleistungen - 
Brutto € € € € € €

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 Plan 2024 Plan

Grundsicherung SGB XII 23.049.708 29.459.779 31.263.917 35.000.560 39.005.850 40.690.085

SGB II + HzL SGB XII 93.938.295 93.487.884 91.000.368 95.611.902 124.664.320 108.165.150

Stationäre Pflege 22.806.307 24.944.925 26.173.586 23.127.840 27.415.936 26.095.496

Ambulante Pflege 4.797.491 5.321.588 5.723.849 6.537.293 7.386.318 7.435.326

Hilfen bei Behinderung (SGB IX) 05.02.04 9.078.563 5.516.335 8.873.456 7.561.742 8.973.801 9.925.745

Hilfen zur Gesundheit (05.02.03) 1.876.785 1.361.008 1.181.892 2.719.930 2.852.240 2.890.543

Landschaftsumlage 86.878.857 89.992.500 93.188.480 97.934.151 109.832.000 119.575.000

Summe wesentliche Soziallasten Kreis (Brutto) 242.426.006 250.084.019 257.405.549 268.493.418 320.130.465 314.777.345

Steigerung seit 2008 90.002.744 97.660.756 104.982.287 116.070.154 167.707.203 162.354.083

Steigerung saldiert 586.877.312 684.538.068 789.520.355 905.590.509 1.073.297.111 1.235.651.794
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Für das Jahr 2024 wird mit einer durchschnittlichen Anzahl von 25.797 Leistungsberechtigten in 11.838 
Bedarfsgemeinschaften gerechnet. Insgesamt werden für das Jahr 2024 durchschnittliche monatliche 
Kosten für Unterkunft und Heizung von insgesamt 440,75 € pro Bedarfsgemeinschaft eingeplant. Un-
ter Berücksichtigung der aufgezeigten Fallzahlenentwicklung und der durchschnittlichen Kosten pro 
Bedarfsgemeinschaft ergeben sich die dargestellten Kosten für Unterkunft und Heizung in Höhe von 
62.600.000 €. 

Nachdem sich die durchschnittlichen Kosten für einmalige Beihilfen und Darlehen im vergangenen 
Jahr aufgrund der hinzugekommenen Personengruppe der geflüchteten Ukrainer*innen erhöht hatten, 
wird für das Jahr 2024 wieder mit einem deutlichen Rückgang gerechnet. Insgesamt wird für das Jahr 
2024 mit Aufwendungen in Höhe von 1 Mio. € gerechnet. 

Durch das Familienstärkungsgesetz wurden bereits zum 01.08.2019 die Teilhabeleistungen verbes-
sert. Das Schulstarterpaket stieg von 100 € auf 150 € und wird in den Folgejahren dynamisiert, die 
Eigenanteile der Eltern für das gemeinsame Mittagessen in Kita und Schule sowie für die Schülerbe-
förderung sind weggefallen. Grundsätzliches Ziel des Jobcenters Lippe ist es, die Inanspruchnahme 
der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets stetig zu erhöhen, um möglichst vielen Kindern 
insbesondere Teilhabe am kulturellen und sozialen Leben aber auch den Zugang zu einer erforderli-
chen Lernförderung zu ermöglichen. Für das Jahr 2024 ist die Erhöhung der Inanspruchnahme der 
Leistungen für Bildung und Teilhabe insbesondere auch in der Zielgruppe der geflüchteten Ukrai-
ner*innen geplant. Aufgrund eines Anstiegs der Leistungsberechtigten wird für das Jahr 2024 mit stei-
genden Aufwendungen (+ 530 T€) gerechnet. 

Die Hilfen zum Lebensunterhalt erhöhen sich 2024 ebenfalls weiter um rd. 160 T€. Auch hier ist 
durch den Rechtskreiswechsel von ukrainischen Flüchtlingen zum 01.06.22 die Fallzahl stark angestie-
gen. Anspruch auf Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt haben ukrainische Flüchtlinge, die be-
reits ab 57 bzw. 60 Jahren eine ukrainische Altersrente beziehen und daher nicht mehr dem Perso-
nenkreis der SGB II-Anspruchsberechtigten angehören. Außerdem sind allein reisende Kinder unter 15 
Jahren anspruchsberechtigt. Kostensteigerungen sind auch hier auf die Verknappung an Wohnraum in 
Lippe zurückzuführen, das regionale Mietwertkonzept wird 2024 an die aktuellen Gegebenheiten des 
lippischen Wohnungsmarktes angepasst (Mietwerterhebung zur rechtssicheren Feststellung der ange-
messenen Unterkunftskosten). 

Bei den Hilfen zur teil- und vollstationären pflegerischen Versorgung hat sich der demografisch 
bedingte Fallzahlzuwachs zwar fortgesetzt, allerdings langsamer als erwartet. Aufgrund der Pflegere-
form (Zuschläge der Pflegekassen in Abhängigkeit von der Verweildauer in der Einrichtung) erhöht 
sich die Kostenbeteiligung der Pflegekassen um rd. 800 T€. Als Folge des Wohngeld-Plus-Gesetzes 
können darüber hinaus verstärkt auch für HeimbewohnerInnen noch ergänzende Wohngeldansprüche 
zu den sog. „Hotelkosten“ in der Einrichtung generiert werden, Budgetverbesserung rd. 400 T€. 

Zusammen mit der fortgeschriebenen Budgetverbesserung 2023 und zu erwartender Entgeltanpassun-
gen ergeben sich Minderaufwendungen gegenüber dem Planansatz 2023 i.H.v. 1.320 T€. 

Bei der ambulanten Hilfe zur Pflege wurden insb. demographiebedingt und aufgrund einer verstärk-
ten Nachfrage nach betreuten Wohnformen in der bisherigen Finanzplanung für 2024 Mehraufwendun-
gen von rd. 700 T€ erwartet. Durch einen gebremsten Fallzahlanstieg und die Auswirkungen der Pfle-
gereform reduzieren sich die Mehrbelastungen für das Budget 2024 auf rd. 50 T€. 

Bei den Hilfen zur Gesundheit wirkt sich insbesondere die Sicherstellung des Krankenversicherungs-
schutzes für Ukraine-Flüchtlinge aus. Da vielfach anderweitiger Versicherungsschutz nicht besteht, 
ist dieser nach SGB XII sicherzustellen, die entsprechenden Transfermehraufwendungen von rd. 1,1 
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Mio. € konnten 2023 noch budgetneutral nach NKF-CUIG isoliert werden. In der Finanzplanung war 
perspektivisch für 2024 zunächst von einem ersten Rückgang der Fallzahlen ausgegangen worden, 
diese Erwartung kann so nicht aufrecht erhalten werden, der Haushaltsansatz wird wieder auf Vor-
jahresniveau eingestellt. 

Personen mit einer körperlichen oder geistigen Behinderung erhalten Hilfen zur Sicherstellung der 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft nach dem SGB IX, während Kinder und junge Volljährige, die 
durch eine seelische Behinderung in Ihrer Fähigkeit der Teilhabe beeinträchtigt sind, diese Leistungen 
im Rahmen der Jugendhilfe nach SGB VIII (vgl. nachstehend – Jugendamtsumlage) erhalten. 
Sowohl bei den Hilfen nach SGB VIII als auch nach SGB IX zeigen sich weiterhin die wesentlichen 
Kostensteigerungen im Bereich der Schulbegleitungen. 

U.a. infolge der Corona-Pandemie haben sich hier zunehmende Bedarfe durch den Wegfall / die 
Reduzierung von Angeboten in anderen Systemen ergeben; Bedarfslagen der jungen Menschen haben 
sich verschoben. Auch durch den Ausbau des „gemeinsamen Unterrichts“ an Regelschulen, in Verbin-
dung mit dem Wahlrecht der Eltern bzgl. des Förderortes, ist sukzessive ein hoher Bedarf an zusätz-
lichen Ressourcen im Schulsystem entstanden. Allein bei den Hilfen nach SGB IX steigen – unter Be-
rücksichtigung der aktuellen Fallzahlentwicklung - die Transferaufwendungen nochmals um 950 T€, 
evtl. pandemiebedingte Fallzahleffekte sind auch hier nicht mehr isolierungsfähig. 

Seit 2008 sind die Bruttobelastungen für Sozialleistungen jährlich kontinuierlich angestiegen von 
seinerzeit zunächst 152,4 Mio. € um 162,3 Mio. € auf nunmehr 314,7 Mio. €, dies entspricht einer 
Steigerung von rd. 106 % in 17 Jahren. Saldiert man die jährliche Mehrbelastung über diesen Zeitraum 
auf, ergibt sich ein Aufwachsen der Soziallasten auf Kreisebene in Höhe von fast 1,235 Mrd. €. 

3.2.3.2. Entwicklung wesentliche Sozialaufwandspositionen ab 2004 – Nettoaufwand 

Zwar haben Bund und Land in einigen Sozialleistungsbereichen in den letzten Jahren die Kostenbetei-
ligung ausgedehnt oder die Kostenverantwortung vollständig übernommen, bei Betrachtung der 
Netto-Belastungen zeigt sich aber immer noch ein Aufwachsen der Soziallasten um 91,5 Mio. € auf 
196,5 Mio. € (+ 87,0 %), saldiert für diesen Zeitraum um 493,1 Mio. €. Die Auswertung berücksichtigt 
die Rechnungsergebnisse der Vorjahre, für die Jahre 2023 und 2024 werden die Planansätze berück-
sichtigt. 

Die Netto-Betrachtung berücksichtigt dabei auch Interne Verrechnungen von Bedarfszuweisungen des 
Bundes / Landes infolge der Pandemie bzw. die Ukraine-Kriegsfolgekosten sowie Isolierungen nach 
NKF-CUIG. Bei letzter handelt es sich  allerdings um eine rein buchhalterische Rechengröße, der keine 
Zahlungsflüsse gegenüber stehen, d.h. in der Liquidität sind diese Beträge über Kassenkredite zu re-
finanzieren. 

Deutliche Unterschiede zur Brutto-Darstellung ergeben sich hier insbesondere bei den Hilfen SGB II 
(Kostenbeteiligung Bund in Höhe von 70,4 % an den Kosten der Unterkunft) und der Grundsicherung 
im Alter (100%ige Kostentragung Bund für die Fachaufwendungen), während im Übrigen nur in sehr 
geringem Umfang sonstige Ersatzleistungen (z.B. Unterhalt) u.a. auch infolge des Angehörigenentlas-
tungsgesetzes realisiert werden können. 
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Hinsichtlich der LWL-Umlage wird auf die Ausführungen unter Ziffer 4.2.1 verwiesen. Explizit ist noch-
mals darauf hinzuweisen, dass die Entlastungen des Jahres 2020 durch die erhöhte Kostenerstattung 
KdU SGB II bereits nach nur 2 Jahren durch die Kostenentwicklung in anderen Bereichen – u.a. Land-
schaftsumlage – wieder vollständig aufgezehrt wurden und insbesondere die Landschaftsumlage seit 
2022 massive Steigerungsraten zeigt. Zur Verdeutlichung der Kostensteigerungsraten bei den einzel-
nen Hilfearten wird nachstehend eine indizierte Darstellung gewählt, als Basisjahr wurden die Fach-
aufwendungen 2004 herangezogen. 

Durch Aufgabenverlagerungen zwischen örtlichem und überörtlichem Sozialhilfeträger (Trennung von 
Fachleistungen und existenzsichernden Leistungen) im Bereich der Eingliederungshilfeleistungen sind 
hier die Daten nur bedingt vergleichbar und schwanken erheblich. Zwar hat der LWL hier die Aufga-
ben- und Finanzverantwortung insbesondere für die heilpädagogischen Frühförderleistungen und die 
Hilfen des ambulant Betreuten Wohnens übernommen, die existenzsichernden Leistungen in Einrich-
tungen sind dagegen nunmehr vollständig vom Kreis Lippe sicherzustellen. Deutlich werden insbeson-
dere die tendenziell wieder steigenden Kosten im Bereich der Integrationshelfer. Hier ist es 2020 nur 
vorübergehend pandemiebedingt zu Einbrüchen bei den Hilfen aufgrund von Kontaktbeschränkungen 
und Schulschließungen gekommen. 

Entwicklung der wesentlichen Sozialleistungen- 
Netto € € € € € €

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 Plan 2024 Plan

GSIG SGB XII 539.553 641.037 633.244 1.364.296 915.850 1.090.085

SGB II + HzL SGB XII 38.893.943 23.046.481 22.126.034 25.536.412 38.237.220 31.350.250

Stationäre Pflege 21.396.457 23.659.533 24.160.537 21.651.378 25.965.556 24.645.196

Ambulante Pflege 4.611.722 5.194.820 5.505.650 6.316.672 7.164.818 7.238.326

Hilfen bei Behinderung (SGB IX) 05.02.04 8.996.520 4.832.240 8.506.894 7.473.239 8.548.801 9.900.745

Hilfen zur Gesundheit (05.02.03) 1.668.593 1.235.248 1.096.782 2.209.188 1.602.240 2.740.543

Landschaftsumlage 86.878.857 89.992.500 93.213.400 97.934.151 109.898.100 119.575.000

Summe wesentliche Soziallasten Kreis (Netto) 162.985.645 148.601.859 155.242.542 162.485.336 192.332.585 196.540.145

Steigerung Netto-Belastung seit 2008 saldiert 260.276.650 284.415.762 315.195.557 353.220.384 421.024.122 493.101.520

Zuständigkeitsverla-
gerung Frühförde-
rung, pandemiebe-
dingte Einbrüche 
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Deutlich wird bei dieser Betrachtung das – trotz ausgeweiteter Bundesbeteiligung - erhebliche  Finan-
zierungsrisiko der kommunalen Haushalte im System der sozialen Sicherung. Innerhalb der darge-
stellten Zeitreihen von 6 Jahren steigen die liquiden Belastungen des Kreishaushalts für soziale Leis-
tungen von 162,9 Mio. € (2019) auf nunmehr rd. 196,5 Mio. € um mehr als 33,5 Mio. €, dies zeigt sehr 
anschaulich die Risiken der kommunalen Haushalte auf. Insbesondere die Kreishaushalte bewegen sich 
hier in einem besonderen Spannungsfeld. So sind insbesondere konjunkturschwache Zeiten durch ten-
denziell steigende SGB II-Belastungen geprägt, während sich die Ertragssituation der kommunalen 
Haushalte (Umlagefinanzierung) eher rückläufig entwickelt. 

Bei der Betrachtung ist zusätzlich zu beachten, dass der Bund in der Vergangenheit seine Kostenbe-
teiligung an den KdU SGB II bereits mehrfach systemfremd für andere Zwecke ausgeweitet hat. Inso-
weit werden hier Entlastungen gegengerechnet, die dem Grunde nach für anderen Aufgabenzuwächse 
bereitgestellt wurden (z.B. Kostenverlagerung BTHG). Detaillierte Informationen hierzu finden sich 
bei der Produktdarstellung – Teil III Haushaltsbuch; Produkt 05 03 01 – Grundsicherung SGB II. 

Auch aktuell 2024 darstellbare Entlastungen im Bereich der Hilfe zur Pflege werden sich sehr zeitnah 
wieder umkehren. Zwar ist durch die zum 01.01.2022 in Kraft getretene Pflegereform (Gesundheits-
versorgungsweiterentwicklungsgesetz – GVWG) erstmals eine gestaffelte Steigerung der Leistungen 
der Pflegekasse abhängig von der Verweildauer in der Einrichtung eingeführt worden. Die ab Septem-
ber 2022  geltende Tarifbindung für Pflegekräfte, erhebliche Tarifkostensteigerungen, allg. Preis-
steigerungen und demographiebedingt zu verzeichnende Fallzahlzuwächse führen aber zu kontinu-
ierlich steigenden Fachkosten. Die erhebliche Kostenentwicklung seit 2004 ist grafisch nochmals dar-
gestellt. 
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Im Bereich der Behindertenhilfe SGB IX sind die Kostensteigerungen absolut zwar geringer, gleich-
wohl verzeichnet die Hilfe die prozentual höchsten Zuwachsraten der letzten Jahre wie schon die 
Grafik zur Indexsteigerung eindrücklich zeigt. Rechnet man die Kostensteigerungen der Land-
schaftsumlage, die im Wesentlichen auch durch die Entwicklung der LWL-Behindertenhilfe getragen 
ist hinzu, zeigen sich massive Kostensteigerungen für die kommunale Familie. 

Auch die im Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2013 erstmals zugesagte Kostenbeteiligung des Bundes im 
Rahmen des BTHG von 5 Mrd. € jährlich ist nicht mehr ausreichend, seinerzeit waren Kosten der 
Eingliederungshilfe von 15 Mrd. € zu verzeichnen, angestrebte Kostenbeteiligung Bund 33 %. 

Nach langwierigen Verhandlungen wurde diese Beteiligung erstmals 2017 umgesetzt, dies aufgrund 
unterschiedlicher Finanzierungszuständigkeiten für die Behindertenhilfe im Bundesgebiet und finanz-
verfassungsrechtlicher Hürden allerdings systementkoppelt vom Leistungsrecht der Eingliederungs-
hilfe als auch von der dynamischen Kostenentwicklung in diesem Bereich (bes. Kostenbeteiligungs-
quote KdU SGB II). 

Nach nunmehr 10 Jahren holt diese Regelung die kommunalen Haushalte in NRW zunehmend ein, die 
aufwachenden Bruttoausgaben lagen bereits 2022 bundesweit bei netto rd. 23,2 Mrd. €, so dass allein 
der Kostenaufwuchs seinerzeit bereits die statische Kostenbeteiligung Bund von weiterhin 5 Mrd. € 
übertroffen hat. 

Kontinuierlich ansteigende Fallzahlen und Fallkosten, u.a. durch größer werdende Hilfebedarfe, eine 
verstärkte Nachfrage nach Unterstützungsleistungen, Leistungsausweitungen und die Personalintensi-
tät der Hilfe (rd. 85 % der Eingliederungshilfekosten entfallen auf Personalkosten der Anbieter) führen 
weiterhin zu massiven Kostensteigerungen. Für den Kreis Lippe stellt sich die Entwicklung wie folgt 
dar: 
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Seit 2013 (Zusage einer Kostenbeteiligung Bund) haben sich die jährlichen Aufwendungen der Behin-
dertenhilfe SGB IX auf nahezu 10 Mio. € mehr als verdoppelt, gleichzeitig ist die LWL-Umlage seit 
2013 um rd. 48,7 Mio. € oder um mehr als 68,7 % gestiegen. Saldiert über diesen Zeitraum haben sich 
– kommunal finanzierte - Kostensteigerungen bei den Hilfen SGB IX und der Landschaftsumlage in 
Höhe von insgesamt 53,7 Mio. € ergeben. 

Durch die Kostenbeteiligung KdU SGB II in Umsetzung des BTHG – mit den in den Jahren 2018 bis 
2021 deutlich reduzierten Prozentsätzen infolge der Kostenbeteiligung Flüchtlingskosten – haben sich 
saldiert Zuweisungen von 31,4 Mio. € ergeben, Kostenaufwuchs kommunale Haushalte damit netto 
rd. 22,3 Mio. €. Vergleichbare Entwicklungen zeigen sich nochmals auch bei den Eingliederungshilfe-
leistungen nach SGB VIII (vgl. insoweit Ziffer 4.2.4 – Kinder- und Jugendhilfe). 

Neben einer fehlenden Dynamisierung der Kostenbeteiligung ist weiter darauf hinzuweisen, dass eine 
BTHG-Kostenbeteiligung des Bundes innerhalb der Arbeitsverwaltung/Kostenerstattung Grundsiche-
rung SGB II systemfremd und ohne jeden Bezug zur Behindertenhilfe geregelt ist.  Dies führt dazu, 
dass die Kostenerstattungen nicht bedarfsgerecht den Leistungsträgern zugewiesen werden, sondern 
nach einem Verteilungsschlüssel, welcher mit Eingliederungshilfeleistungen gar nichts zu tun hat. 

Vermutlich sind die Unterschiede in Fallzahl- und Kostenentwicklung zwischen den Kommunen und 
den Leistungsträgern der Eingliederungshilfe nicht so unterschiedlich, wie sie es im Bereich der Grund-
sicherung nach dem SGB II für Unterkunftskosten und Heizung sind. Zum einen ist hier aufgrund des 
im Rahmen der Grundsicherung gegebenen Fallzahl- und Kostengefälles zwischen Städten und Kreis-
raum eine erhebliche Umverteilung zugunsten der Städte anzunehmen, zum anderen erlangt diese 
Verteilungsunschärfe durch den Rechtskreiswechsel der Ukraine-Flüchtlinge in das SGB II nochmals 
eine deutlich gestiegene Relevanz. 

Auf politischer Ebene haben LWL, Kreise und Kommunen bereits im vergangenen Jahr mit einer Reso-
lution zur „Sicherstellung der angemessenen Finanzausstattung der kommunalen Familie durch die 
nachhaltige Entlastung der Träger der Eingliederungshilfe“ noch mal auf landes- und bundespoliti-
scher Ebene die Entscheidungsträger in die Pflicht genommen und u.a. eine auskömmliche Anhebung 
des Verbundsatzes im Gemeindefinanzierungsgesetz sowie die Gewährleistung des vollen Konnexitäts-
ausgleichs für das AG-BTHG durch das Land NRW sowie durch den Bund und eine Aufstockung und 
Dynamisierung der 5 Mrd. € Bundesentlastung analog zum Kostenaufwuchs in der Eingliederungshilfe 
eingefordert. 

Ob, wann und in welcher Form Bund und Land hier reagieren, ist derzeit – u.a. mit Blick auf die auch 
dort angespannte Haushaltslage – völlig offen. 

Kostenentwicklung Hilfen bei Behinderung - SGB IX und Landschaftsumlage

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024
ord. Aufwand 4.882.018 5.457.753 6.370.133 6.996.966 7.043.431 7.563.826 9.078.563 5.516.335 8.873.456 7.561.742 8.973.801 9.925.745
MA/J 575.735 912.380 626.833 46.465 520.396 1.514.736 -3.562.228 3.357.121 -1.311.714 1.412.059 951.944
Steig. SGB IX 575.735 1.488.115 2.114.948 2.161.413 2.681.808 4.196.545 634.317 3.991.438 2.679.724 4.091.783 5.043.727

LWL-Umlage 70.878.758 74.086.352 75.782.736 80.849.587 86.956.000 86.748.429 86.878.857 89.992.500 93.188.480 97.934.152 109.832.000 119.575.000
3.207.594 1.696.384 5.066.851 6.106.413 -207.571 130.428 3.113.643 3.195.980 4.745.672 11.897.848 9.743.000

Steig. LWL-Umlage 3.207.594 4.903.978 9.970.829 16.077.242 15.869.671 16.000.099 19.113.742 22.309.722 27.055.394 38.953.242 48.696.242

KdU SGB II 59.340.203 59.439.379 58.749.970 59.383.265 61.744.340 59.848.482 58.277.169 57.404.751 55.198.835 58.150.000 81.000.000 62.400.000
Bet. BTHG 5,3% 5,8% 3,3% 2,7% 1,2% 10,2% 10,2% 10,2%
KE/J 0 0 0 0 3.272.450 3.471.212 1.923.147 1.549.928 662.386 5.931.300 8.262.000 6.364.800
Steig. KE SGB II 3.272.450 6.743.662 8.666.809 10.216.737 10.879.123 16.810.423 25.072.423 31.437.223
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Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung aller wesentlichen Sozialaufwandspositionen ab 2004 im 
Vergleich zur Bevölkerungsentwicklung in Lippe und zur Entwicklung der Verbraucherpreise in 
Deutschland auf einen Blick. Gut verdeutlicht wird der stark überproportionale Anstieg der Sozial-
lasten auf kommunaler Ebene im Vergleich zur Entwicklung der Verbraucherpreise, die sich auch 
weiterhin eher linear entwickeln. 

Die Anhebung der Kostenerstattung KdU SGB II (RE 2020) führte bei den Netto-Sozialhilfeaufwendun-
gen zwar zu einer deutlich erkennbaren Entlastung, dieser Effekt ist aber seit 2022 bereits wieder 
„verpufft“, insbesondere durch die in den Jahren 2023 und 2024 deutlich steigende Landschaftsum-
lage und sonstige Effekte. Hier zeigt sich sowohl in der Brutto- als auch in der Netto-Belastung für 
2024 eine erhebliche Dynamik. Dies ist nochmals ein Beleg der weiterhin erheblichen Budgetrisiken 
der kommunalen Haushalte. 

Während bei den Brutto-Aufwendungen insbesondere die nicht im ursprünglichen Umfang durchge-
schlagenen Energiepreissteigerungen eine leichte Entlastung für 2024 zeigen, zeigt sich insbesondere 
in der Netto-Betrachtung durch die korrespondierend sinkenden Kostenbeteiligungen (Grundsiche-
rung SGB II und XII) und den Wegfall der Isolierungsmöglichkeiten nach NKF-CUIG weiterhin ein mas-
siver Kostenaufwuchs. 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass im bundesweiten Vergleich in NRW - gemessen an die Ist-
Ausgaben für soziale Sicherung - ein Kommunalisierungsgrad von rd. 85 % erreicht wird, da damit 
deutlich über dem Durchschnitt anderer Flächenländer liegt. Das bedeutet, dass sich Kommunen und 
das Land die Finanzierung der Soziallasten derzeit im Verhältnis 85 : 15 zuungunsten der Kommunen 
teilen. Außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs beteiligt sich das Land NRW bisher nicht an den 
Kosten der Eingliederungshilfe. 
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3.2.4. Produktbereich 6 – Kinder,- Jugend- und Familienhilfe 

3.2.4.1. Die wesentlichen Jugendhilfepositionen entwickeln sich wie folgt: 

Die Bruttobelastungen der Jugendhilfe sind jährlich kontinuierlich angestiegen von zunächst 38,4 
Mio. € in 2004 auf nunmehr 132,8 Mio. €, dies entspricht einer Steigerung von 92,7 Mio. € oder + 
345,7  %. Saldiert man die jährliche Mehrbelastung seit 2008, ergibt sich ein Aufwachsen der Jugend-
hilfeleistungen auf kommunaler Ebene in Höhe von 654,5 Mio. €. 

Gegenüber dem Vorjahr steigen die Bruttoaufwendungen allein in diesem Produktbereich erneut um 
rd. 12 Mio. € (2023: + 11,8 Mio. €). Die prozentuale Steigerungsrate liegt hier mittlerweile seit Jahren 
deutlich höher als bei den Sozialhilfeaufwendungen, dies insbesondere auch durch den erheblichen 
Kostenaufwuchs im Bereich der Kindertagesbetreuung in den letzten Jahren und der ab 2021 auch 
feststellbaren Kostensteigerung bei den wirtschaftlichen Hilfen (Hilfen zur Heimerziehung und Ein-
gliederungshilfen). Zur aktuellen Entwicklung der Fachaufwendungen wird auf die vorstehenden Aus-
führungen zur Entwicklung der Jugendamtsumlage verwiesen. 

Die Nettobelastungen Jugendhilfe steigen von 58,8 Mio. € in 2023 erneut um 7,2 Mio. € auf rd. 66,1 
Mio. €, damit ist die Nettobelastung der kommunalen Haushalte seit 2008 um rd. 41,4 Mio. € gestie-
gen, saldiert insgesamt 278,8 Mio. €. Die Auswertung berücksichtigt die Rechnungsergebnisse der Vor-
jahre, für die Jahre 2023 und 2024 werden die Planansätze zugrunde gelegt. 

Nach Bereinigung um nicht jugendamtsumlagerelevante Positionen (u.a. Produkt 06 03 05 – Familien-
beratung; Adoptionsvermittlung; Familienservice FABEL) und unter Berücksichtigung zentral veran-
schlagter Aufwendungen wird die Jugendamtsumlage mit 64,8 Mio. € in die Haushaltsplanung 2024 
eingestellt, auf die vorstehenden Ausführungen wird verwiesen. 

Nachstehend werden diese Kostenentwicklungen im Bereich der Jugendhilfe nochmals grafisch auf-
bereitet. Zur Verdeutlichung der Kostensteigerungsraten bei den einzelnen Hilfearten wird auch hier 
eine indizierte Darstellung gewählt, als Basisjahr wurden die Fachaufwendungen 2004 herangezogen. 
Der Zeitreihe wird zunächst bezogen auf die Bruttoaufwendungen, sodann bezogen auf den Nettoauf-
wand dargestellt: 

Entwicklung Jugendhilfeleistungen - Brutto € € € € € €

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 Plan 2024 Plan

Tagesbetreuung Aufwand -52.704.088 -60.436.184 -67.294.972 -69.580.292 -72.071.649 -79.821.059

Wirtschaftliche Jugendhilfe Aufwand -27.050.373 -26.896.230 -32.201.337 -36.226.907 -39.869.923 -43.693.225

Beratung und Jugendarbeit Aufwand -7.372.765 -7.159.907 -7.594.380 -8.441.659 -8.891.982 -9.309.618

Jugendhilfe Aufwand -87.127.225 -94.492.320 -107.090.689 -114.248.857 -120.833.554 -132.823.902

Steigerung seit 2008 -47.045.134 -54.410.229 -67.008.598 -74.166.766 -80.751.463 -92.741.811
Steigerung seit 2008 saldiert: -654.532.594

Entwicklung Jugendhilfeleistungen - Netto € € € € € €

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 Plan 2024 Plan

Tagesbetreuung Saldo -18.322.039 -21.636.334 -24.910.696 -25.353.747 -27.208.646 -29.776.484

Wirtschaftliche Jugendhilfe Saldo -17.107.582 -14.419.326 -20.916.809 -25.217.153 -24.606.823 -28.789.848

Beratung und Jugendarbeit Saldo -6.384.710 -6.379.175 -6.732.493 -6.487.578 -7.037.582 -7.522.298

Jugendhilfe Saldo -41.814.331 -42.434.835 -52.559.998 -57.058.478 -58.853.051 -66.088.630
Steigerung seit 2008 -17.138.292 -17.758.796 -27.883.959 -32.382.439 -34.177.012 -41.412.591
Steigerung seit 2008 saldiert: -98.432.346 -118.985.678 -143.829.619 -278.811.913
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Die Leistungen an Tageseinrichtungen für Kinder einschl. der weitergegebenen zusätzlichen Zu-
schüsse des Landes beanspruchten bereits seit Jahren weitgehend unverändert einen Anteil von rd. 
60 % des gesamten Jugendhilfebudgets. Durch Landesförderung, Elternbeiträge und sonstige Erstat-
tungen im Bereich der Kindertageseinrichtungen betrug der Netto-Anteil der Kindertagesbetreuung 
am Jugendhilfebudget in der Vergangenheit rd. 45 % und erreicht diesen Wert auch 2024 infolge der 
fortgesetzten Kostensteigerungen auch im Bereich der wirtschaftlichen Hilfen. 
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Trotz eines verstärkten Fokus auch auf Beratung und Prävention ist deren prozentualer Anteil am 
Jugendhilfebudget aufgrund der erheblichen Übergewichtung der Kita-Betreuung / wirtschaftliche 
Hilfen weiterhin konstant. 

Weiterhin deutlich erkennbar sind: 

 die finanziellen Lasten aus der Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger Flüchtlinge im 
Jahr 2016 zunächst zu Lasten des örtlichen Jugendhilfeträgers mit z.T. deutlich zeitver-
zögerter Kostenerstattung durch den LWL; 

 aber auch 2020 einen pandemiebedingten Einbruch der Hilfen u.a. durch wegfallende 
Betreuungsangebote, damit einhergehend ab 2021 wieder deutlich anziehende Kosten-
entwicklung im Bereich der wirtschaftlichen Hilfen. 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
80



Produkthaushalt 2024 
Vorbericht 

4. Ergebnisplan; Entwicklung Finanzplanjahre 

Der Vorbericht soll nach § 7 Abs. 2 KomHVO u.a. Aussagen dazu enthalten, wie sich die wesentlichen 
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, das Vermögen, die Verbindlichkeiten und 
die Zinsbelastungen sowie die Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährverträgen und ihnen wirt-
schaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften in den beiden dem Haushaltsjahr vorangegangenen 
Haushaltsjahren entwickelt haben und voraussichtlich im mittelfristigen Ergebnis- und Finanzpla-
nungszeitraums entwickeln werden. 

Die Veränderungen des Ergebnisplans sind nachstehend zunächst noch einmal komprimiert zusammen-
gefasst dargestellt und grafisch aufbereitet, sodann wird die Entwicklung der wesentlichen Ertrags- 
und Aufwandsarten über eine längere Zeitreihe auch im Finanzplanungszeitraum betrachtet und zur 
weiteren Entwicklung Stellung genommen. Unter Ziffer 5 folgen Darstellungen zur Entwicklung der 
Ein- und Auszahlungen und des Saldos aus lfd. Verwaltungstätigkeit. 

4.1. Ergebnisplan 2024 komprimiert 

Sehr deutlich wird, dass die – mit den aktuell vorliegenden Informationen geplante Entwicklung der 
ord. Erträge mit der dynamischen Entwicklung der ord. Aufwendungen nicht standhält und für den 
umlagefinanzierten Kreishaushalt – neben allen eigenen Konsolidierungsbemühungen insbesondere 
nach vollständigem Einsatz der Ausgleichsrücklage ein dauerhafter Haushaltsausgleich nachhaltig 
nicht zu erreichen sein wird. 

Perspektivisch wird daher – verbunden mit der Forderung nach einer deutlich verbesserten Finanzaus-
stattung durch Bund und Land insbesondere für die kontinuierlich aufwachsenden Soziallasten – auch 
eine erneute deutliche strukturelle Anpassung der Allg. Kreisumlage erforderlich werden. 

Der Anteil der einzelnen Ertrags- und Aufwandsarten an den jeweiligen Gesamtvolumina des Kreis-
haushalts 2024 hat sich i.d.R. im Vergleich zum Vorjahr nur geringfügig verändert, dabei zeigen diese 
aber nochmals anschaulich die wesentlichen Veränderungen im Kreishaushalt 2024 auf: 

Ordentliche Erträge 554.930 598.709 629.908 672.865 688.749 704.310 31.199
Finanzerträge 2.562 2.951 2.260 2.810 3.359 3.330 -691

Erträge insg. 557.492 601.660 632.168 675.675 692.108 707.640 30.508

Ordentliche Aufwend. 564.924 634.637 654.351 673.450 688.893 703.741 -19.714
sonst. Aufwendungen 2.897 6.455 8.189 8.225 9.215 9.899 -1.734

Aufw. insg. 567.821 641.092 662.540 681.675 698.108 713.640 -21.448

außerordent. Erträge 1.638 21.592 0 0 0 0 0
globaler Minderaufwand 0 -2.000 -6.000 -6.000 -6.000 -6.000 -4.000

Jahresergebnis -8.691 -15.840 -24.372 0 0 0 -8.532

Gesamtergebnisplan 2023/24
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4.2. Grafische Übersichten Ergebnisplan nach Kostenarten 

Veränderungen zum Vorjahr (Plan) 

Zuwendungen 

22,0%  22,6 %  + 0,6% 
Kreisumlage: 

33,3%  36,1%   + 2,8% 
JA-Umlage: 

9,3%    10,3%  + 1,0% 
Kostenerstattung: 

22,4%  21,1%  - 1,3% 
Leistungsentgelt: 

7,2%     7,8%  + 0,6% 
Sonstige: 

2,3 %     2,1%  - 0,2% 
Außerord. Ertrag: 

3,5%      0,0%  - 3,5% 

Die Gesamterträge steigen gegenüber dem Vorjahr um rund 9,5 Mio. € auf nunmehr 632.169 T€. 
Die im letzten Jahr infolge des auf die Ukraine-Kriegsfolgen ausgeweiteten NKF-CUIG erhöhten 
außerordentlichen Erträge sind aufgrund der fehlenden Verlängerung des Gesetzes für 2024 voll-
ständig entfallen. Diese machten in 2023 mit 3,5% der gesamten Erträge ein deutliches Gewicht 
aus, die in 2024 vollständig für den Haushaltsausgleich fehlen. 

Die Allgemeine Kreisumlage mit einen Volumen von 227,9 Mio. € steigt sehr deutlich um 20,5 Mio. 
€ gegenüber dem Vorjahr. Der Anteil an den Gesamterträgen steigt damit um rd. 2,8 %. 

Veränderungen zum Vorjahr (Plan) 

Transferaufwand: 

72,2 %  71,6 %  - 0,6% 
Personal, Versorgung: 

19,1 %  20,0 %  + 0,9% 
Sach-/Dienstleistungen: 

4,6%       4,5 %   - 0,1% 
Zinsen, AfA: 

2,1%       2,4 %    + 0,3% 
Sonstige: 

2,4%        2,4 %    0,0% 
Globaler Minderaufwand: 

-0,3%       -0,9 %   -0,6% 

Die Gesamtaufwendungen steigen gegenüber dem Vorjahr um 18,3 Mio. € auf nunmehr 656.540 
T€, wobei diese Änderung im Wesentlichen auf die Erhöhung der Personalkosten und der Zinsauf-
wendungen beruht. Auf die nachfolgenden Ausführungen wird verwiesen. 

Der globale Minderaufwand wurde ggü. dem Vorjahr von 2 Mio. € auf 6 Mio. € deutlich erhöht. In 
2024 werden alle Anstrengungen zu unternehmen sein, um dieses Ziel auch zu erreichen. Die der 
Politik vorgelegte Vorschlagsliste aus der Aufgaben- und Strukturanalyse wird hierfür eine maßgeb-
liche Grundlage sein. 
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Die prozentuale Verteilung der Aufwandspositionen zeigt aber wieder deutlich die erhebliche Be-
lastung / Beeinflussung des Kreishaushalts u.a. durch die Sozialleistungen und identifiziert auch 
nochmals die wesentlichen Risikofaktoren. 

4.3. Zur Entwicklung einzelner Ertrags- und Aufwandsarten: 

Steuern und ähnliche Abgaben: 

Die Steuern und Abgaben werden gegenüber der Planung des Vorjahres leicht reduziert und in Höhe 
von 5,4 Mio. € in das Budget eingestellt. Der Kreis verfügt über keine eigenen Steuererträge, im 
Kreishaushalt werden hier ausschließlich die Ausgleichszahlungen der Landesersparnis Wohngeld nach 
§ 7 AG SGB II verbucht. 

Die Planung orientiert sich an den Ergebnissen der Vorjahre und geht von einem leicht rückläufigen 
Trend aus, der sich an einer Modellrechnung des Landkreistages für 2024 orientiert. Die Entwicklung 
wird beeinflusst von den im Landeshaushalt bereitgestellten Mitteln insgesamt und der Entwicklung 
der KdU SGB II im Kreis Lippe im Vergleich zum Land NRW insgesamt. 

Hier setzt sich auch der seit Jahren anhaltende Trend fort, dass die im Landeshaushalt insgesamt zur 
Verfügung stehenden Kompensationsmittel nicht ausreichend sind und Aufstockungen auf Landes-
ebene durch die überproportionale Kostensteigerung in den Ballungszentren nicht nur aufgezehrt, 
sondern im Ergebnis zu einer seit Jahren rückläufigen Förderung auf Kreisebene führen. 

Zuwendungen und allgemeine Umlagen: 

Die Zuwendungen und allgemeinen Umlagen steigen 2024 gegenüber dem Planjahr 2023 um rd. 33,4 
Mio. €. Wesentliche Effekte resultieren aus der Anhebung der allg. Kreisumlage um rd. 20,5 Mio. €, 
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der Jugendamtsumlage um 6,8 Mio. €. Weitere Veränderungen in Höhe von rd. 6,1 Mio. € ergeben 
sich bei den diversen Zuweisungen des Landes für lfd. Zwecke und korrespondieren weitgehend mit 
entsprechen erhöhten bzw. verminderten Transferaufwendungen, wesentliche Effekte ergeben sich 
wie folgt: 

 Zuweisungen Land Europawahl 02 05 03 350 T€ 
 Zuweisungen Land Tagesbetreuung 05 03 03 5.460 T€ 
 Zuweisungen Land Gesundheit (Corona) 07 01 02 - 780 T€ 
 Zuweisungen Land – Landschaftspflege 13 01 02 115 T€ 
 Zuweisungen Land für ÖPNV 15 01 02 1.900 T€ 
 Zuweisungen Land – Schlüsselzuweisungen 16 01 01  - 400 T€ 
 Zuweisung Land – Ukraine-Kriegsfolgekosten 16 01 01  250 T€ 

Weitere veränderte Projektförderungen sind in den einzelnen Produkten dargestellt, auf die dortigen 
Ausführungen wird verwiesen. 

Nachdem der Anteil an den ord. Erträgen 2023 einmalig rückläufig ist – hier wirkt sich die massive 
Anhebung der Planungen KdU SGB II verbunden mit höheren Kostenerstattungen des Bundes aus – wird 
2024 wieder das Niveau der Jahresrechnung 2022 erreicht. 2025 steigt der Anteil nochmals auf rd. 70 
%, da dann aufgrund des Verzehrs der Ausgleichsrücklage nochmals eine strukturelle Anpassung insb. 
der Allg. Kreisumlage erforderlich wird. 

Sonstige Transfererträge: 

Die sonstigen Transfererträge sinken leicht um rd. 340 T€ auf nunmehr 5,4 Mio. €, die Effekte ver-
teilen sich auf den PB 05 – Soziale Leistungen – in Höhe von - 80 T€ und den PB 06 – Kinder, Jugend- 
und Familienhilfe in Höhe von - 260 T€. Im Bereich der Jugendhilfe werden zunächst erhöhte Transer-
träge (+ 40 T€) im Bereich der Kindertageseinrichtungen erwartet, bei den Hilfen zur Heimerzie-
hung war gleichzeitig der Ansatz für Leistungen anderer Sozialleistungsträger dagegen um 300 T€ zu 
reduzieren und an die Ergebnisse der Vorjahre anzupassen. 

Bei den Unterhaltsvorschussleistungen resultieren rückläufige Effekte in den Finanzplanjahren u.a. 
aus sukzessive sinkenden Kostenerstattungen UVG (Zentralisierung Unterhaltsrückgriff für Neufälle). 
Der prozentuale Anteil der sonstigen Transfererträge an den ordentlichen Erträgen bleibt im gesamten 
Finanzplanungszeitraum unverändert bei rd. 0,8 %. Hier wirken sich u.a. verschiedene Zugangserleich-
terungen zu den Sozialleistungsgesetzen (Angehörigenentlastungsgesetz etc.) aus. 
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Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte: 

Die öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte (Verwaltungs- und Benutzungsgebühren) steigen gegen-
über dem Vorjahr um rd. erneut um rd. 4,2 Mio. € (2023: + 3,3 Mio. €). Die Veränderungen resultieren 
insbesondere aus geplanten Steigerungen bei den Rettungsdienstgebühren (+ 3,6 Mio. €), darüber 
hinaus sind verschiedene Gebührenanpassungen auch im Rahmen der Haushaltskonsolidierung in das 
Budget eingeplant 

 Fleischbeschaugebühren (+ 15 T€ ggü. Plan 2023; + 75 T€ ggü. Ergebnis 2022) 
 Einbürgerungen – Anpassung an steigende Antragszahlen (+85 T€) 
 Verkehrsüberwachung – Anpassung an Budgetentwicklung (+ 175 T€) 
 Umtausch Führerscheine – Anpassung wegen Umtauschpflicht (+ 250 T€) 
 sonstige weitere Veränderungen 

Auch in den Finanzplanjahren werden weitere moderate Steigerungen erwartet und wurden in das 
Budget eingestellt. Dabei hält aktuell die Ertragsentwicklung nicht mit der Entwicklung der ordentli-
chen Erträge insgesamt stand, der prozentuale Anteil ist hier leicht rückläufig. U.a. ist dies darauf 
zurückzuführen, dass perspektivisch notwendige Anpassungen des allg. Gebührenrahmens durch das 
Land NRW im Finanzplanungszeitraum ohne konkrete Anhaltspunkte nicht in die Planung eingestellt 
werden können. 

Privatrechtliche Leistungsentgelte: 

Die privatrechtlichen Leistungsentgelte bewegen sich weiter auf Vorjahresniveau und wurden mode-
rat um 100 T€ angepasst. Diese Entwicklung wird auch durch das Ergebnis der Jahresrechnung 2022 
bestätigt, die Planung wird im Finanzplanungszeitraum moderat fortgeschrieben, gravierende Verän-
derungen sind nicht zu erwarten. Schwerpunktmäßig handelt es sich um Miet- und Pachtzahlungen 
Dritter. 
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Kostenerstattungen und Kostenumlagen: 

Die Kostenerstattungen und Kostenumlagen gehen gegenüber dem Vorjahr deutlich um rd. - 5,9 Mio. 
€ zurück und werden auch im Finanzplanungszeitraum moderat auf diesem Niveau fortgeschrieben. 
Die Veränderungen resultieren aus rückläufigen Planungen im Bereich der existenzsichernden Hilfen 
nach SGB II und XII und den korrespondierend sinkenden, vorgesehenen Kostenbeteiligungen von Bund 
und Land. 

Daneben wurden diverse Abrechnungsmodalitäten im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit an-
gepasst (u.a. Personal- und Beihilfeabrechnung; IT-Dienstleistung; Kooperation Jobcenter; Brand-
schau etc.). Weitere Veränderungen ergeben sich wie folgt: 

 Abschluss Zensus in 2023, Wegfall Kostenerstattung 01 04 07 - 423 T€ 
 Kostenerstattung Land NRW Digitalisierung Ausländeramt 02 04 01 135 T€ 
 Kostenerstattung Personal Jobcenter Lippe 05 03 01  1.582 T€ 
 Leistungsbeteiligung Bund KdU SGB II 05 03 01 - 9.865 T€ 
 Leistungsbeteiligung Bund GSiG Alter 05 03 02  1.595 T€ 
 Kostenerstattung Jugendhilfeträger (UMA)  PB 06 1.285 T€ 

Durch die auch im Finanzplanungszeitraum vorgesehenen Anpassungen bleibt der Anteil an den or-
dentlichen Erträgen weitgehend konstant bei rd. 20 %. 

Sonstige ordentliche Erträge: 

Die sonstigen ordentlichen Erträge verbessern sich gegenüber der Planung des Vorjahres um rd. 210 
T€, die Planung wird durch das Rechnungsergebnis 2022 und die Budgetentwicklung 2023 gestützt. 
Die Veränderungen resultieren insbesondere aus den Erträgen aus Verwarn-, Buß- und Zwangsgeldern 
und sind im Finanzplanungszeitraum entsprechend fortgeschrieben. 
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Aktivierte Eigenleistungen: 

Die aktivierten Eigenleistungen bewegten sich in der Jahresrechnung 2022 bei rd. 200 T€. Nachdem 
verschiedene - mit eigenem Personal betreute Großbauprojekte - abgeschlossen bzw. zeitnah fertig 
gestellt werden, wurde die Planung für 2024 ff. moderat angepasst und zunächst mit 150 T€ in die 
Planung eingestellt. 

Personal- und Versorgungsaufwendungen: 

Die Personal- und Versorgungsaufwendungen 2024 orientieren sich am aktuellen Stellenplan und stei-
gen im Finanzplanungszeitraum jährlich um 2,0 %. Für 2024 wurden der Tarifabschluss für die Be-
schäftigten und die Besoldungsanpassung für die Beamten und Beamtinnen im Jahr 2024 einge-
plant, darüber hinaus wurde wie in 2023 für 2024 und die Finanzplanjahre ein Fluktuationsab-
schlag  vorgesehen. 

Die Orientierungsdaten 2023 bis 2027 des Landes NRW für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzpla-
nung der Gemeinden und Gemeindeverbände im Land NRW5 verzichten aufgrund der aktuellen Krisen-
lagen und der hiermit verbundenen außergewöhnlichen Umstände für die Aufgabenwahrnehmung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände in diesem Jahr erneut darauf, den Kommunen Orientierungs- bzw. 
Zielwerte für die Entwicklung der Aufwendungen im Finanzplanungszeitraum vorzugeben. Die bisher 
im Vergleich zur tatsächlichen Entwicklung sehr moderate Empfehlung des Landes aus den Vorjahren 
wurde daher beibehalten. 

Die detailliert anhand der tatsächlichen Stellenbesetzung geplanten Aufwendungen des Jahres 2024 
wurden entsprechend für den Finanzplanungszeitraum fortgeschrieben. Dabei kann eine Steigerungs-
rate von 2,0 % – auch unter Berücksichtigung der aktuell geforderten Tarifanpassungen - nur erreicht 
bzw. eingehalten werden bei weiterhin strikter Haushaltskonsolidierung und kritischer Prüfung von 
geforderten Stellennachbesetzungen bzw. Stellenmehrungen. 

Der Personalaufwand ist in den letzten Jahren – u.a. bedingt durch die Rekommunalisierung von Auf-
gabenmehrungen aller Art (u.a. Rettungsdienst, Leitstelle, Gesundheitsamt, Ausländerbehörde, In-
tegrationsamt, Jugend- und Eingliederungshilfe) – kontinuierlich auf rd. 20,0 % der ordentlichen Auf-
wendungen angestiegen und bewegt sich auch 2024 ff. weiter auf diesem Niveau.  2023 war vorüber-
gehend aufgrund des massiven Kostenaufwuchses im Bereich der Transferaufwendungen mit einen 
Anteil von rd. 19,1% geplant worden. 

5 RErl. MHKBG NRW vom 16.08.2023 
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Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen: 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen steigen 2024 absolut um rd. 625 T€ gegenüber dem 
Vorjahr auf rd. 29,8 Mio. €. Hier machen sich insbesondere deutlich erhöhte Energie- und Bewirt-
schaftungskosten in der Gebäudewirtschaft (+ 460 T€) bemerkbar, in Höhe von 330 T€ handelt es sich 
durch zentrale Bewirtschaftung (Synergieeffekte) hier allerdings um Kostenverlagerungen aus dem 
Bildungsbereich. Erhöhte Aufwendungen ergeben sich u.a. für IT-Sicherheit (+ 270 T€). Auch im Pro-
duktbereich 2 – Sicherheit und Ordnung – sind Mehraufwendungen von rd. 225 T€ zu verzeichnen (er-
höhte Kosten EU-Führerscheine  und – gebührenrefinanziert – höhere Unterhaltungskosten der Ret-
tungswachen. 

Im Produktbereich 3 – Bildung - entfallen durch zentrale Veranschlagung die Bewirtschaftungskosten 
für das Innovation Spin in Lemgo. Aufgrund der tariflichen Steigerungen erhöht sich im Produktbereich 
5 – Soziale Leistungen – der durch den Kreis Lippe zu tragende Verwaltungskostenanteil der Jobcenter 
Lippe AöR um  rd. 350 T€. Im Produktbereich 7 – Gesundheitsdienste – sind Personal- und Sachkosten-
erstattungen an Dritte (Kontaktnachverfolgung) in Höhe von 250 T€ entfallen, im  Bereich der Natur- 
und Landschaftspflege (PB 13) ergeben sich Minderaufwendungen von rd. 250 T€ (u.a. Begaauenpro-
jekt, Maßnahmen in Schutzgebieten). Weitere Mehraufwendungen von rd. 100 T€ ergeben sich für den 
Wilbaser Markt und die Senioreneinrichtungen im Rahmen der Bauunterhaltung. 
m Finanzplanungszeitraum wird mit wieder moderat sinkenden Bewirtschaftungskosten geplant, die 
Aufwendungen pendeln sind auf rd. 28,6 Mio. € ein. Insgesamt zeigt sich ein prozentualer Rückgang 
an den ordentlichen Aufwendungen bedingt durch die überproportional steigenden Transferaufwen-
dungen. 

Bilanzielle Abschreibungen: 

Die bilanziellen Abschreibungen für 2024 ff. steigen absolut moderat aufgrund der Fertigstellung di-
verser Baumaßnahmen, insgesamt ist der prozentuale Anteil an den ord. Aufwendungen aber auch 
hier – aufgrund der überproportional steigenden Transferaufwendungen – weiter rückläufig. 
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Ab 2026 wirkt sich die nach NKF-CUIG vorgesehene  lineare, erfolgswirksame  Abschreibung der Bilan-
zierungshilfe für Pandemie- und Ukraine-Kriegsfolgeschäden aus. Zunächst wird hier mit einer Ab-
schreibung der bilanzierten Folgeschäden von derzeit rd. 57,8 Mio. € (Rechnungsergebnisse 2020 bis 
2022, Planung 2023) über einen Zeitraum von 30 Jahren geplant, über die weitere konkrete Vorge-
hensweise wird – unter Berücksichtigung der weiteren Entwicklung der kommunalen Haushalte – spä-
testens mit Aufstellung der Haushaltssatzung 2026 zu entscheiden sein. 

Transferaufwendungen: 

Die Transferaufwendungen steigen 2024 – trotz gebremstem Energiepreisanstieg -  weiter deutlich von 
bisher 461,4 Mio. € um rd. 7,4 Mio. € auf ein Niveau von nunmehr 469,8 Mio. €, dies entspricht einer 
Steigerungsrate von rd. 1,2 %. In den Folgejahren wird derzeit ein weiterer deutlicher Anstieg der 
Aufwendungen prognostiziert, dies insbesondere auch mit Blick auf die für 2025 erwartete, nochmals 
deutlich steigende Landschaftsumlage. Allerdings sind diese Annahmen mit erheblichen Unwägbarkei-
ten verbunden, da die Kostenentwicklung ganz wesentlich auch von der weiteren Entwicklung der 
Ukraine-Krise und der Energiekosten abhängt. 

Im Wesentlichen sind hier die Transferleistungen in der Sozial- und Jugendhilfe, aber auch die Zah-
lungen der Landschaftsverbandsumlage sowie die Betriebskostenzuschüsse an die Eigenbetriebe ver-
anschlagt. In der Kostenentwicklung 2024 ist insbesondere auf folgende Veränderungen hinzuweisen: 

 Wahlen – Zuweisungen Gemeinden Europawahl 02 05 03  325 T€ 
 Hilfen zur Pflege stationär 05 02 02 - 1.350 T€ 
 Hilfen bei Behinderung 05 02 04 800 T€ 
 Grundsicherung Arbeitsuchende 05 03 01 - 18.600T€ 
 Hilfen zum Lebensunterhalt 05 03 02 140 T€ 
 Grundsicherung im Alter 05 03 03 1.510 T€ 
 Förderung soziale Einrichtungen und Dienste 05 03 06 - 400 T€ 
 Integration – Beendigung diverser Projekte 05 04 01 -210 T€ 
 Betriebskosten Kindertageseinrichtungen 06 01 01 7.570 T€ 
 Eingliederungshilfe SGB VIII 06 03 02 660 T€ 
 Heimerziehung 06 03 03 2.390 T€ 
 Stützung ÖPNV – Pandemie- und Ukraine-Kriegsfolgen 15 01 02 3.660 T€ 
 Betriebskostenzuschuss EB Schulen 15 01 03 920 T€ 
 Betriebskostenzuschuss EB Straßen  1.040 T€ 
 Landschaftsumlage 16 01 01 9.745 T€ 

Die dargestellten Transferaufwendungen sind teilweise gegenfinanziert durch entsprechende Zu-
weisungen / Kostenbeteiligungen von Bund und Land, auf die detaillierten Produktdarstellungen 
wird verwiesen. 
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Orientierungsdaten Landes NRW für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände im Land NRW liegen aufwandseitig nicht vor, so dass die weitere Entwick-
lung anhand eigener Prognosen und Erwartungen fortgeschrieben wurde. Auch hier zeigt sich die 
immer stärker werdende Belastung der kommunalen Haushalte insbesondere durch die Soziallas-
ten, der Anteil an den ordentlichen Aufwendungen steigt sukzessive weiter an. 

Bereinigt man die dargestellte Zeitreihe um den „Ausreißer“ in der Planung 2023 (befürchtete 
Energiepreissteigerungen; Kostenexplosion KdU SGB II), zeigt sich sehr anschaulich die linear von 
Jahr zu Jahr ansteigende Kostenlast des Kreishaushalts insbesondere im Bereich der sozialen Si-
cherung. 

Sonstige ordentliche Aufwendungen: 

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen steigen um rd. 775 T€ auf nunmehr 16,0 Mio. € und sind 
im Finanzplanungszeitraum wieder leicht rückläufig. Kostensteigerungen ergeben sich insbesondere 
in den Produktbereichen 01  - Innere Verwaltung (+ 230 T€) und 02 – Sicherheit und Ordnung (+ 670 
T€) u.a. durch steigende Portogebühren / Poststelle und erhöhte Aufwendungen Wartungsverträge im 
IT-Support und erhöhte Beschaffungskosten insbesondere im Rettungsdienst. In Relation zum ordentli-
chen Aufwand bleibt der prozentuale Anteil konstant bei rd. 2,4 %. 

Finanzerträge: 

Die Finanzerträge werden für den Haushalt 2024 rückläufig in Höhe 2,2 Mio. € eingestellt, hier werden 
die Ausschüttungen der Sparkassen aufgrund der aktuellen Konjunkturentwicklung nochmals als in den 
Vorjahren erwartet und sind weiterhin mit Unwägbarkeiten verbunden. Die Planung 2024 wurde dabei 
an der Ausschüttung des Jahres 2023 orientiert, die ebenfalls hinter der Planung 2023 zurückbleibt. 
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Tendenziell wird für die Finanzplanjahre wieder eine sukzessiv steigende Ausschüttung auf Vor-Krisen-
Niveau erwartet. Die prozentuale Darstellung orientiert sich hier an den Gesamterträgen (ohne au-
ßerordentliches Ergebnis). 

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen: 

Die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen werden voraussichtlich von 2023 nach 2024 unter Be-
rücksichtigung des geplanten Investitionsvolumens und der aktuell wieder gestiegenen Marktzinsen 
um rd. 1,7 Mio. € ansteigen, für die Folgejahre sind weitere Anpassungen eingeplant. 

Eine spürbare Zinsbelastung ergibt sich dabei aufgrund des aktuellen Zinsniveaus insbesondere auch 
für Liquiditätsdarlehen, nachdem die Haushalte 2022 und 2023 und auch die Planung 2024 noch be-
wusst nicht strukturell auskömmlich aufgestellt wurde/wird. Das zum Jahresende 2022 nahezu voll-
ständig zurückgeführte Kreditniveau für Liquiditätsdarlehen (Bestand 31.12.2022: 2,3 Mio. €) wird bis 
Ende 2024 voraussichtlich wieder auf einen Betrag von bis zu 56 Mio. € anwachsen. 

Nachdem in den letzten Jahre kurzfristige Liquiditätsdarlehen zum Nullzinssatz aufgenommen werden 
konnten, sind hier nunmehr bei steigenden Liquiditätsbedarf auch wieder entsprechend höhere Zins-
belastungen einzustellen. 

Belastend wirkt sich hier auch aus, dass z.B. im Bereich der existenzsichernden Leistungen (insb. 
Grundsicherung im Alter) die Kostenerstattung des Bundes erst quartalsweise rückwirkend erstattet 
wird, d.h. Aufwendungen von rd. 10 Mio. € monatlich sind bis zu 4 Monate vorzufinanzieren und be-
lasten die Liquidität. 

Eine detaillierte Übersicht der wesentlichen Veränderungen von Ertrag und Aufwand 2024 im Ver-
gleich zum Vorjahr ist dem Vorbericht als Anlage ( Anlage 12 - Teil 1b – Anlagen zum Haushaltsplan) 
beigefügt. 

4.4. Grafische Übersicht nach Produktbereichen 

Das der Kreishalt ganz wesentlich durch soziale Leistungen im Bereich der Sozial- und Jugendhilfe 
geprägt wird, ist auch in der nachfolgenden Grafik der Brutto- und Nettobelastungen je Produktbe-
reich nochmals gut erkennbar. Hier bilden die Bereiche 05 – Soziale Leistungen – und 06 – Kinder-, 
Jugend- und Familienhilfe die absoluten Spitzen ab. 
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5. Haushaltsausgleich; Ausgleichsrücklage; Eigenkapital 

Gemäß § 75 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW – GO NRW 6 - muss der Haushalt in jedem Jahr in Planung 
und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe 
des Gesamtbetrages der Aufwendungen erreicht oder übersteigt. Diese Verpflichtung gilt als erfüllt, 
wenn der Fehlbedarf im Ergebnisplan und der Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung durch Inanspruch-
nahme der Ausgleichsrücklage gedeckt werden können. 

Von der Möglichkeit der Veranschlagung einer pauschalen Kürzung von Aufwendungen bis zu einem 
Betrag von 1 Prozent der Summe der ordentlichen Aufwendungen (globaler Minderaufwand) wurde 
im Rahmen der Haushaltsplanung 2022 erstmalig Gebrauch gemacht u.a. mit Blick auf die angestoßene 
umfassende Aufgaben- und Strukturanalyse für den Kreishaushalt. Das angestrebte Konsolidierungs-
potenzial von 2 - 4 Mio. € jährlich konnte dabei nach aktuellem Sachstand im Budgetvollzug 2023 – 
u.a. gestützt durch die vom Kämmerer am 13.09.2023 verfügte haushaltswirtschaftliche Sperre - er-
reicht werden. Die entsprechenden Potenziale wurden nachhaltig auch in die Budgetplanung 2024 
aufgenommen und wirken insoweit fort. 

Aufgrund der erheblichen finanziellen Herausforderungen für die gesamte kommunale Familie wurde 
2024 die Haushaltskonsolidierung fortgeführt. Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen (vgl. Vorlage 
KT 11.12.2023 – Eckwertbeschluss) wird eine Liste freiwilliger Leistungen oder auch gesetzlich gere-
gelter Leistungen, die von der Höhe her als teilweise disponibel eingestuft werden (Abläufe, Qualität, 
Quantität, Wirkungen), zu diskutieren sein.  Es wird zu entscheiden sein, welche der dort genannten 
Maßnahmen, Leistungen und Beträge künftig nicht mehr oder anders erbracht werden oder eingespart 
werden sollen. 

Da zum heutigen Zeitpunkt noch nicht abgesehen werden kann, bei welchen der genannten Vorschläge 
konkret eine positive Beurteilung mit welcher Summe durch Verwaltung und Politik gemeinsam  mög-
lich erscheint oder nicht, hat der Gesetzgeber u.a. für diesen Fall die Möglichkeit eröffnet, einen 
globalen Minderaufwand in den Haushalt einzustellen. Nach der dargestellten Entwicklung der finan-
ziellen Rahmenbedingungen und des in der Liste theoretisch aufgezeigten Potenzials erscheint ein 
weiteres Einsparvolumen in Höhe von 6 Millionen € möglich aber leider auch notwendig. 

Ziel ist es, die schlechten finanziellen Rahmenbedingungen für die Kommunen sowohl für das Haus-
haltsjahr 2024 als auch für die Folgejahre ein Stück weit abzufedern und andererseits auch bewährte 
Leistungen des Kreises für Kommunen und Bürgerinnen und Bürger in Lippe soweit wie möglich wei-
terhin zu erbringen. Dabei darf nicht verkannt werden, dass die in den vergangenen Jahren erzielten 
Jahresabschlüsse positiver Art künftig schwieriger werden, wenn schon 2023 4 Mio. € Einsparungen 
und 3 Mio. Globalkürzungen abgezogen waren. 

Gleichwohl wird es nach derzeitigen Planungen erforderlich, ab dem Jahr 2024 eine deutliche Anpas-
sung der allg. Kreisumlage vorzunehmen, hierzu ist ein abschließender, einvernehmlicher Austausch 
mit den Kommunen final am 19.01.2024 erfolgt. 

Die Ausgleichsrücklage beläuft sich zum Stichtag 31.12.2023 auf aktuell 40,4 Mio. €. Die Beschluss-
fassung über den Jahresabschluss 2022 ist bereits in der Kreistagssitzung am 11.12.2023 erfolgt, 
der festgestellte Jahresfehlbetrag in Höhe von – 8.692 T€ wurde bereits der Ausgleichsrücklage 
entnommen. 

6 Darstellung aufgrund der aktuellen Rechtslage, zu den beabsichtigten Änderungen 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz wird 
auf die Darstellung zu Ziffer x.x.x. verwiesen 
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Für 2023 ist zum Haushaltsausgleich eine Entnahme aus der Ausgleichsrücklage i.H.v. - 15,8 Mio. 
€ vorgesehen. Nach aktuellen Hochrechnungen wird davon ausgegangen, dass sich die Jahresrech-
nung im Rahmen der Planung bewegen wird, die Berechnung der Pensionsrückstellungen 2023 ist 
hier insbesondere noch abzuwarten. 

Für die weitere Darstellung kann unterstellt werden, dass für den Haushaltsausgleich 2024 ff. ein 
Bestand der Ausgleichsrücklage in Höhe von rd. 24,6 Mio. € (40,4 Mio. € - kalk. Fehlbetrag 2023: - 
15,8 Mio. €) zur Verfügung steht. 

Die Entwicklung der Ausgleichsrücklage kann der nachstehenden Übersicht entnommen werden und 
ist auch grafisch nochmals entsprechend für den Finanzplanungszeitraum (Jahresrechnung Vorvorjahr 
- 2023 – 2024 – und 3 Finanzplanjahre – 2025 bis 2027) aufbereitet. 

Die Betrachtung wird dabei auf den 01.01.2006 (Eröffnungsbilanz) und die weitere Entwicklung ab 
2014 beschränkt, seinerzeit war die in der Eröffnungsbilanz eingestellte Ausgleichsrücklage durch 
Haushaltsfehlbeträge der Vorjahre bis auf einen Restbestand von rd. 3 Mio. € abgeschmolzen. Nach-
dem in der Folge durch positive Jahresergebnisse zum 31.12.2020 wieder der ursprüngliche Bestand 
der Ausgleichsrücklage erreicht wird, wird die Ausgleichsrücklage nach derzeitiger Planung in nur 4 
Jahren infolge der multiplen Krisenlagen und der unzureichenden Gegenfinanzierung der sozialen 
Leistungen vollständig aufgezehrt. 

Nach § 7 Abs. 2 Ziffer 3 KomHVO soll im Vorbericht u.a. dargelegt werden, wie sich das Jahreser-
gebnis und das Eigenkapital im Haushaltsjahr und in den dem Haushaltsjahr folgenden drei Jahren 
entwickeln werden und in welchem Verhältnis diese Entwicklung zum Deckungsbedarf des Finanzplans 
steht. 

Ein in den vergangenen Jahren stets angestrebter Sockelbestand der Ausgleichsrücklage wird aktuell 
mit Blick auf die aktuelle Haushaltssituation der Kommunen nicht weiter verfolgt, wenngleich noch-
mals betont werden muss, wie hilfreich es in den aktuellen Krisenlagen seit 2020 war, hier auf ein in 
den zurückliegenden Jahren aufgebautes Polster zurückgreifen zu können. Insoweit ist es folgerichtig, 
die in den vergangenen Jahren erzielten positiven Jahresergebnisse über eine modifizierte Festset-
zung der Allg. Kreisumlage an die Kommunen zurückzuführen. 

Haushaltsjahr Jahresergebnis Bestand 31.12. d. Jahres

01.01.2006 50.012.396 €

Ergebnis 2014 -1.397.400 € 3.169.671 €

Ergebnis 2015 2.941.498 € 6.111.169 €

Ergebnis 2016 6.356.152 € 12.467.322 €

Ergebnis 2017 4.977.719 € 17.445.041 €

Ergebnis 2018 4.237.545 € 21.682.586 €

Ergebnis 2019 5.156.524 € 26.839.110 €

Ergebnis 2020 23.379.304 € 50.218.414 €

Ergebnis 2021 -1.082.140 € 49.136.274 €

Ergebnis 2022 -8.691.915 € 40.444.359 €

Plan 2023 -15.839.962 € 24.604.397 €

Plan 2024 -24.371.982 € 232.415 €
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Nach derzeitiger Planung wird allerdings bereits 2024 nach derzeitiger Planung die Ausgleichsrücklage 
des Kreises Lippe nahezu vollständig erschöpft sein, die weitere Entwicklung der kommunalen Haus-
halte im Jahr 2023 und die unterjährige Budgetentwicklung 2024 wird für die weiteren Planungen in 
den Blick zu nehmen sein. 

Der Einsatz der Allg. Rücklage zum Haushaltsausgleich wird für den Finanzplanungszeitraum zunächst 
nicht in den Blick genommen, auch die Einplanung eines höheren globalen Minderaufwands wird – wie 
bereits ausgeführt – als nicht realitätsnah angesehen. Die mit dem Entwurf des 3. NKF-Weiterentwick-
lungsgesetzes eröffnete Möglichkeit der Planung eines Haushaltsfehlbetrages erscheint für einen Um-
lagehaushalt ebenfalls nicht zielführend, da ein Ausgleich innerhalb des Finanzplanungszeitraumes 
anzustreben ist. 

Aktuell wird der Haushalt in der Mittelfristplanung daher durch weiterhin strikte Ausgabedisziplin, 
Ausschöpfung vorhandener Einnahmemöglichkeiten, Einplanung eines globalen Minderaufwands von 6 
Mio. € p.a. und eines Fluktuationsabschlages bei den Personalkosten und Anpassung der Kreisumlagen 
ausgeglichen. Die weitere Entwicklung ist kritisch zu begleiten, die Forderung an Bund und Land nach 
einer auskömmlichen Finanzausstattung nochmals nachdrücklich zu unterstreichen. 

Feststellungen zur Finanzplanung und Finanzmittelentwicklung: 

 Aufgrund der erreichten Verständigung zur Fortschreibung der Allgemeinen Kreisumlage 2024 wird im lau-
fenden Haushaltsjahr die Ausgleichsrücklage vollständig zum teilweisen Haushaltsausgleich herangezogen 

 Diese Planung geht zwangsläufig einher mit einem in den Finanzplanjahren wieder deutlich steigenden Be-
stand an Liquiditätsdarlehen, auf die nachfolgenden Ausführungen wird verwiesen. 

 Die weitere Entwicklung der direkten und indirekten Soziallasten  (SGB II; IX und XII; LWL-Umlage) und der 
vollständige Verzehr der Ausgleichsrücklage bereits 2024 führen 2025 – soweit derzeit absehbar - notwendi-
gerweise nochmals zu einem deutlichen Anstieg der allg. Kreisumlage. 
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 Zur nachhaltigen Entlastung des Kreishaushalts und der kommunalen Haushalte wird der bereits 2022 einge-
leitete strategische Aufgaben-Planungsprozess verbunden mit einer umfassenden Aufgabenkritik fortge-
führt. Zahlreiche Vorschläge sind bereits ergebnisverbessernd in das Budget eingeplant (2023 = 6 Mio. €). Es 
wird ein weiteres Konsolidierungspotenzial von 6 Mio. € jährlich (< 1% der Haushaltsvolumens als globaler 
Minderaufwand in das Budget eingestellt, um 3 Mio. € wird der Personalaufwand p.a. reduziert. 

5.1. Chancen und Risiken der Planung 

 Folgewirkungen Pandemie- und Ukrainekrise 

Neben erheblich steigenden Belastungen für die sonstigen existenzsichernden Hilfen nach SGB II und 
SGB XII ergeben sich u.a. deutlich höhere Bewirtschaftungskosten für die Kreisliegenschaften. Nicht 
zuletzt im Bereich der stationären Hilfen nach SGB VIII und XII sind erhebliche Entgeltsteigerungen 
bei den Pflegesätzen zu erwarten, daneben sind mittel- und langfristige Folgewirkungen für die Wirt-
schaft und den Arbeitsmarkt vor Ort weiterhin kaum einschätzbar und beinhalten zusätzliche finan-
zielle Risiken. 

Im Budget 2024 ff. ist ein Betrag in Höhe von 1,85 Mio. € im Zusammenhang mit der Weiterleitung 
von Bundesmitteln zur Beteiligung an den Flüchtlingskosten veranschlagt. Gem. Vereinbarung des 
Bundeskanzlers mit den RegierungschefInnen der Länder vom Nov. 2023 sind für die Jahre ab 2024 
pauschale Entlastungen von 1,25 Mrd. € vorgesehen. Ferner sind pro Asylbewerber p.a. 7.500 € Er-
stattungen vom Bund an die Länder vorgesehen, es ist allerdings noch kein Verteilschlüssel in NRW 
bekannt. 

Die vollständige Weiterleitung der Bundesmittel an die kommunale Ebene unterstellt, wurden unter 
Anwendung des gleichen Verteilmodus wie 2023 in den Kreishaushalt Zuweisungsbeträge von 1,85 Mio. 
€ eingestellt, vgl. Produkt 16 01 01 – Steuern, Zuweisungen und Umlagen. 

 Arbeitsmarkt und Steueraufkommen 

Die Finanzplanung berücksichtigt derzeit die in den Orientierungsdaten des Landes prognostizierten 
leichten Einbrüche bei den Zuweisungen im Rahmen des GFG 2024. Da sich trotz aller Pandemiebe-
lastungen Wirtschaft und Arbeitsmarkt bisher als relativ robust erwiesen haben, werden die Einbrüche 
des Steueraufkommens möglicherweise moderater ausfallen als angenommen. 

 Evaluation der Kostenbelastung in der Sozial- und Eingliederungshilfe 

Die Kommunalen Spitzenverbände und auch die Länder fordern nachdrücklich eine Evaluation der 
Kostenbelastungen in der Sozial- und Eingliederungshilfe. Hier wird ein dringender Handlungsbe-
darf wegen der aktuellen Kostenentwicklung in der Sozialhilfe, insbesondere in der Hilfe zur Pflege 
und in der Eingliederungshilfe, gesehen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) wurde 
bereits aufgefordert, die aus den Pflegestärkungsgesetzen, dem Bundesteilhabegesetz und dem An-
gehörigen-Entlastungsgesetz resultierenden finanziellen Mehrbelastungen der Länder insgesamt zu 
überprüfen und gemeinsam mit den Ländern Vorschläge für eine gerechte Lastenteilung zu entwi-
ckeln. 

Der Bund wurde auch durch die Bundesratsinitiative des Landes NRW in 2023 aufgefordert, gemeinsam 
mit den Ländern geeignete Wege zu finden, wie die Ausgaben bei der Eingliederungshilfe und der 
Sozialhilfe begrenzt und die diesbezüglichen Mehrbelastungen vollständig und dynamisch kompen-
siert werden. 
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Die einzelnen Reformstufen des BTHG sind nachstehend nochmals zusammengefasst dargestellt 
(Quelle: BMAS). 

Zu den Maßnahmen mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen gehörten: 

 verbesserte Einkommens- und Vermögensanrechnung, 
 Einführung Budgets für Arbeit und der anderen Leistungsanbieter, 
 neue Leistungskataloge für die soziale Teilhabe und die Teilhabe an Bildung, 
 Trennung Fachleistungen Eingliederungshilfe von Leistungen zum Lebensunterhalt, 
 Einführung eines trägerübergreifenden Teilhabeplanverfahrens sowie 
 Einführung von Frauenbeauftragten in den Werkstätten für behinderte Menschen. 

Im Jahr 2017 hat das BMAS eine Vorstudie zur Finanzuntersuchung vom Institut für Sozialforschung 
und Gesellschaftspolitik GmbH (ISG) anfertigen lassen. Die bisher – systemfremd - über eine Kosten-
beteiligung an den Kosten der Unterkunft SGB II geregelte Kostenbeteiligung des Bundes mit einem 
Prozentsatz von aktuell 10,2 % der Kosten der Unterkunft basiert auf Kostenschätzungen zur Einglie-
derungshilfe aus dem Jahr 2013. Bereits seinerzeit waren Kostensteigerungsraten von bis zu 6% jähr-
lich ausgemacht worden, aufgrund bundesweiter Aufwendungen für die Eingliederungshilfe von ca. 15 
Mrd. € hatten in der Koalitionsvereinbarung von 2013 die Koalitionsparteien CDU/CSU und SPD sich 
auf eine Kostenbeteiligung des Bundes von 5 Mrd. € verständigt. 

Diese wurde erstmals in voller Höhe 2018 umgesetzt. Wie bereits vorstehend ausgeführt, wurde auf-
grund der andauernden Kostenerstattung für flüchtlingsindizierte Unterkunftskosten jedoch z.B. die 
für 2019 vorgesehene Anpassung der Kostenerstattung von 10,2 auf 3,3% der KdU SGB II abgesenkt, 
für 2020 von ursprünglich 10,2 auf 2,7% und für 2021 auf nur 1,2 %. Erst nach Auslaufen der Kosten-
erstattung für flüchtlingsbedingte Kosten der Unterkunft erreicht 2022 die BTHG-Kostenerstattung 
wieder einen Prozentsatz von 10,2%. 

Die 2013 in Aussicht gestellten und in der Folge als sog. "Übergangsmilliarde" bereitgestellten Mittel 
in Höhe von insgesamt 5 Mrd. € bundesweit wurden zwischenzeitlich - trotz erheblicher BTHG-Leis-
tungsausweitungen - nicht dynamisiert, darüber hinaus wird die ursprünglich geplante Entlastung erst 
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mit deutlicher Zeitverzögerung erreicht und war über Jahre durch die kommunalen Haushalte vorzu-
finanzieren. Ursprünglich zugesicherte Entlastungseffekte werden mit Blick auf die Kostendynamik 
der Hilfen bei Behinderung und die zeitverzögerte Umsetzung bei weitem verfehlt und belasten die 
kommunalen Haushalte massiv. 

Eine Evaluation ist insoweit dringend geboten, wann und in welchem Umfang (frühestens ab 2025) 
weitere Entlastungseffekte für die kommunalen Haushalte generiert werden können, dies bleibt aber 
abzuwarten. Deutliche Verbesserungen sind dringend erforderlich, um die kommunale Handlungsfä-
higkeit aufrecht zu erhalten. 

 Kostenerstattung Flüchtlings-KdU 

Der Bund hat in den Jahren 2016 bis 2021 eine Kostenbeteiligung an den Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung für anerkannte Asylberechtigte und Schutzberechtigte in der Form umgesetzt, dass nach 
§ 46 Abs. 7 SGB II die Kostenerstattung KdU SGB II jeweils um einen landesspezifischen Wert herauf-
gesetzt wurde, dieser ist in der Folge durch Bundesbeteiligungs-Festlegungs-VO jährlich überprüft und 
auch nachträglich für die Vorjahre aufgrund der tatsächlichen Ist-Aufwendungen revidiert worden. 

Zuletzt wurde mit BBFestV 2021 die Kostenbeteiligungsquote von 10,2% gewährt, die Kostenbeteili-
gung ist 2021 ausgelaufen. Von Seiten der Kommunalen Spitzenverbände laufen Verhandlungen mit 
dem Bund, um sowohl für die 2015ff.-Bürgerkriegsflüchtlinge als auch für die Kriegsflüchtlinge aus 
der Ukraine eine den Aufwand deckende Kostenerstattung zu erlangen. Neben dem SGB II und dem 
SGB XII (hier trägt der Kreis die vollen Kosten) sind jedoch auch in vielen anderen Leistungsbereichen 
(Krankenhilfe, Eingliederungshilfe, Kita und Schule etc.) erhebliche, kriegsflüchtlingsbedingte Mehr-
aufwendungen zu verzeichnen. 

Die dem Kreis Lippe in 2024 zufließenden Erstattungen sind weiterhin unklar, eingeplant wurde nach 
den bisher vorliegenden Erkenntnissen und unter Berücksichtigung des Verteilmaßstabs des Vorjahres 
ein Kreisanteil von 1,8 Mio. €. Dieser ist allerdings bei weitem nicht ausreichend, die flüchtlingsbe-
dingten Haushaltsbelastungen zu kompensieren. 

6. Wesentliche Investitionen 

Nach § 7 Abs. 2 Ziffer 4 KomHVO soll im Vorbericht u.a. dargelegt werden, welche wesentlichen 
Investitionen, Instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen im Haushaltsjahr geplant sind und welche 
Auswirkungen sich hieraus für die Haushalte der folgenden Jahre ergeben. 

6.1. Übersicht Investitionsplan 

Zusammenfassend wird daher zunächst eine Übersicht der wesentlichen Investitionsmaßnahmen für 
die Folgejahre dargestellt. Wie ersichtlich, sind im Jahr 2024 und den Finanzplanjahren erhebliche 
Investitionen in das Anlagevermögen, hier insbesondere für Baumaßnahmen, geplant. Wesentlicher 
Faktor sind weiterhin die Abschlussarbeiten Sanierung Kreishaus (A: 2,3 Mio. €), Gesundheitszent-
rum Oerlinghausen (E: 0,2 Mio. €; A: 1,1 Mio. €) und Klimaerlebniswelt Oerlinghausen (E: 2,1 Mio. 
€; A: 2,6 Mio. €). Alle Projekte sollen unter Nutzung von Fördermitteln von Bund und Land bis 2024 / 
2025 umgesetzt werden. 
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Wegen weiterer detaillierter Sachverhaltsdarstellungen zu diesen Projekten wird auf die Produktblät-
ter (Teil III des Haushalts) verwiesen. Das Projekt Lippe Re_Klimatisiert ist schwerpunktmäßig bei 
dem Produkt 01 03 06 – Gebäudewirtschaft – dargestellt, das Projekt Klimaerlebniswelt Oerlingha-
usen ist bei dem Produkt 14 01 01 – Allgemeiner Klimaschutz – näher erläutert. Ausführungen zu 
den Gesundheitszentren finden sich bei Produkt 05 02 01 – Ambulante pflegerische Versorgung. 

Für diese Maßnahmen liegen Förderbescheide der Bezirksregierung Detmold vor. Das Projekt Lippe 
Re_Klimatisiert wird in den Jahren 2019 bis 2022 lt. Zuwendungsbescheid vom 02.08.2019 mit För-
dermitteln in Höhe von rd. 15,8 Mio. € unterstützt, für den InnovationSpin liegt der Förderbescheid 
vom 03.09.2019 über insgesamt 8,6 Mio. € für den Anteil des Kreises Lippe vor. Die Maßnahme wurde 
weitestgehend in 2023 abgeschlossen, für 2024 sind weitere Restarbeiten vorgesehen. 

Für das Gesundheitszentrum Oerlinghausen hat die Bezirksregierung mit Bescheid vom 22.10.2020 
eine Förderzusage aus Landes- und Bundesmitteln - Förderrichtlinie Stadterneuerung - erteilt, danach 
können die im Rahmen der Förderrichtlinie förderfähigen Kosten i.H.v. 1.159 T€ in vollem Umfang 
aus Landes- und Bundesmitteln bezuschusst werden, der Anteil der Bundesförderung beläuft sich auf 
33,28%, der Anteil der Landesförderung auf 66,72%. Die entsprechenden Fördermittel sind in den 
Jahren 2021 bis 2024 abrufbereit und entsprechend in das Budget eingeplant. Mit Bescheid vom 
23.02.2022 konnten weitere Fördermittel für die energetische Sanierung von Gebäuden als Billigkeits-
leistung des Landes NRW in Höhe von 163 T€ eingeworben werden. Die Fertigstellung ist 2024 vorge-
sehen. 

Als weiteres größeres Investitionsprojekt ist die Klimaerlebniswelt Oerlinghausen im Produkt 14 01 
01 – Allg. Klimaschutz – veranschlagt, das Gesamtinvestitionsvolumen beträgt aktuell rd. 8 Mio. €. 
Lt. vorliegender Förderzusage kann auch dieses Projekt mit Fördermitteln des Landes i.H.v 4,9 Mio. 
€ bezuschusst werden, eine Anpassung der Landesförderung aufgrund der Baukostensteigerungen 
wurde beantragt und eingeplant. Insbesondere aus diesen Projekten resultieren die erhebliche Insbe-
sondere aus diesen Projekten resultieren die erhebliche Investitionszuweisungen und auch die Aus-
zahlungen für die Baumaßnahmen im Projektzeitraum. Die Fertigstellung ist ebenfalls 2024 vorgese-
hen. 

Daneben wird weiterhin der U3-Ausbau in Kindertageseinrichtungen (Produkt 06 01 01 – E: 1,8 Mio. 
€; A: 2,0 Mio.€) mit entsprechender Landesförderung forciert. Weitere erhebliche Investitionsauszah-
lungen sind im PB 02 – Sicherheit und Ordnung – im Bereich des Bevölkerungsschutzes in Höhe von 
insgesamt rd. 8,4 Mio. € vorgesehen, davon allein gebührenrefinanziert im Rettungsdienst rd. 5,1 
Mio. € und anteilig refinanziert in der Leitstelle in Höhe von 1,1 Mio. €. Weitere erhebliche Investiti-
onsauszahlungen von rd. 44,8 Mio. € sind im PB 15 – Wirtschaft und Tourismus – veranschlagt, davon 
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allein 9,8 Mio. € als Investitionskostenzuschuss und 10 Mio. € als Eigenkapitalverstärkung für das Kli-
nikum Lippe und weitere 15 Mio. € als kurzfristige Ausleihung für die Kreisbeteiligungen, hier wird ein 
entsprechender Rückfluss noch im Haushaltsjahr unterstellt. 

Darüber hinaus sind insbesondere die Fördermittel des kommunalen Investitionsfördergesetzes – 2. 
Kapitel - zu vereinnahmen und an den Eigenbetrieb Schulen weiterzuleiten (Produkt 15 01 03 – Zufüh-
rungen an die Eigenbetriebe). 

Eine detaillierte Übersicht der Investitionsmaßnahmen ist dem Vorbericht als Anlage ( Anlage 13 
- Teil 1b – Anlagen zum Haushaltsplan) beigefügt. 

6.2. Maßnahmen kommunales Investitionsförderungsgesetz 

Aus Mitteln des Kommunalinvestitionsfördergesetzes - Kapitel 1 – wurden qualifizierte Sanierungs-
maßnahmen kommunaler Infrastruktur der nächsten Jahre (mit)finanziert. Zuwendungsempfänger der 
Fördergelder war/ist der Kreis Lippe, der Landesmittel an andere Träger weiterleiten kann.  Laut 
Bewilligungsbescheid vom 08.10.2015 wurden Mittel in Höhe von 5,453 Mio. € zugewiesen, der 
Verwendungszeitraum wurde durch verschiedene Gesetzesinitiativen mehrfach verlängert. 

Die bewilligten Fördermittel sind vollständig abgerufen, davon wurden an den EB Schulen Mittel i.H.v. 
1.576 T€ für energetische Sanierungsmaßnahmen weitergeleitet (Produkt 15 01 03 – Zuführung Ei-
genbetriebe). Fördermittel in Höhe von 3,503 Mio. € wurden für den Umbau des Quartierszentrums 
Echternstraße abgerufen, weitere Mittel in Höhe von 253 T€ wurden für den Austausch der Heizungs-
anlage Seniorenheim Blomberg und den Umbau Verwaltungstrakt Seniorenheim Detmold bereitge-
stellt (Produkt 15 01 05 – Senioreneinrichtungen). Die Restmittel wurden für die energetische Ertüch-
tigung von Beleuchtungsanlagen im Kreishaus eingesetzt (Produkt 01 03 06 – Gebäudewirtschaft). Die 
Fördermittel nach dem Kapitel 1 sind vollständig ausgeschöpft worden. 

Nach Kapitel 2 des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes sind Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Schulinfrastruktur finanzschwacher Kommunen bereitgestellt worden. Danach gewährt der Bund 
zur Verbesserung der Schulinfrastruktur allgemeinbildender Schulen und berufsbildender Schulen aus 
dem Sondervermögen "Kommunalinvestitionsförderungsfonds" den Ländern Finanzhilfen in Höhe von 
insgesamt 3,5 Mrd. €, auf den Kreis Lippe entfallen weitere Fördermittel in Höhe von 5,6 Mio. € (Be-
scheid vom 22.01.2018). 

Da diese Maßnahmen ausschließlich zur Verbesserung der Schulinfrastruktur vorgesehen sind, ist die 
vollständige Weiterleitung der Fördermittel an den EB Schulen vorgesehen. Aktuell sind Fördermittel 
i.H.v. 2,3 Mio. € abgerufen worden, die noch zur Verfügung stehenden Restmittel wurden erneut in 
das Budget eingestellt – Produkt 15 01 03; Auftrag I2016 001; Konten 68115031 bzw. 78155021 für die 
Jahre 2024 und 2025. 

Infolge der COVID-19 Pandemie und der Flutkatastrophe in NRW wurden durch Erlasse des Landes NRW 
die Förderzeiträume zwischenzeitlich mehrfach verlängert, aktuell können die Mittel bis zum 
31.12.2025 eingesetzt werden. 

Teil 1a - Satzung und Vorbericht
100



Produkthaushalt 2024 
Vorbericht 

6.3. Auswirkungen auf künftige Haushaltsjahre 

Das höhere Investitionsvolumen der nächsten Jahre (vgl. vorstehend) ist in erheblichem Umfang durch 
Fördermittel Dritter kofinanziert, für die Projekte (vgl. vorstehend) liegen die Förderbescheide be-
reits vor. Die anerkannten förderfähigen Kosten werden zu 80% (Kreishaus; InnovationSpin) bzw. in 
vollem Umfang (Breitbandausbau) refinanziert. 

Die in den Folgejahren entstehenden Belastungen aus höheren Abschreibungen auf Anlagevermögen 
bzw. der Auflösung von Rechnungsabgrenzungsposten aus Investitionskostenzuschüssen können weit-
gehend durch die ertragswirksame Auflösung von Sonderposten / passiven Rechnungsabgrenzungspos-
ten und Energieeinsparungen kompensiert werden. 

Weitere Investitionen im Rettungsdienst (und anteilig auch in der Leitstelle) sind hinsichtlich AfA und 
Zinsen gebührenrefinanziert, in Summe jedoch zunächst kreditfinanziert. Aktuell wird aufgrund des 
Investitionsvolumens und wieder steigender Marktzinsen mit steigenden Zinsaufwendungen für die 
Finanzplanjahre gerechnet. Von der Möglichkeit einer Mittelübertragung macht der Kreis Lippe keinen 
Gebrauch, die in 2023 nicht abgeflossenen, aber weiterhin benötigten investiven Mittel wurden daher 
im Budget 2024 ff. neu veranschlagt. 

7. Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit; Liquiditätskredite 

Nach § 7 Abs. 2 Ziffer 5 KomHVO soll im Vorbericht u.a. dargelegt werden, wie sich der Saldo aus 
laufender Verwaltungstätigkeit und aus Finanzierungstätigkeit entwickeln wird unter besonderer An-
gabe der Entwicklung der Kredite zur Liquiditätssicherung inklusive eines darzustellenden Abbaupfa-
des. 

7.1. Allgemeine Ausführungen 

Zur Entwicklung des Saldos aus laufender Verwaltungstätigkeit wird zunächst vollinhaltlich auf die 
ausführliche Darstellung zur Entwicklung der Erträge und Aufwendungen im Gesamtergebnisplan ver-
wiesen, die sich weitestgehend auch im Gesamtfinanzplan widerspiegelt. Gesonderte Ausführungen 
erfolgen nur, sofern erheblich abweichende Entwicklungen zu erwarten sind. 

7.2. Finanzplan 2024 komprimiert 

Einz. Lfd. Verwaltungstätigkeit 554.136 591.268 622.845 666.946 683.453 699.186 31.577
Einz. Investitionstätigkeit 22.941 32.491 26.558 24.431 20.288 20.238 -5.933
Aufnahme/Rückfluss Darlehen 272.347 558.520 515.328 433.183 423.790 424.544 -43.192

Einzahlungen 849.424 1.182.279 1.164.731 1.124.560 1.127.531 1.143.968 -17.548

Ausz. Lfd. Verwaltungstätigkeit 546.134 621.087 641.538 659.330 675.062 690.561 -20.451
Ausz. Investitionstätigkeit 27.852 65.165 68.059 44.178 32.626 32.676 -2.894
Tilgung von Krediten 271.886 493.888 466.353 418.893 420.373 420.418 27.535

Auszahlungen. insg. 845.872 1.180.140 1.175.950 1.122.401 1.128.061 1.143.655 -4.190

Anfangsbest. liq. Mittel 7.752 11.454 13.593 2.374 4.533 4.003 2.139

Entwicklung liq. Mittel 3.552 2.139 -11.219 2.159 -530 313 -13.358

Änderung Bestand fremde Finanzmittel 150 0 0 0 0 0 0

Endbestand liq. Mittel 11.454 13.593 2.374 4.533 4.003 4.316 -11.219

2025 FP 2023/24
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Zur Klarstellung ist darauf hinzuweisen, dass der Bestand an liquiden Mitteln in den Jahren 2023 bis 
2027 nur durch die Neuaufnahme von Liquiditätskrediten erreicht werden kann. Wie bereits ausge-
führt, führen hier die drastisch steigenden Soziallasten zu erheblichen Haushaltsbelastungen. 

Diese konnten in der Vergangenheit bis 2023 im Ergebnisplan weitestgehend buchhalterisch durch die 
Regelungen des NKF-CUIG isoliert werden, in der Finanzplanung zeigen sich aber sehr deutlich die 
hieraus resultierenden liquiden Bedarfe des Haushalts, die nur durch die verstärkte Aufnahme von 
Liquiditätsdarlehen – mit den aktuell einher gehenden Zinsbelastungen - kompensiert werden können. 

7.3. Entwicklung Liquiditätsdarlehen 

Nachdem die Liquiditätsdarlehen in den letzten Jahren – auch aufgrund der positiven Jahresergeb-
nisse – nahezu vollständig zurückgeführt werden konnten, ist aufgrund der Budgetplanung 2024 ff. 
wieder ein deutlicher Anstieg zu erwarten, dies ist insbesondere auch der im Ergebnis bewusst nicht 
ausgeglichenen Haushaltsplanung und den Effekten aus der Umsetzung des NKF-CUIG geschuldet. 

Die weitere Entwicklung wird maßgeblich auch von der unterjährigen Budgetentwicklung, insbeson-
dere der weiteren konjunkturellen Lage, die sich insbesondere in der Kostenentwicklung SGB II wi-
derspiegelt, beeinflusst werden. Auch wird entscheidend sein, welche Folgen die die Inflationsent-
wicklung, der seit Anfang 2022 andauernde Ukraine-Krieg sowie die daraus resultierende Energiekrise 
bzw. die Energietransformierung in der Wirtschaft hinterlassen und wie schnell z.T. erhebliche Um-
satzeinbußen kompensiert werden können. 

Hinsichtlich der im Gesamtfinanzplan dargestellten Entwicklung der Liquiden Mittel – hier wird im 
Finanzplanungszeitraum konstant ein Bestand von rd. 2 bis 5 Mio. € bereitgestellt zur Sicherstellung 
der Kassenliquidität. 

§ 3 KomHVO sieht nach Abs. 1 Ziffern 27 (Einzahlung Liquiditätskredite) und 29 (Tilgung Liquiditäts-
kredite) die Veranschlagung entsprechender Beträge in der Haushaltsplanung vor. Zur Beurteilung der 
Entwicklung der Kassenkredite kann daher nicht auf die Entwicklung der Liquiden Mittel der Finanz-
planung abgestellt werden, vielmehr ist zu prüfen, wie diese Liquidität erreicht wurde, z.B. durch die 
Gegenüberstellung von Aufnahme und Tilgung von Liquiditätskrediten. Die entsprechenden Kreditauf-
nahmen sind bei Produkt 16 01 02 – Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft – ausgewiesen. Die Entwick-
lung im Detail stellt sich wie folgt dar: 

Die Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung wurden geplant in Fortschreibung der 
Plandaten 2023, hier zeichnet sich aber ein verbesserter Verlauf ab, so dass sich die Gesamtentwick-
lung voraussichtlich positiver darstellen wird. 

Aufnahme Liquiditätsdarlehen 240.839 437.000 417.000 405.000 402.000 403.000 2.064.000
Tilgung Liquiditätsdarlehen 242.767 400.000 400.000 400.000 400.000 400.000 2.000.000
Veränderung -1.928 37.000 17.000 5.000 2.000 3.000 64.000

Nachrichtlich:

geplanter HH-Fehlbetrag -8.692 -15.840 -24.372 0 0 0 -40.212
Isolierung NKF-CUIG -1.638 -21.591 0 0 0 0 -21.591
Veränderung -10.330 -37.431 -24.372 0 0 0 -61.803

Gesamt
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In den Jahren 2023 bis 2027 sieht der Haushaltsplanentwurf 2024 neben bewusst geplanten Fehlbe-
trägen in Höhe von aufsummiert – 40,2 Mio. € (Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage) auch die 
Isolierung von pandemie- und kriegsbedingten Haushaltsbelastungen in Höhe von 21,6 Mio. € vor, in 
Summe fehlen somit in der Liquidität nach aktueller Planung rd. 61,8 Mio. €, die insoweit durch 
Liquiditätsdarlehen bereitzustellen sind – die voraussichtliche Entwicklung der Kassenkredite korres-
pondiert mit der vorstehend dargestellten Entwicklung. 

Die Höhe der veranschlagten Beträge resultiert aus der i.d.R. kurzfristigen Laufzeit der Liquiditäts-
darlehen. Abhängig von der aktuellen Liquiditätsentwicklung und –planung werden diese Mittel zum 
Ausgleich unterjähriger Schwankungen üblicherweise mit der Laufzeit von 30 Tagen aufgenommen 
und dann neu – je nach Mittelbedarf auch in veränderter Höhe – wieder neu ausgeschrieben und je 
nach Angebot auch an wechselnde Banken vergeben. Da jede Aufnahme und Tilgung einzeln verbucht 
wird, ergibt sich in der Jahresbetrachtung das hohe Umsatzvolumen. 

Der Bestand der Liquiditätsdarlehen erhöht sich danach voraussichtlich bis 2027 um rd. 64 Mio. €. Die 
dramatische Entwicklung unterstreicht nochmals nachdrücklich die kommunale Forderung nach wei-
tergehenden Stützungen von Bund und Land im Bereich der Soziallasten. 

Die Entwicklung des Kassenkreditbestandes ergibt sich nochmals aus nachstehender Grafik: 

Nachdem es in den letzten Jahren durch die überwiegend positiven Jahresergebnisse weitgehend ge-
lungen war, den schon infolge der Finanzkrise 2009 hohen Bestand an Kassenkrediten sukzessive zu-
rückzuführen, verpuffen diese langjährigen Anstrengungen nun innerhalb von nur 2 Jahren. Die Kas-
senkredite werden im Trend weiterhin steigen. 

Als umlagefinanziertem Haushalt ist es dem Kreis Lippe verwehrt, eine über den Mittelbedarf in der 
Ergebnisplanung hinausgehende Kreisumlage zu erheben. Soweit die sonstigen Erträge eines Kreises 
die entstehenden Aufwendungen nicht decken, ist gem. § 56 KrO NRW eine Umlage nach den hierfür 
geltenden Vorschriften von den kreisangehörigen Gemeinden zu erheben (Kreisumlage). 
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Ein lt. KomHVO grundsätzlich geforderter „Abbaupfad“ für Kassenkredite kann damit nicht aufgezeigt 
werden, ein Abbau der Liquiditätsdarlehen wird nur ermöglicht über die entsprechende Verwendung 
nicht geplanter, positiver Jahresergebnisse und einer – nach derzeitiger Planung – unausweichlichen, 
deutlichen Anhebung der Allg. Kreisumlage über die bisher vorgesehenen Anpassungsfaktoren hinaus. 

Dabei geht - mit Blick auf die aktuell wieder deutlich steigenden Zinsen - mit dieser Entwicklung auch 
eine erhöhte Belastung der Finanzplanjahre durch Zinsaufwendungen einher, nachdem in den letzten 
Jahren bei kontinuierlich rückgeführten Darlehen für einige Zeit eine Nullzinsphase zu verzeichnen 
war. 

Die hieraus ggf. resultierende Zinsbelastung wurde im Finanzplanungszeitraum angemessen berück-
sichtigt, auf die Erläuterungen zu Produkt 16 01 02 – Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft – wird 
verwiesen. 

8. Belastungen aus Eigenkapitalausstattung / Verlustabdeckung Beteiligungen 

Nach § 7 Abs. 2 Ziffer 7 KomHVO soll im Vorbericht u.a. dargelegt werden, welche wesentlichen 
haushaltswirtschaftlichen Belastungen sich insbesondere aus der Eigenkapitalausstattung und der Ver-
lustabdeckung für andere Organisationseinheiten und Vermögensmassen, aus Umlagen, aus Straßen-
entwässerungskostenanteilen, der Übernahme von Bürgschaften und anderen Sicherheiten sowie Ge-
währverträgen ergeben werden oder zu erwarten sind. 

Eigenkapitalverluste resultierten in der Vergangenheit aus der weiterhin nur liquiditätsorientierten 
Finanzausstattung der Eigenbetriebe im Rahmen der Betriebskostenzuschüsse, hier wird ein sukzes-
siver Abbau angestrebt, der aktuell mit Blick auf die allg. Preisentwicklung (insb. Steigerung Baukos-
tenindex) nicht darstellbar ist, die weitere Entwicklung ist abzuwarten. 

Darüber hinaus sind aktuell im Rahmen der Pandemie- und Ukraine-Kriegsfolgen zusätzliche Stützun-
gen für die Kommunale Verkehrsgesellschaft / KVG zur Sicherstellung der ÖPNV-Angebots im Budget 
2024 vorgesehen, zumal die weitergehende Kostenbeteiligung von Bund und Land am ÖPNV bisher 
noch nicht abschließend geklärt ist. Hier wird abzuwarten sein, wie sich die Pandemie/Ukraine-Krieg 
und hieraus resultierende neue Arbeitsmodelle wie Home-Office / Online-Meetings etc. auch länger-
fristig auf die Nachfrage im ÖPNV auswirken wird und ggf. Angebotsanpassungen notwendig machen. 

Weitere Stützungsleistungen sind im Budget 2024 - vorbehaltlich einer entsprechenden Beschlussfas-
sung durch den Kreistag veranschlagt für eine Eigenkapitalzuführung in Höhe von 10 Mio. € zur wei-
teren Stützung des Klinikums Lippe mit Blick auf die aktuell schwierige wirtschaftliche Situation, 
Produkt 15 01 02 – Beteiligungen. 
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